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Das Stadtebauförderungsgesetz und seine Anwendung

in NiedersacJrsen *)

Von Regierungsdirektor Gi erke, Niedersädrs. Sozialministerium, Hannover

I. Stadterneuerung und Stadtentwi&.lung - widrtige Zukunftsaufgaben

1. Stadtentwiddung und Städtebau, insbesondere aber städtebaulidre Erneuerung
und Enrwicklung, sind heute gesellsdraftspolitisdre Zukunftsaufgaben ersten Ranges.

Der wirtsdraftlidre und soziologische Strukturwandel, dem die Industriegesellsdraft
unterworfen ist, wirft Probleme auf, deren Umfang heute kaum nodr zu erfassen
ist, deren Bewältigung jedodr für immer mehr Menschen existenzwichtig wird. Die
Verbesserung der Lebensqualität durch Veränderung und Umgestaltung der bebau-
ten Umwelt ist darum ein vorrangiges politisd'res Ziel.

In Fachkreisen, aber audr in Presse, Rundfunk und Fernsehen wird jedodr immer
häuffger die Frage erörtert, ob unsere Städte überhaupt nodr menschenwürdig sind
und wie ihre gegenwärtige Krise, ihre ,,Untwirtlichkeit" (Alexander Mitsdrerlidr),
überwunden werden kann. Allgemein wird eine zunehmende Funktionssdrwädre
namentlidl der Großstädte festgestellt. InvestitionstätiBkeit der Gemeinden geht aus

ftnanziellen Gründen zurücik. Soziale und kulturelle Dienstleistungen können oft
nidrt mehr in dem erforderlidren Umfange ausgebaut, sondern müssen vielfadr
schon reduziert werden. Die Grenzen einer vertretbaren Verschuldung sind meist
sdron übersdrritten. Das geltende Bodenredrt verhindert eine den Bedürfnissen der
Allgemeinheit dienende Bodennutzung und nimmt damit den Städten die Möglidr-
keit zur Gestaltung ein.es zukunftsorientierten Städtebaus.

2. Eine Reihe von Problemen ergibt sidr besonders aus den vorhandenen städte-
baulidren Mißständen substantieller und funktioneller Art.

In nahezu allen Gemeinden gibt es mehr oder minder große Gebiete mit völlig ver-
alteter Bausubstanz und unzureidrender Ersdiließung. Die Vohn- und Arbeitsver-
hältnisse entspredren daher nidrt den heute allgemein geltenden Anforderungen. In
vielen Fällen ist sogar die Siclerheit der hier wohnenden und arbeitenden Mensdren
nur noch unzureichencl gewährleistet oder gar sdron gefährdet. Hier stellt sich die
Aufgabe einer Sanierung im eigentlidren Sinne des rVortes.

Daneben gibt es aber audr Gebiete, die nid-rt oder nicht mehr die Funktionen er-

füllen, die ihnen nad-r ihrer lage obliegen. So können die Zentren vieler Städte

ihre Aufgabe als Mittelpunkt des städtischen Lebens nidrt mehr erfüllen; sie geben

ihre Funktionen an Randgebiete ab und beginnen auszusterben. In anderen Fällen
hat sidr, begünstigt durdr das gegenwärtige Bodenredtt, eine ecihter Urbanität zu-
widerlaufende einseitige Bodennutzung entwickelt. §fliederum andere Gebiete haben
ihre bisherige Funktion infolge des Strukturwandels unserer §Tirtsdraft und Ge-

*) Nadr einem Vortrag, der auf
Katasterverwaltung im Dezember
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sellsdraft verloren. In all diesen Fällen besteht die Notwendigkeit zu Sanierungs'
maßnahmen mit dem Ziel der Funktionserhaltung oder der Funktionsänderung.

3. In weldrem Umfange städtebauliche Mißstände substantieller und funktioneller
Art im Lande Niedersadrsen bestehen, laßt sidr zur 7*it nodr nid'rt ermessen, da
entspredrende Erhebungen fehlen. Lediglidr für die Städte und Cemeinden, die
städtebaulidre Sanierungsmaßnahmen vorbereiten oder durd-rfithren und entspre-
drende Gebiete förmlid als Sanierungsgebiete festgelegt haben, liegen Angaben vor.

C,egenwärtig werden - soweit bekannt - Sanierungsmaßnahmen in folgenden
Städten und Gemeind,en des Landes Niedersadrsen vorbereitet oder durdrgeführt'

Art der
Maß-

nahme *)

Gemein de / Stadt

Gebiete für vorbereitende
Untersudrungen

Zahl der Größe der
Gebiete Gebiete

(in ha)

Formlidr festgelegte
Gebiete

Zahl der Größe der
Gebiete Gebiete

(in ha)

San. S. Achim

San. S. Aschendorf

San. S. Braunsdrweig

San. S. Burgdorf

San. S. Celle

San. S. Clausthal-Zellerfeld

San. S. Cuxhaven

San. S. Georgsmarienhütte

San. S. Göttingen

San. S. Hameln

San. S. Hannover

San. S. Helmstedt

San. S. Jever

San. S. Leer / Ostfr.

San. S. Lehrte

San. S. Lingen

San. S. Lüneburg

San. S. Münden

San. S. Norden

San. S. Nordhorn

San. S. Northeim

1

1

1

1

1

24

1,77

1,9

2,99

6

1,4

1,57

8,57

362
1,8

28p

46 tl
1,5

35§

11

e§4

1,5

40

318

o,6

2,3 5

t7

t2p8

1

1

1

1

1

3

1

2

1

3

1

1

I

1

2

1

1
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Art der
Maß-

nahme *)

Gemein de I Stadt

Gebiete für vorbereitende
Untersudrungen

Zahl der Größe der
Gebiete Gebiete

(in ha)

Förmlidr festgelegte
Gebiete

Zahl der Größe der
Gebiete Gebiete

(in ha)

San. S. Oldenburg i. O.

San. S. Osnabrüd<

San. S. Osterholz-Sdrarmbed<

San. S. Peine

San. S. Salzgitter

San. S. Seesen

San. S. Stade

San. S. Verden

San. S. §7'insen/Luhe

San. S. '§7'unstorf

San. L. Abbenrode

San. L. Bad Zwisdrenahn

San. L. Beckdorf

San. L. Emlidrheim

San. L. Esens

San. L. Gieboldehausen

San. L. Hitzad<er

San. L. Hornburg

San. L. Neuenhaus

San. L. Sehnde

San. L. Springe

San. L. Vienenburg

San. L. §(rittmund

Entw. Adrim -'W'est

Entw. Verden - Ost

Entw. Seevetal

Entw. Lehre-Flechtorf

I ll,5
2 40p0

r25
4 4,4

; ,,, ] ':"

I 3,76

1 1 1,69

4 g,g3

t 3p

t5
2 19,67

I t2
1 nodr nidrt abgegrenzt

25

; ,,,, I ',:

t4
t7

roa ,icht 
"br.*l 

enzt 
5 'l

1,2

118

I nodr nidrt abgegr enzt

I

*) San. S. : Sanierungsmaßnahme im Städt. Bereidr
San. L. : Sanierungsmaßnahme im Ländl. Bereidr
Entw. : Entruid<lungsmaßnahme
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Die vorstehenden Angaben vermitteln jedodr kein vollständiges Bild über das

Ausmaß der sanierungsbedürftigen Gebiete in den genannten Städten und Ge-

meinden. In vielen Fällen konnten nämlidr rnit Rüd<sidrt auf die nur begrenzt zur
Verfügung stehenden Sanierungsförderungsmittel lediglidr Teilbereidre der insge-

samt sanierungsbedürftigenFladren alsSanierungsgebiete förmlidr festgelegt werdeu.

Das N,iedersädrsisdre Sozialministerium beabsidrtigt daher, eine auf vergleidrbaren
Daten beruhende [Ibersidtt über den Umfang erforderlidrer Sanienrngsmaßnah'
men im Lande Niedersadrsen zu erstellen. Sie soll die Grundlage für einen Sanie'
rungsbedarfsplan und eine darauf gestützte Finanzplanung des Landes bilden. Das

Ministerium hat deshalb gemeinsam mit dem Planungsstab der Staatskanzlei einen
Forsdrungsauftrag vergeben mit dem Ziel, Methoden für eine Untersudrung über
Art und Umfang der voraussidrtlidren Sanierungsmaßnahmen in den Gemeinden
Nedersadrsens zu entwid<eln. Für Gemeinden untersdriedl,idrer Zentralität solleri
dabei jeweils gesonderte Untersudrungsmethoden erarbeitet werden. Im Rahmen

dieser Untersudrungen wird auf die Erfassung der städtebaulidren Funktionssdrwä-
dren besonders Gewidrt gelegt.

II. Das StlidtebaufOrderungsgesetz als Ansatz zur Läsung der Probleme

DasZiel, d,ie trbensqualität in den Städten zu steigern und die städtebaulidren Miß-
stände zu beheben, stellen Staat und Gesellsdraft vor Aufgaben, deren Bewältigung
die Kräfte aller beansprudren wird. Eine umfassende gesetzlidre Regelung zur Lö'
sung dieser Probleme steht nodr aus. Für versdriedene Teilbereidre ist jedodr in
letzter Zeit eine Reihe von Reformgesetzefl erlassen worden.

In diesem Zusammenhang ist vor allem das Städtebauförderungsgesetz zu erwäh-
nen. Seine Verabsdriedung war ein Sdrritt von grofler gesellsdraftspolitisdrer Bedeu-
tung. Mit ihm wurden entsdreidende gesetzlidre Voraussetzungen für clie Verwirk-
lidrung eines zukunftsorientierten Städtebaues gesdraffen. Zur Durdrführung der
Stadterneuerung und Stadtenrwiddung fehlten nämlidr den Städten und Gemeinden
bislang sowohl die hinreidrenden gesetzlidren Handhaben als audr die ausreiöenden
ftnanziellen Mittel. Die redrtlidren Möglidrkeiten des Bundesbaugesetzes haben sidr
als unzureid'rend erwiesen. Das Städtebauförderungsgesetz sudtt die Mängel des
bis dahin geltendea Redrts zu beseitigen. B gibt den Städten und Gemeinden in
einem bis dahin unbekannten Umfange Hilfen, ihre städtebaulidren Absidrten im
Sinne einer angewandten C,esellsdraftspolitik zu verwirklidren.

Entgegen den Erwartungen in weiten Kreisen der Offentlidrkeit bietet das Städte-
bauförderungsgesetz keine umfassende Uisung der städtebaulidren Probleme. Die
umfassende Reform des Bodenredrts steht nodt aus. Der Geltungsbereidr des
StädtebaufOrderungsgesetzes ist sadrlidr und räumlidr begrenzt. Es ffndet lediglidr
für besondere, räumlidr begrenzte städtebaulidre Maßnahmen Anwendung. Dies
wird mit Redt als ein Mangel empfunden. Es ist ohne Zwetfel problematisdr, gleidr-
sam für ,,städtebauliö€ Inseln" ein gesetzlidres Sonderredrt zu normieren, dodr war
es aus versdriedenen Gründen nidrt möglidr, das Redrt des Städtebaus insgesamt zu
reformieren. De enistandene Dsparilät zwisdren den Bestimmungen dis Stadte-
bauförderungsgesetzes und des Bundesbaugesetzes soll jedodr so bald wie möglidr
beseitigt werden. Sdron heute zeidrnet sidt ab, daß die Bestrebungen zur Novellie-
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rung des Bundesbaugesetzes in die gleicle Ridrtung wie das Städtebauförderungs-
gesetz gehen. Insoweit hat das Städtebauförderungsgesetz exemplarischen und expe'
rimentellen Charakter.

III. §/esentlidre Neuerungen des Städtebauförderungsgesetzes

Das Städtebauförderungsgesetz statuiert lediglidr ein Sonderbodenrecht für be-
stimmte städtebauliüe Maßnahmen. Es ist ein Spezialgesetz zum Bundesbaugesetz,
dessen Bestimmungen es in versdriedener Hinsicht modiffziert und ergänzt. Gleidr-
wohl enthält es eine Reihe von grundlegenden Redrtsgedanken, d,ie für die §(eiter-
entwiddung des allgemeinen Städtebauredrts von richtungsweisender Bedeutung
sind und deshalb im folgenden besonders hervorgehoben werden sollen. \Tesent-
lidre Neuerungen in diesem Sinne sind insbesondere

- d,ie lVeiterentwicft lun g des planun gsredrtli chen Instrumentariums,

- die Verpflid,tung des Eigentümers zur Planverwirklidrung,

- die stärkere Beteiligung des Bürgers am Planungsprozeß,

- die Steigerung staatlidrer Mitverantwortung an den Aufgaben der
städtebaulidren Sanierung und Entwiddung,

- die gesetzlidre Regelung der Förderung durch Land und Bund.

1. Von erheblid-rer Bedeutung ist zunädrst die Erweiterung des planungs- und
bodenredrtlichen Instrumentariums. Fortentwid<elt wird sowohl die Plantypik als

audr das Instrumentarium zur Planausführung. In beider Hinsidrt dringt das Gesetz
in Räume vor, die bisher weitgehend der privaten Gestaltung und Initiative vorbe-
halten waren.

Das Bundesbaugesetz hat den Bebauungsplan entsprechend der liberalstaatlidren
Tradition ledi gli dr als sdrrankensetzendes Ordnungsinstrument aus gebildet und die
Aufstellung weitgehend in das Ermessen der Gemeinde gestellt. Seine Funktion er-
schöpft sidr in der Planung eines ideellen Ortsbildes. Er beschränkt die Handlungs-
freiheit des Grundeigentümers und überläßt es natr,ezu aussdrließlidr dessen Initia-
tive, den plankonformen Zustand herzustellen. Das Bundesbaugesetz zwingt die
Gemeinden aud'r nicht zu einer den Bebauungsplan begleitenden Finanzplanung.
Audr insoweit bleibt die Verwirklichungschance des Bebauungsplanes in der
Sdrwebe.

Das Städtebauförderungsgesetz versudrt die Mängel des bisherigen Planungsrechts

auf versdriedene rJ7eise zu beseitigen. So verpflidrtet es die Gemeind,en, soweit sie

städtebaulidre Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahrnen durdrführen wollen, zur
Aufstellung von Bebauungsplänen (§ l0 Abs. I StBauFG).Der Bebauungsplan selbst

bleibt allerdings seinem Typ nadr als bloßes städtebaulidres Ordnungsinstrument
erhalten, dodr entwid<elt das Städtebauförderungsgesetz Ansätze für eine ihn be-
gleitende Durcl,führungsplanung unter Einbeziehung d,er ffnanziellen Aspekte.
§7ährend das Bundesbaugesetz lediglidr die ,,Vorbereitung und Leitung" (§ I
Abs. l) der Bod,ennutzung zum Tielehat, fordert das Städtebauförderungsgesetz
darüber hinaus audr die ,,2ügige Durdrführung" (§ 1 Abs. 1). Eine Sanierung muß,
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wie sid'r aus § 5 Abs. 2 StBauFG ergibt, innerhalb eines ,,absehbaren htraums"
durdrführbar sein. Ist dies nidrt zu erwarten, so muß diie höhere Verwaltungsbehörde
der Satzung zur förmlidren Festlegung des Sanierungsgebiets die Genehmigung
versagen. De Gemeinde muß daher für die Sanierungsmaßnahme einen Zeit-
Maßnahme-Plan aufstellen, der die einzelnen zeitlichen und räumlid'ren Handlungs-
absdrnitte erkennen läßt (vgl. RdErl. d. MS v.7. 6.1972 - MBl. S.916).

In diesem Zusammenhang wird den Finanzfragen besondere Bedeutung beigemes-
sen. Die Aussidrt auf Finanzierung der Sanierungsmaßnahme muß bereits bei förm-
lidrer Festlegung des Sanierungsgebiets begründet sein (vgl. RdErl. d. MS v. 7. 6.
1972 - aaO). Voraussetzung hierfür ist, daß die Gemeinde die voraussidrtlid'r an-
fallenden Kosten der Maßnahme in ihrem Haushaltsplan sowie in der mittelfristigen
Finanzplanung berücksichtigt hat. Ferner muß, soweit Finanzhilfen des Landes und
des Bundes erford'erlicl-r sind, die Maßnahme in das Förderungsprogramm aufge-
nommen worden sein. Nadr förmlidrer Festlegung des Gebiets hat die Gemeinde der
höheren Verwaltungsbehörde eine detaillierte Kosten- und Finanzierungsübersicht
vorzulegen (§ 38 SttsauFG). Diese ist mit den Investitionsplanungen anderer Kosten-
träger abzustimmen.

Aber nodr in anderer §7eise bindet das Städtebauförderungsgesetz die städte-
baulidre Planung und ihre Durdrführung an flankierende Planungen. Es fordert
näml,idr in § 8 Abs. 2 die Aufstellung eines Sozialplans für das Sanierungsgebiet. In
seinen Grundzügen muß der Sozialplan bereits bei förmlicher Festlegung des Sanie-
nmgsgebiets erarbeitet d, (§ + Abs. 2 Satz 2 StBauFG). Die Gemeinde wird also
gezwungen, sidr in jeder Phase des Verfahrens konkrete Vorstellungen über die
sozialen Auswirkungen ihrer städtebaulidren Maßnahmen zu madren.

Sdrließlidr ergeben sidr auch aus der Bauleitplanung im Sanierungsgebiet Pflidrten
zur Planverwirklidrung. So ist die Gemeinde verpflidrtet, die Ordnungsmaßnahmen
innerhalb des fOrmlidr festgelegten Sanierungsgebiets selbst, durdr einen Sanie-
rungsträger oder durdr die betroffenen Eigentümer durdrführen zu lassen (§ 13
Abs. 1 StBauFG). Darüber hinaus hat sie, soweit die Eigentümer hierzu nidrt in der
Lage sind, audr für die Durdrführung der Baumaßnahmen zu sorgen oder diese
selbst zu überwadren (§ 13 Abs. 3 StBauFG).

2. Das Städtebauförderungsgesetz bildet jedo& nidrt nur die Plantypik des Bun-
d,esbaugesetzes fort, es versdrjärft audr das gegenüber dem Grundeigentümer anzu-
wendende Instrumentarium zur Planausführung, und zwar in dreifadrer Hinsidrt:

Zunädrst statuiert es in § 15 einen weitreidrenden Genehmigungsvorbehalt für bo-
denbezogene Redrts- und Tathandlungen. Durch ihn werden die aufgrund des
Bundesbaugesetzes zum Zwed<e der Plansidrenrng bestehende Veränderungssperre
sowie sonstige planungsbedingte Genehmigungsvorbehalte abgelöst. Zwed< der
Vorsdrrift ist, Redrtsvorgänge und tatsädllidle veränderungen der Grundsttid<e zu
verhindern, die sidr ersdrwerend auf den Ablauf der Sanierung auswirken können.
Das Niedersädrsisdre Sozialministerium wird dieses neue Redrtsinstrument in einem
besonderea Erlaß näher erläutern.

Ausgebaut und zum Teil neu gestaltet wird audr das Instrumentarium zur Erzwin-
gung einer plankonformen Bautätigkeit. Das Städtebauförderungsgesetz ermäd.rtigt
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die Gemeinden in § 20, Baugebote zu erlassen. Ferner gibt es ihnen eine redrtlidre
Handhabe, die Modernisierung von Altbauten zu erzwingen (§ 21 StBauFG) oder
auf die Erhaltung von Baudenkmalen hinzuwirken. Sdrließlid-r kann die Gemeinde
die Eigentümer oder soflstigen Nutzungsberedrtigten auf Grund von § 19 StBauFG
durd'r Besd'reid verpflidrten, die Beseitigung eines Gebäudes oder einer sonstigen
baulid'ren Anlage zu dulden.

Versdrärft und weiter ausgebaut werden schließlidr audr die Instrumente für eine
aktive gemeindlidre Bodenpolitik. Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang die
Verfahrensvereinfad,ungen beim gemeindlidren Vorkaufsredrt (§ l7 StBauFG), das
neu gesdraffene Redrt der Gemeinden zum Grunderwerb (§ 18 StBauFG) und die
Verfahrensvereinfadrungen bei der Enteignung (§ 22 StBauFG).

3..Ein wichtiges Ziel des Städtebauförderungsgesetzes ist ferner die Verstärkung
der Mirwi,rkun gsred'rte insbesondere der Betroff enen.

Das Bundesbaugesetz hat die Mitwirkung der Betrolfenen an der Bauleitplanung
nur unvollkomm'en ausgebildet. Nadr § 2 Abs. 6 BBauG sind die Bauleitpläne zwar
der Offentlidrkeit zugängliö zu madren, dodr kommen Anregungen und Bedenken
in diesem Stadium des Planaufstellungsverfahrens - wie die Praxis zeigt - meist
zu spät. Der Bauleitplanentwurf liegt bereits abgesdrlossen vor. Rat und Verwaltung
der Gemeinde sind daher in der Regel nidrt mehr bereit, grundsätzlidle Anderun-
gen vorzunehmen.

Das Städtebauförderungsgesetz versudrt diesen Mangel zu beheben, indem es den
von San,ierungsmaßnahmen Betroffenen in drei versdriedenen Stadien des Verfah-
rens die Mögliükeit zur Mitwirkung eröffnet. So hat die Gemeinde nadr s 4 Abs. 1

Satz 2 StBauFG bereits im Rahm,en der vorbereitenden Untersud,ungen die Einstel-
lung und Mitwirkungsbereitsdlaft der Eigentümer und sonst Betroffenen im Unter-
sudrungsgebiet zu ermitteln sowie Vorsdrläge hierzu entgegenzunehmen. Nadr
förmlidrer Festlegung des Sanierungsgebiets muß sie gemäß § 8 Abs. 2 StBauFG die
Erörterungen mit den Beroffenen fortsetzen und das Ergebnis in einem Protokoll,
d,em sog. Sozialplan, sdrriftlidr festlegen. § 9 Abs. 1 StBauFG sieht darüber hinaus
einen Erörterungstermin mit den Eigentümern und sonstigen Betroffenen über die
beabsidrtigte Neugestaltung des Sanierungsgebiets vor. Diese Erörterung hat vor
Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs stattzuftnd,en.

In diesem Zusammenhang dürfen jedod, nicht die Gefahren außer adrt gelassen

werden, die durdr ein Ubermaß an ,,Demolcratisierung der Planung" entstehen
können. Der Mitwirkung der Ollentlidrkeit und audr der Betroffenen sind sowohl
aus redrtlidren als audr aus verwaltungspolitisd'ren Gründen Grenzen zu setzen. Sie

darf auf keinen Fall so weit gehen, daß jede kommunalpolitlsdre Aktivität auf dem
Gebiet des Städtebaus im Gestrüpp der untersd'riedlidren Meinungen und Interessen
zum Erliegen kommt und die verantwortlidren Kräfte in Rat und Verwaltung durdr
immerwährende Auseinandersetzungen entmu,tigt werden. Die durdr das Kommu-
nalverfassungsredrt statuierte Verantwortung der zuständigen Organe der Gemeinde
darf auf keinen Fall ausgehölt und beeinträd,tigt werden. Eine falsdr verstandene,
ins Extrem übersteigerte ,,Demokratisierung der Planung" erstidd jeden Ansatz auf
eine Verbessenmg der städtebaulidren Verhältnisse. Bewußt und mit aller Deut-
lidrkeit hat darum das Niedersädrsisdre Sozialministerium in seinem RdErl. v. 7. 6.
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1972 (tylßt. S. 916) erklärt, daß die mangelnde Mitwirkungsbereitsdlaft der Be-
trofienen redrtlidr kein Hindernis für die Durdrführung der Sanierung ist. Das
Städtebauf<kderungsgesetz und das Bundesbaugesetz bieten der Gemeinde hin-
reidrende hoheitlidre Flandhaben, die Sanierung notfalls audr gegen den \7ider-
stand der Betroffenen durdrzusetze* Zur Ausübung dieser hoheitlichen Befugnisse
besteht nadr § 8 Abs. 1 StBauFG sogar eine Redrtspflid'rt, deren Bead,tung von der
Aufsidrtsbehörde erzwungen werden kann.

4. Eine weitere wesentlidre Neuerung des Städtebauförderungsgesetzes besteht in
der Stärkung der staatlid-ren Mitverantwortung für städtebaulidre Maßnahmen.

Das Bundesbaugesetz hat den Städtebau als Aufgabe kommunaler Selbstverwaltung
statuiert. Dies gilt sowohl für die Bauleitplanung als auch für die Umlegung und die
Ersdrließung. Begrenzt wird die gemeindlidre Kompetenz nadr dem Bundesbau-
gesetz lediglidr durdr die Bindung der Bauleitplanung an dieZiele der Raumordnung
und Landesplanung (§ I Abs. 3 BBauG), den Genehmigungsvorbehalt für Bauleit-
pläne (§§ 6, 11 BBauG) sowie den begrenzten Vorrang bestimmter Fadrplanungen
(vgl. § aA BBauG). Der Bundesbaugesetzgeber war damit auf Drängen der kommu-
nalen Spitzenverbände jedodr weit über das hinausgegangen, was bis dahin als ge-
sidlerter historischer Kernbestand der kommunalen Selbswerwaltung angesehen
wurde. Hieraus folgt, daß bei weitem nicht alle gemeindlidren Kompetenzen nach
dem Bundesbaugesetz zugleidr auch d'em verfassungsred-rttridren Sdrutz des Art. 28
Abs. 2 GG unterliegen.

Das Städtebauförderung;sgesetz modiftziert die durdr das Bundesbaugesetz begrün-
dete Kompetenz der Gemeinden, indem es in sorgfältig abgestuftem Umfange
Bund und Land in die Verantwortung für städtebaulidre Maßnahmen einbezieht.
Bereits § 1 Abs. I StBauFG stellt dies rnit den \Worten klar, ,,Bund, L,änder, Gemein-
den und Gemeindeverbände wirken im Rahmen ihrer Zust,ändigkeit an dieser Auf-
gabe mit." Das Maß der staatlichen Mitwirkung ist allerdings bei den Entwiddungs-
maßnahmen einerseits und den Sanierungsmaßnahmen andererseits untersdliedlidl
stark ausgeformt. §7ährend das Gesetz bei den Entwicllungsmaßnahmen die Ver-
antwortung für die Vorbereitung und förmlidre Festlegung weitgehend dem Staat
zuweist, hält es bei den Sanierungsmaßnahmen dem Grundsatz nadr an der Eigen-
verantwortlidrkeit der Gemeinde frir die Vorbereitung und Durdrführung fest. Es
weist jedodr den staatlidren Stellen audr hier gewisse \Tirkungsbefugnisse zu und
sdrränkt insoweit die gemeindliche Selbstverwaltungskompetenz ein.

Verstärkt ist die Stellung der staatlidren Verwaltung bereits im Verfahren zur förm-
lidren Fesdegung des sanienrngsgebiets. Das c,esetz verpflidrtet nämlidr in s 5
Abs. 2 StBauFG die Gemeinde, die satzung über die förmlidre Festlegung zusam-
men mit einem Beridrt über das Ergebnis der vorbereitenden untersudrungen und
über die Gründe, die eine förmlidre Festlegung des Gebietes redrtfertigen, der
höheren verwaltungsbehörde vorzulegen. Desi hat zunädrst im Rahmen einer
Redrtsaufsidrt zu prüfen, ob die gesetzlid,en Voraussetzungen für eine förmlidre
Gebietsfestlegung gegeten sind. Fehlen sie, so ist die Genihmigung zu versagen.
Die Genehmigung darf aber audr dann nidrt erteilt werderr, *enn leine Ausildrt
auf Durdrführyng il absehbarer Zeit besteht. Der höheren Verwaltungsbehö.rde
wird damit neben ihrer Redrtsaufsidrt zugleidr eine begrenzte Zwe&maßigkeits-
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kontrolle eingeräumt und auf diese §7eise eine gewisse Miwerantwortung für die
Durdrführbarkeit der Sanierung auferlegt. Das Niedersädrsisdre Sozialministerium
hat darum in sein,em RdErl. v. 7.6. 1972 (MBl. S.916) die höheren Verwaltungs-
behörden zu einer möglichst sorgfältigen Prüfung der gemeindlichen Sanierungs-

satzungen angehalten und hierfür detaillierte Hinweise gegeben. Indirekt hat es

damit zugleid, aber audr den Gemeinden eine Hilfe dafür gegeben, wie sie ihre
Satzungen rechtssidrer vorzubereiten haben. Ein Satzungsmuster ist dem Erlaß bei-
gefügt.

Die Mitverantwortung der höheren Verwaltungsbehörde bleibt aber auch nadr der
förmlidren Gebietsfestlegung bestehen. So hat die Gemeinde gemäß § 10 StBauFG

nadr förmlidrer Festlegung Bebauungspläne für das Sanierungsgebiet aufzustellen.
Das Städtebauförderungsgesetz statuiert hier im Gegensatz zum Bundesbaugesetz

eine uneingesdrränkte Planungspflidrt der Gemeinde. Die Einhaltung dieser Rechts-

pflidrt ist von der Aufsidrtsbehörde zu überwadren. Eine weitere Einflußnahme der
höheren Verwaltungsbehörde ist nadr § 38 StBauFG zulässig und gegebenenfalls

audr geboten. Aufgrund dieser Vorsihrift hat die Gemeinde nadr förmlidrer Fest-

legung des Sanierungsgebiets und Aufstellung des Bebauungsplanentwurfs der hö-
heren Verwaltungsbehörde eine mit den übrigen öflentlidren Aufgabenträgern ab-
gestimmte Kosten- und Finanzierungsübersicht vorzulegen. Die höhere Verwal-
tungsbehörde kann von der Gemeinde Ergänzungen und Anderungen dieser Uber-
sicht verlangen und auf diese \(eise eine enge Verzahnung zwischen Bauleitplanung
und ffnanzieller Durchführungsplanung erzwingen. Sie hat ferner für ein sinnvolles
Zusammenwirken der Gemeinde mit den anderen öffentlidren Aufgabenträgern zu

sorgen. S&ließlidr muß sie audr darauf hinwirken, daß andere staatlidr geförderte
Maßnahmen mit den Sanierungsmaßnahmen koordiniert werden und die Förde'
rungsmittel gebündelt zum Einsatz kommen.

Das Städtebauförderungsgesetz hat also dem Staat umfangreidre Aufsichts-, Bera'
tungs- und Koordinierungsaufgaben zugewiesen und damit faktisdr eine Verbund-
verwaltung, ein ,,Kondominium" (§flerner \7eber), zwisdren Staat und Gemeinde
gesdr,afien. Ein nidrt unerheblidrer Teil ursprünglidr gemeindlidrer Eigenverantwor-
tung ist in diesen Bereidr kondominaler Verwaltung abgewandert.

5. Eine wesentlicfie Neuerung bedeutet scfiließli& audr die im Städtebauförderungs-
gesetz enthaltene Regelung über den Einsatz staatlicher Förderungsmittel für die

itädtebaulidren Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen der Gemeinden. Auch sie

ist Ausdrud< dafür, daß der Staat ein größeres Maß an Verantwortung für die Auf-
gabe des Städtebaues übernommen hat. Erstmalig wird vor allem audr die Beteili-

gung des Bundes an der Finanzierung städtebaulidrer Maßnahmen festgelegt.

De Finanzierungskompetenz des Bundes leitet das Gesetz in § 71 Abs. 1 aus Art.
104a Abs. a GC ab. Aufgrund dieser Ermädrtigung kann der Bund den Ländern

Finanzhilfen für besonderi bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden

gewähren, die zum Ausgleich untersdriedlidrer §Tirtsdraftskraft im Bundesgebiet

äd.. ,u. Förderung des wirtsdraftlidren §Tadrstums erforderlidr sind. Redrtlidr
streitig ist allerdings, ob § Zt Abs. 1 StBauFG lediglidr die Förderungskompetenz-
mOgliärkeit für den Bund eröffnet oder aber zugleidr audr eine Förderungspflidrt

ausipridrt. Der §Tortlaut von § 71 Abs. I StBauFG läßt audr die zuletzt genannte
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Auslegung zu. Der Bundesminister hat jedodr bisher eine Rechtspflidrt zur Förde-
rung nidrt anerkannt.

Zv Finanzierung von einem Drittel der sog. unrentiedichen Kosten der einzelnen
Maßnahmen hat das Gesetz für die Jahre 1971 bis 1973 Bundesmittel in Höhe von
insgesamt 450 Mio. DM bereitgestellt. Davon wurden 100 Mio. DM in das Jahres-
programm 1971 und 150 Mio. DM in das Jahresprogramm 1972 eingesetzt. 1973
werden 2@ Mio. DM vergeben. L'änder und Gemeinden haben gemeinsam die
übrigen, vom Bund nid,t geförderten zwei Driuel der unrentierlidren Kosten zu
tragen.

Dem Land Niedersachsen wurden im Jahre 1971 ca. 12,5 Mio. DM, im Jahre 1972
ca. 77,6 Mio. DM und im Jahre 1973 ca.22,4 Mio. DM Bundesffnanzhilfen zuge-
teilt. Es hat daneben eigene Mittel in gleicher Höhe bereitgestellt.

Das Förderungsverfahren selbst ist in § 72 StBauFG gesetzlich geregelt. Hiernad-r
haben die Länder für die städtebaulidren Sanierungs- und Entwid<lungsmaßnahmen
vor Beginn eines jeden Jahres mehrjährige Förderungsprogramme aufzustellen und
dem Bund vorzulegen. Der Bund stellt aufgrund der Länderprogramme das Bun-
desprogramm auf und weist den einzelnen Ländern die auf sie entfallenden Finanz-
hilfen zu. Die Bewilligung der Mittel für die einzelnen Maßnahmen erfolgt durdr die
Länder. Re&tlidr streitig ist in diesem Zusammenhang allerdings, in weldrem Um-
fange der Bund bei der Aufstellung seines Programms an die Vorschläge der Länder
gebunden ist. Der Freistaat Bayern hat zur Klärung dieser Frage einen RedTtsstreit
beim Bundesverfassungsgericht anhängig gemadrt, auf dessen Ausgang mit Span-
nung gewartet werden darf.

Eine bundeseinheitliche Regelung des Förderungsverfahrens selbst steht nodr aus.
Die Bundesregierung hat von der ihr nadr § 9t StBauFG zustehenden Verordnungs-
ermächtigung noch keinen Gebrauch gemad-rt. Die Länder mußten sidr daher bisher
mit Ubergangsregelungen behelf en.

Das Förderungsverfahren in Niedersachsen gliedert sich in zwei Abschnitte, nämliclt
in das Programmaufstellungsverfahren einerseits und das Bewilligungsverfahren
andererseits. Eine Verbindung beider Verfahren ist nidrt zwecftmäßig.

Eine Gemeinde, die erstmals oder erneut Förderungsmittel des Bundes und des
Landes begehrt, meldet hiernadr ihre Maßnahme zum festgesetzten und bekannt-
gegebenen Termin über den Regierungs- bzw. Verwaltungspräsidenten zur Auf-
nahme in das Landesprogramm an. Die inhaltlidren Anforderungen für die Anmel-
dung ergeben sich aus einer Bekanntmadrung des Sozialministeriums (Bek. v.21.5.
1973 - MBl. S. 926). Aufgrund der gemeindlidren Anmeldungen stellt das Nieder-
sädrsisd,e Sozialministerium das Landesprogramm auf, stimmt es mit den übrigen
Ministerien ab und legt es dem Bundesminister vor. \7ird eine Maßnahme sowohl
in das Bundes- als audr in das Landesprogramm aufgenommen, so erhält die Ge-
meinde hierüber eine Mitteilung, in der die Höhe sowie die Zwed<bindung der
vorgesehenen Finanzhilfen des Bundes und des Landes angegeben sind. Sie kann
dann im Rahmen der im Programm vorgesehenen Finanzhilfen bei Bedarf Mittel
für genau bezeidrnete vorhaben beantragen. Das Land erläßt dann nad, Prüfung
der Antragsunterlagen den Bewilligungsbesdreid.
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IV. Probleme der Gesetzesanwendung

Das Städtebauförderungsgesetz gehört ohne Zweifel zu den besonders sdrwierigen
redrtl.idren Regelungen. Seine Anwendung stellt darum die Verwaltung der Ge-
meinden, des landes und des Bundes vor zahlreidre Probleme. Die Arbeitsgemein-
sdraft der für das Bau- und §Tohnungswesen zusfändigen Minister und Senatoren
der Länder (ARCEBAU), der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau sowie der Bundesverband der kommunalen Spitzenverbände sind darum
z. T. in gemeinsamen Arbeitskreisen bemüht, Ausführungsbestimmungen zu ep
arbeiten.

So sind in Niedersadrsen aufgrund dieser gemeinsamen Arbeit bereits veröffentlidrt:

Einführungserlaß zum Städtebauförderungsgesetz vom 4. 2. 1972 (MBI.
s. 487),

RdErl. über die Voraussetzungen für die Bestätigung von Unternehmen als

Sanierungs- oder Entwiddungsträger vom 15. 2. 1972 (MBl. S. 491).

Ferner hat das Niedersädrsisdre Sozialministerium von sidr aus zusätzlidr besonders
herausgegeben,

Regelung der Zuständigkeiten nadr dem Städtebauförderungsgesetz, RdErl.
v. 11.2.1972 (MBl. S.490),

Hinweise für die Genehmigung von gemeindlidren Satzungen über die förm-
lidre Festlegung von Sanierungsgebieten nadr dem StadtefOrderungsgesetz,
RdErl. v. 7.6.1972 (MBl. S. 916),

Grundsteuererlaß nadr § 78 des Städtebauförderungsgesetzes, RdEd. v.
t6. s. te7? (MBI. S. 889).

Zu folgenden Sadrbereidren werden mit den anderen Ländern Musteredasse
erarbeitet:

Besondere Vorsdriften des Städtebauförderungsges€tzes zur Enteignung,

Besondere Vorsdrriften des Städtebauförderungsgesetzes zur Bodenordnung,

Genehmigungsvorbehalt nadr § 15 StBauFG,

Cemeindlidres Crunderwerbsredrt nadr § 18 StBauFG,

Stadtebaulidre Maßnahmen im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Ver-
besserung d;er Agrarstruktur,

Vorbereitende Untersudtungen,

Sozialplan,

Muster für Sanierungsträgerverträge.

Das Niedersäd'rsisdre Finanzministerium wird demnädrst nadr Abstimm.ung mit dem

Niedersädrsisdren Sozialministerium die Anwendung von § 77 StBauFG erläutern.

De verantwortlidren Stellen sind sidr jedodr bewußt, daß die genannten Verwal-
tungsvorsdrriften lediglidr erste Hilfen für die Handhabung des Städtebauförde-
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rungsgesetzes sein können. Viele Probleme sind nodr ungelöst oder nodr unbekannt.
Stadtebauliche Sanierung und Enauid<lung ist daher nur möglidr, wenn alle Verant-
wortlidlen gemeinsam audr an der Verbesserung und dem weiteren Ausbau der be-
stehenden Redrts- und Verwaltungsvorsdrriften und den Methoden ihrer Anwen-
dung mitarbeiten.

V. Llteratnrhllwelse

Baumeister-Baumeister, StädtebauförderuDgsgesetz. KommeDtar, Münster 1971

Dietridl - Fahrenholtz, Stedtebauförderungsgesetz für die Praxis, Stuttgart 1972

GaeDtzsdr, Städtebauförderugsgesetz, KoxoEentar, 2. Aufl ,. Siegburg 1972

Meyer-Stiü-Söliöter, StädtebauförderuDgsgesetz, Kommentar, Köln-Berlin-Bonn-Münöetr 1972

Sdrmid-Assmann, Grurdfragetr des Städtebauredrts, Göttingen I972

ders., Die Kommunale Selbstverwaltung im Regieru[gsentwurf zu einem Städtebauförderuagsgesetz,
in: Die Verwaltung 3. Bd,, S. 421 ff

Mitwirkung bei städtebaulichen Maßnahmen *)

Von Vermessungsoberrat Dipl.-lrg. S c h u I t e, Niedersächs. Ministerium
des Innern, Hannover

t. Einleitung

Die heute so dringlid're und deshalb im öffentlidren Interesse stehende Erneuerung
und Enrwid<lung von Städten und Dörfern bringt eine Fülle von wichtigen Aufgaben
auf vielen Gebieten. Diese Aufgaben erfordern vor allem planende, ordnende und
bauende Tätigkeiten. §(/ir alle sind aufgerufen, daran mitzuwirken. Audr für die
Vermessungs- und Katasterverwaltung hat sid, hier ein weites Betätigungsfeld er-
öffnet, ein Feld, dessen Grenzen nodr längst nidrt abgested<t sindl

Im folgenden soll es um die Mitwirkung unserer Fachverwaltung und der Gutadrter-
ausscihüsse bei städtebaulidren Maßnahmen - insbesondere bei Sanierungs- und
Entwiddungsmaßnahmen nadr dem Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) - gehen.
Jedodr kann idr Ihnen kein eindeutiges und praktikables Rezept für eine optimale
Mitwirkung geben. Dazu ist die Materie zu komplex und dazu sind die Vorausset-
zungen örtlid, zu versdrieden. §üir sollten aber versudren, Ansatzpunkte für unsere
Mirwirkung aufzuspüren und Impulse für die praktisdre Arbeit zu geben. §7ir kön-
nen und dürfen uns einer Mitwirkung nidrt entziehen, denn s 2 StBauFG verpflidrtet
alle öffentlidren Aufgabenträger ,,im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaüen, die
Durdrführung von sanierungs- und Entwiddungsmaßnahmen zu unterstüizen". Da-
bei sollten wir nicht lediglidr passiv auf Anträge warten, sondern uns zu aktiver
Mitarteit bereitffnden.

*) Nadr einem Vortrag, der auf einer
Katasterverwaltung im Dezembet t972

Fortbildungsveranstaltung der Niedersädrs. vermessungs- und
in Bad Sachsa gehalten wurde.
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De moderne Gesellsdraft verlangt heute von ihrer Verwaltung viel mehr Leistun'
gen im Sinne einer umfassenden Daseinsvorsorge als je zuvor. Und gerade in einer

Leistungsverwaltung ist das Zusammenspiel der versdriedenen Aufgabenträger und
ihrer Fadrleute mehr denn je zur Erreidrung einer optimalen §(irkung notwendig.

Das gilt vor allem bei den hier zu behandelnden städtebaulidren Maßnahmen, die
ohne das sich ergänzende und befrudrtende Zusammenwirken vieler Fachleute wie
Ardritekten, Geodäten, Juristen, Bauingenieuren, Soziologen usw. nidrt mehr wir-
kungsvoll durdrzuführen sind. Hier muß die Verwaltung ,,Team-work" praktizieren.

Audr die Vermessungs- und Katasterverwalfung ist von einer Umstrukturierung
betroffen. Nadr den herkömmlidren Aufgaben ist sie eine mehr dienende Verwal-
tung, die auf Abruf für andere Stellen eine Reihe flädrenbezogener Daten in Form
von Karten und Registern bereithält. Die Laufendhaltung dieser NadTweise nahm
und nimmt audr nodr heute einen breiten Raum der Gesamttätigkeit ein. So notwen-
dig und grundlegend diese Arbeiten sind, so wenig greifen sie dodr gestaltend in
unsere Umwelt ein und werden deshalb im allgemeinen Bewußtsein leidtt unter-
sdrätzt. In vielen Bestimmungen - das gilt audr für das StBauFG - ffnden sidr aus

diesem Grunde nur sehr pausdrale Hinweise auf Arbeit und Ergebnisse des Liegen-
sdraftskatasters. Die Vermessungs- und Katasterverwaltung hat ihre traditionellen
Aufgaben trotz ständig steigender Anforderungen in qualitativer und quantitativer
Hinsidrt, trotz Mangel an Fadrkräften und Hilfsmitteln immer gut erfüllt. Sie ist
jetzt dabei, die modernsten Tedrniken so einzusetzen, daß eines Tages die klassi-

sd,en Aufgaben sehr viel schneller erledigt werden können. Die Ziele für diesen

Bereid, sind gesetzt und die Entwid<lung ist - mag die Realisierung im einzelnen
auch nodr so schwer sein - dodr abzusehen.

Ein Grund mehr, Leistungen und Einsatz nidrt hierauf zu besdrränken. Denn dieser

Bereidr wird m. E. eines Tages abgeklärt sein und wenig Raum mehr bieten für die
von uns nadr Ausbildung und Fähigkeiten erwartete hodrqualiffzierte Tätigkeit. An-
sprudrsvolle Möglichkeiten bietet uns dagegen sdron jetzt und in Zukunft nodr mehr
die Mitr,'rirkung an städtebaulidren Maßnahm€n, die wegen ihrer Bedeutung im Blick-

punkt der O{fentlidrkeit stehen. Hier sind wir aufgefordert, unsere Fähigkeiten und
Möglidrkeiten in Zusammenarbeit mit anderen Disziplinen im Interesse des Ganzen

einzusetzen.

Ich mödrte vorweg die Funktion des Vermessungswesens in diesem Zusammenhang
grob umreißen: Das ist zunächst die Bodenordnung im engeren Sinne (Umlegung,

Genzregelung, freiwilliger Grundsttid<stausdr usw.), die erst die Grundlage für die

Realisierung der städtebaslidren Pläne gibt. Diese Arbeiten waren sdron im'mer

eine Domäne des Vermessungswesens und sollten es audr bleiben. Daneben wird
die §/ertermittlung von Grundstüd<en immer widrtiger. Nadr meiner Meinung steht

die §fertermittlung sogar im Zentrum aller städtebaulichen Maßnahmen und wird
weitgehend über Öefingen und Nidrtgelingen vieler Maßnahmen mit entscheiden.

Uns-sind die Aufgaben der'§ü'ertermittlung zu einem ganz wesentlidlen Teil über-

tragen. Als drittes möchte ich die Bereitstellung von Planungsunterlagen erwähnen.

Da-zu gehören nidrt nur Karten und Pläne, sondern audr viele sonstige Daten, die

für die'Planung von Bedeutung sind. Es kommt darauf an, diese Daten in flexibler,

selektionsfähigär Form bereitzuhalten. Das wird uns vor allem die EDV ermöglidren.

Daneben ist slpeziell für die Planung und zur sdrnellen Ubersidrt eine ansdraulidre
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Darstellung in Karten und Plänen notwend,ig. Ein weites Feld für die Thematisdre
Kartographie! Sollten nidrt audr auf diesem Gebiet die entsdreidenden Ideen und
Anstöße von den Geodäten ausgehen?

Mand-rmal sdreint es mir, als ob man den hier skizzierten drei Arbeitsbereiclen an
den Hodrsdrulen viel zu geringe Bedeutung beimißt. Dabei sollten diese Arbeiten -audr aus berufspolitisd'ren Gründen - mit im Vordergrund unserer Ausbildung und
Tiitigkeit stehen.

2. Mitwirkung bei städtebaulidren Maßnahmen

2.1. Grundlagen
Im Vermessungs- und Katastergesetz sind uns zunädrst einmal die ,,klassischen"
Aufgaben zugewiesen: Einridrtung und Fortführung von landesvermessung und
Liegensdraftskataster einschließlich der dazugehörigen Vermessungen. Eine Art
,,Generalklausel" für unser Tätigwerden enthält dagegen der § 14, in dem gefordert
wird, daß das Liegensdraftskataster audr sonstigen ,,öffentlichen Belangen" entspre-
dren müsse. Sicher ist, daß das Liegensdraftskataster audr den Zwec.ken der PIa-
nung, Bodenordnung usw. entspredren muß. Die Frage nadr den Konsequenzen
muß im Einzelfalle der Fachmann selbst beantworten. Er muß sidr aktiv und redrt-
zeitig an derr ,,öffentlidren Belangen" orientieren und herausffnden, was gebraucfit
wird. Die Vorsdrrift des § 14 bedeutet Ermächtigung und Verpflidrtung zugleidr.

Id1 will nun nidrt auf weitere Gesetzes- und Verwaltungsvorschriften eingehen, in
denen die Vermessungs- und Katasterverwaltung direkt oder indirekt angesprodren
ist. Es gibt wenig direkte Zuweisungen für uns - audr nidrt im hier interessierenden
StBauFG. Eine angemessene Institutionalisierung unserer Mitwirkung - zumindest
in den Verwaltungsvorsdrriften - wäre jedodt wünsdrenswert.

Tätigkeit und Organisation der Gutadrteraussdrüsse dagegen sind in Gesetzes- und
Verwaltungsvorsdrriften sehr weitgehend festgelegt. Hier gibt es wenig Spielraum
für Interpretationen. Einheitlidre Organisation und einheitlidre Vorsdrriften sollen
die norwendige Gleichmäßigkeit und Gleidrwertigkeit der Vertermittlungen sidrern.
Bedauerlidrerweise hat man jedod, die Organistion weitgehend den Landesregie-
rungen überlassen. Das Ergebnis ist entspredrend untersdriedlidr. Die niedersädr-
sisdre Regelung, nach der die Arbeit der Geschäftsstellen den Katasterämtern über-
tragen ist und ein Beamter dieser Behörde zum Vorsitzenden des Gutadrteraussdrus-
ses bestellt werden muß, hat sidr in über mehr als 10jähriger Tätigkeit bewährt und
Anerkennung gefunden. Anders mag es dort sein, wo die Basis der Aussdrüsse bei
kleineren kommunalen Gebietskörpersdraften liegt. venn deshalb mandrmal von
der mangelnden Funktionstüdrtigkeit der Gutadrteraussdrüsse gesprodren wird und
eine grundsätzliche Neuorganisation verlangt wird, dann liegen hier die Gründe.

2.2. Möglichkeiten zur Mitwirkung
2.2.1 Vorbemerkungen

Grundsätzlidr ist die Planung und ihre Durdrführung Aufgabe der Gemeinden. AIle
Planung im Raurn ist bodengebunden und verlangt äeshalb vor allem zunädrst ridr-
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tige und die notwendigen Informationen enthaltende Karten in angemessenen Maß-
stäben. Darauf aufbauind kann die Konzeption, die Konkretisierung und die Reali-

sierung der Planung mit ihren gestalterisdren und technisdren Arbeiten erfolgen. In
der Phase der Realisierung nimmt die Bewertung und die Bodenordnung einen sehr

widrtigen Platz ein. Nadr der tatsäddidlen Umgestaltung des Cebiets muß die ge-

samte Situation neu aufgemessen werden. Ohne vermessungs- und bewertungstedr-
nisdre Arbeitsleistung sind die städtebaulidren Maßnahmen sdrlechterdings nidrt
denkbar.

Als sadr- und fadrkundige Stelle hat das Katasteramt zunädrst die Pflidrt, alle Stel-

len und Personen, die vermessungs-, karten- und katastertedrnisdre Fragen und Pro-

bleme haben, ausfühdidr zu beraten. Die Fachleute des Katasteramtes besitzen die
Kenntnis über amtlidre Kartenwerke und kennen alle karten- und reproduktions-
technisdren Möglichkeiten. Sie können den benötigten Maßstab, den notwendigen
Inhalt und die Genauigkeit absdrätzen. Sie können die Gemeinden auf notwendige
Vorarbeiten hinweisen und darauf, daß Neueinridrtungen u. U. langwierig sind.

Erneuerungsarbeiten sind deshalb redrtzeitig einzuleiten. §7ir sollten immer beden-
ken, daß die beste Karte nidrts taugt, wenn sie zu spät kommt! Uber die Kataster-
daten hinaus werden von den Gemeinden als Vorbereitung von städtebaulichen

Maßnahmen eine Fülle anderer Daten gebraudrt. Es sind Erhebungen nadr tedr'
nischen, wirtsdraftlidren, redltlidlen und soziologischen Gesichtspunkten notwendig.
Die Erhebung dieser Daten ist überwiegend nidrt unsere Aufgabe. Aber bei der
Darstellung der Daten in ansdraulidrer Form in Karten, in Ded<folien usw. könnten
wir den Gemeinden behilflidr sein. Die Gemeinden sollten auf die Möglidlkeiten der
Befliegung hingewiesen werden. Gerade Luftbilder mit ihrer Aktualität und ihrer
Fülle an Information sind ein ausgezeidrnetes Hilfsmittel für den Planer. Vielfadr
weiß man einfach nidrts davon.

Die Vermessungs- und Katasterverwaltung ist befähigt, alle Arten von Vermessun-

gen durd'rzuführen. Vielfadr besteht die irrige Auffassung, das Katasteramt sei nur
in der Lage, Grundstüd<smessungen durchzuführen. Dazu hat der gewaltige Arbeits-
anfall auf diesem Sektor beigetragen, der uns in den vergangenen Jahren kaum

Möglidrkeiten ließ, audr anders tätig zu werden. §7ir sollten aber heute diese Posi-

tion überprüfen. §7enn grundsätzlidr alle über die eigentlidre Katasterarbeit hinaus-

gehenden Anträge abgelehnt werden, darf man sidr nidrt wundern, wenn man in
vielen anderen Dngen audt ,,vom Fenster weg" ist. Es ist m. E. unbedingt notwen-

dig, daß wir uns vom reinen ,,Kataster-lmage" lösen.

Das Bundesbaugesetz gilt inzwisdren mehr als 10 Jahre, und die Anforderungen
der Gemeinden aufgrund dieses Gesetzes an die Katasterverwaltung werden m. §7.

gut erfüllt. Das Vedahren der Anfertigung von Planunterlagen sowie die Uber-
p*fung und Besdreinigung der Unterlagen haben sidr eingespielt. Kartenerneue-

i.rngr"ib.it., werden mit den Gemeinden abgestimmt. Man hat die Bedeutung

,rrrrär., Unterlagen erkannt und unsere Mitwirkung in Verwaltungsvorschriften

institutionalisiert.

Nidrt ganz so erfreulidr sieht es mit unserer Mitwirkung bei bodenordnenden Maß-

nahmei, aus. Hier liegt nodl viel Aufklärungsarbeit vor uns, denn viele Gemeinden

wissen gar nidlt um tie MOgtidrkeiten und Vorteile der Verfahren. Trotzdem ist

die Bilanz beadrtlidr. Im Augenbli& werden ca. 125 Baulandumlegungen mit einer
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Durdrsdrnittsgröße von 10 ha von den Katasterämtern in Niedersadrsen bearbeitet.

Bei steigender Tendenz beträgt der Zugang etwa 30 Verfahren pro Jahr. Es ist

dabei festzustellen, daß die Tätigkeit regional untersdriedlidl ist und dort, wo das

erste Verfahren läuft, au& bald das nädrste angefangen wird. Der Einsatz lohnt
sidr also ! Die Katasterämter sollten die umlegungstedrnisdr-sachverständigen Träger
der Umlegungsverfahren sein. Gerade der Vermessungsfadrmann ist prädestiniert
fiir die Durdrführung bodenordnender Maßnahmen. Abgesehen vom tedrnisdr not-
wendigen Instrumentarium und den Ausbildungsvoraussetzungen besitzt er eher

den Blid< für die Realitäten, die bei der Durdrführung zu beadrten sind, als der
Planer. Und die beste Planung bleibt nur sdrönes Prograrnm, wenn sie nidrt reali-
siert wird. \Tidrtig ersdreint mir, daß die Vermessungs- und Katasterverwaltung
bereits in der Planungsphase eingesdraltet wird. Audr die Grenzregelung ist in dei
Hand des versierten Fadrmannes in vielen Fällen ein geeignetes Mittel, um Boden-

ordnung zu betreiben.

Die Tätigkeit der Gutadrteraussdrüsse zeigt stetig steigende Tendenz. Viele Perso-

nen und Stellen, darunter audr die Gemeinden, schalten sie ein. Zwingend vorge-

sdrrieben ist die Einsdlaltung bislang nur bei der Enteignung nadr dem BBauG. Ein
paar Zahlen, Im Jahre 1971 sind in Niedersadrsen 4665 Gutadrten erstattbt worden,
ia. 130 mehr als im Vorjahr. 1540 Gutadrten davon waren Gutachten über bebaute

Grundstüd<e. Die Anzahl der gutad'rtlidren Außerungen ist dagegen abnehmend.
Sie liegt bei 2000. Insgesamt sind 1971 von den Cesdräftsstellen 89679 Kauffalle
in die Kaufpreissammlung übernommen worden, ca. 4000 mehr als im Vorjahr.
Daraus ist 2U ersehen, daß die Gutadrteraussdrüsse reidre Erfahrungen in der Be'

wertungsträtigkeit sammeln konnten. Diese Erfahrungen werden ihnen bei den widr-
tigen und sidrerlidr umfangreidren Bewertungsaufgaben nadr dern StBauFG zugute
kommen. Die Aussdrüsse besitzen zudem in den Kaufpreissammlungen ein wert-
volles statistisdres Material als Grundlage für Bewertung und Ridrtwertermittlung.

2.2.2 Städtebauförderungsgesetz

Mitwirkung in vermessungs- und katastertedrnisdrer Hinsidrt

Es ist nidrt festgelegt, von wem der Anstoß zu einer Sanierungsmaßnahme auszu-
gehen hat. In aller Regel wird es die Gemeinde selbst sein. Sie besitzt in jeder Hin-
sidrt die beste Ubersidrt und wird gewisse Zielvorstellungen haben. Natürlidr kann
der Anstoß audr von den Bürgern ausgehen; er kann jedodr ebenso von Verbänden
und Behörden ausgehen, soweit bei ihnen eine Berührung mit den diesbezüglichen
gemeindlidren Interessen und Problemen gegeben ist. In den länger dauernden
Prozeß der Vorüberlegungen und der Villensbildung kann und sollte sidr deshalb
audr das Katasteramt einschalten. Ich meine, daß wir aufgrund unserer Ortskennt-
nisse und der bei uns vorhandenen Untedagen einen guten Einblick in die Struktur
eines Gebietes haben und damit einen wesentlidren Beitrag zu den Vorüberlegungen
leisten könnten. Daneben besitzen wir grundlegende Kenntnisse über die Modalitä-
ten der Sanierung, insbesondere auch Erfahrungen mit bodenordnenden Maßnah-
men, so daß wir die Gemeinden in vielen Fragen sad-rverständig beraten können.

In einer ersten Grobanalyse müssen für die Sanierung bedeutsame Untedagen zu-
sammengestellt werden und Kriterien für die Sanierungsbedürftigkeit gefunden
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werden. Karten und Daten des Liegensdraftskatasters dienen mit als Grundlage. In
der geplanten Grundstüd<sdatenbank werden viele audr für die Sanierungsüberle-
gungen .relevanten Daten zusammengefaßt und verfügbar sein. De Möglid'rkeiten
der gezielten Selektion und der graphisdr-ansdraulid-ren Darstellung in Karten rver-
den die Vorüberlegungen sidrerer und sdrneller madren. Unter Umständen sollten
in dem Stadium der Vorüberleguflgen bereits längerdauernde Maßnahmen einge-
Ieitet werden' Neuvermessung, Befliegung usw. Dazu ist enger Kontakt mit der
Gemeinde notwendig.

Spätestens nach dem Besdrluß der Gemeinde über den Beginn der vorbereitenden
Untersuchungen muß sidr das Katasteramt einsdralten, denn jetzt wird eine Fülle
von konkreten Daten und Unterlagen gebraudrt. Sehr viele der von der Gemeinde
zusammenzutragenden Beurteilungskriterien sind lagebezogen und geben deshalb
nur in der räumlid-ren Zuordnung ein ansdraulid-res und zutreffendes Bild. Idr denke
z.B. an die Verteilung der Bausubstanz, die Lage der abzubred'renden und zu er-
haltenden Gebäude, die räumlidre Ddrtäverteilung und die soziologische Gliede-
rung der Bevölkerung, die Infrastruktur usw. Vielleidrt spielen bei den §Tirtsdraft-
lid-rkeitsberedrnungen audr weitere tedrnische Daten eine Rolle: z. B. Größe und
Struktur des Versorgungs- und Entsorgungsnetzes. Hier kann das Katasteramt aktiv
und beratend tätig werden. Gegebenenfalls sind spezielle Vermessungen notwendig.
Das richtige Kartenmaterial ist bereitzustellen; In Deckfolien könnte man Sonder-
topographie übertragen. Andere Daten wären ein Problem für die thematisd're
Kartographie. Die ridrtige und anschauliche Darstellung vieler Daten ist widrtig, da
der Bürger informiert werden muß und dudr der Gemeinderat gut aufbereitetes
Material als Entsdreidungshilfe braudrt.

Meines Eradrtens red-rnet audr das Katasteramt im weiteren Sinne zu den Trägern
öffentlidrer Belange. Vir haben nadr unserem gesetzlid'ren Auftrag notwendig ge-
wordene Neueinridrtungen durdrzuführen und sind gehalten, die öIfentlidren Mittel
dafür zweckentsprechend und mit optimalem Ellekt einzusetzen. Durdr die Sanie-
rung wird unser Aufgabenbereidr mit Sicherheit berührt, sei es, daß wir Erneue-
rungsarbeiten einleiten oder bereits angefangene Arbeiten auf die Sanierung ab-
stellen müssen. Nadr § 4 (4) StBauFG sollte uns deshalb die Gemeinde frühzeitig
Gelegenheit zur Stellunlnahme geben. Es wäre sinnvoll, dieses in Verwaltungsvor-
sdrriften zu institutionalisieren.

§7ährend der gesamten Planungsphase muß das Katasteramt ,,am Ball bleiben" und
sidr flexibel auf alle Anforderungen einstellen.

Ergibt sidr aufgrund der vorbereitenden tlntersudrungen, daß die Sanierung not-
wendig und möglidr ist, wird die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes von
der Gemeinde als Satzung beschlossen. § 5 (1) StBauFG besagt, daß Gebiet und Ab-
grenzung genau zu bezeichnen sind. Im Hinblick auf die redrtlidren rJ(irkungen der
förmlichen Festlegung ist das unerläßlich. Um hödlstmöglicle Sidrerheit zu gewähr-
leisten, sollte deshalb die zuständige Stelle, d. h. das Katasteramt die Unterlagen
daraufhin überprüfen und als ridrtig besdreinigen. Meines Erachtens wäre es zwed<-

mäßig, audr dieses in Verwaltungsvorsdrriften zu institutionaliseren. Eine weitere
Bestimmung des StBauFG verdient Bead-rtung' ,,die Grundstücke sind einzeln auf-
zuführen". Nadr herrsdrender Auffassung und hödrstridrterlidrer Rechtspredrung
ist dabei der bürgerlid-r-red,tliche Grundstüd<sbegriff maßgebend. Nach unserer
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Kenntnis der Dinge ',vird das aber zu Unklarheiten in der Abgrenzung führen, denn

nadr § 3 (1) stBauFc ist das Gebiet so zu begrenzen, daß die Sanierung zweckmäßig

durdrgeführt werden kann, d. h. es können durdtaus audr Teile von Grundstüd<en

bzw. Flurstücj<en zurgezogen werden. Meines Erachtens müssen hier zunädrst ver-

messungs- und katastertedrnisdr die notwendigen Voraussetzungtin gesdraffen wer-
den. Erst nadr Zerlegung und Teilung ist eine klare und einfadre Bezeidrnung

möglidr. Können wir dabei audr gegen den §üillen des Eigentümers handeln? Diese

katastertedrnisdre Frage soll hier nidrt weiter vertieft werden.

Na& § 5 (2) bedarf die Satzung über die formliche Festlegung der Genehmigung

durch den Regierungspräsidenten. Meines Erad'rtens sollte auf jeden Fall das Dezer-

nat Vermessungs- und Katasterangelegenheiten eingesdraltet werden. Unter ande-

rem könnte dabei audr die Möglidlkeit der besdrleunigten Durdrführung im Hifl-
blick auf bodenordrrende Maßnahmen überprüft werden. Die Genehmigung ist

nämlidr zu versagen,wenn die Sanierung nidrt innerhalb eines absehbaren Zeitrau'
mes durchgeführi w,erden kann. Einbli& in umlegungstedrnisdre und. bewertungs-

tedrnisdre Modalitätr:n haben am ehesten die Fadrleute unserer Verwaltung.

Die Eintragung des Sanierungsvermerkes im Grundbudl dient der Klarheit im

Redrtsverkähr und ist deshalb auch zwingend im Gesetz vorgesdrrieben. Ich gebe

zu bedenken, ob es nidrt darüberhinaus sinnvoll wäre, einen entspfedrenden Ver-

merk ins Liegensdr:rftskataster - zumindest nadtridrtlidr - aufzunehmen. Eine

Eintragung iridie Flurkarte würde m. E. genügen. Damit wäre eine zwed<mäßige

Inforäatiän für die Katasterbenutzer möglidr. Für viele Belange wird nämlidr zu-

nächst einmal oder auch aussdrließlidt das Kataster eingesehen. Die Gemeinden

sollten deshalb angewiesen werden, audr dem Katasteramt die redrtsverbindlidre
Satzung über die förnliche Festlegung mitzuteilen.

Die Mitwirkung der Vermessungs- und Katasterverwaltung im ansdrließenden Be-

bauungsplanverfahren rid'rtet sidr nach den bis jetzt sdron gültigen Bestimmungen.

Grundiaizlidre Neuerungen bringt das StBauFG nicht. Vielleidrt sollte aber auf

folgendes hingewiesr:n werden, Na& § 10 (1) StBauFG sind Cebäude kenntlid-r zu

*"ih,.n, die eihalter, bleiben bzw. beseitigt werden sollen. Auf diese Gegebenhei-

ten muß man bereits bei der Anfertigung bzw. Uberprüfung der Planunterlagen

Rücksidrt nehmen. Es ist aus wirtsclaftlidren Gründen nicht vertretbar, unter-
gehende Bausubstan:z aufwendig zu vermessen und sorgfältig darzustellen. Hieraus

ärgibt sich m. E. zwingend, daß man die Anfertigung der Planunterlage nidrt isoliert
von der Planung be:tradrten kann. Man braudrt den ständigen Kontakt mit dem
Planer. Gegebenenfa.lls sollte für einen Vorentwurf die nidrt überarbeitete Flurkarte
abgegeben werden.

Von der Durdrfühnrng der Sanierung mit ihren Ordnungs- und Baumaßnahmen,

sind für uns nur die Ordnungsmaßnahmen - soursil es sidr um die Bodenordnung
handelt - interessant. Aber aud'r dabei kann idr midr kurz fas§en, da überwiegend
die Bestimmungen des 4. Teiles des BBauG gelten. Auf einige Besonderheiten sei

jedoch hingewiesen: § 16 StBauFG bestimmt, daß die Flädrenumlegung.nidrt ange-

wandt werden darf. Das ist im Hinblid< auf die sidrerlich immer komplizierten Ver-
hältnisse mit unters,iriedlidrer Alt- und Neubebauung und auf die vorgesehene

Absdröpfung der §Tertsteigerung verständlidr. Auch die Möglichkeit, ohne Einwilli-
gung der Beteiligten bestimmte Red'rte (Vohnungseigentum, Miteigentum usw.) als
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Abftndung vorzusehen, sei angedeutet. Am einsdrneidendsten sind jedodr die Be-
stimmungen über die Ermittlung der Alt- und Neuwerte, d. h. über die Absdröp-
fung des ,,Sanierungsvorteils". Grenzregelungen werden sidrerlid'r die Ausnahme
bleiben, da die Verzahnung der Eigentumsverhältnisse in aller Regel so groß sein
wird, daß nur eine Umlegung zumZj'el führt.

Idr komme nun zu den Entwidclungsmaßnahmen. Darunter versteht das StBauFG
soldre Maßnahmen, durdr die entspredrend den'Zielen der Raumordnung und Lan-
desplanung neue Orte gesdraffen oder vorhandene Orte zu neuen Siedlungseinhei-
ten entwid<elt oder vorhandene Orte um neue Ortsteile erweitert werden sollen.
Entspredrend der Zielsetzung liegen die Verhältnisse hier sehr viel anders als bei
der Sanierung. Die Belange der Raumordnung und Landesplanung stehen im Vor-
dergrund. Eine direkte Mitwirkungksmöglidtkeit der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung ist kaum gegeben. Audr an die Kartenunterlagen werden nidrt die An-
sprüdre gestellt wie bei der Sanierung. Trotzdem sollte sidr das Katasteramt über
etwaige Vorhaben informieren, um redrtzeitig notwendige Kartenerneuerungsarbei-
ten darauf abzustellen, Karten und Pläne bereitzuhalten und ggf. Befliegungen ein-
zuleiten.

Der städtebaulidre Entwiddungsbereidr wird durdr eine Redrtsverordnung der [an-
desregierung festgelegt. Nadr § 53 (3) StBauFG ist dieser Bereidr genau zu bezeidr-
nen. Im Interesse der Eindeutigkeit und Klarheit sollte man hier wie bei der Fest-
legung des Sanierungsgebietes auf eine Uberprüfung und Besdreinigung durdt das
Katasteramt nid'rt verzidrten. Ebenfalls dürfte sidr die Aufnahme eines ,,Entwid<-
lungsvermerks" in das Uegensdraftskataster empfehlen. § 57 (2) StBauFG sdrließt
Baulandumlegung und Grenzregelung im städtebaulidren Entwidclungsbereidt aus.
Da alle Grundstüd<e von der Gemeinde erworben werden sollen (§ 54 Abs. 3), ist
das verständlidr. Eine Umlegung dürfte sidr dann erübrigen.

Es bleibt festzustellen, daß sidr die Mitwirkung unserer Verwaltung bei städtebau-
lidren Entwicllungsmaßnahmen gegenüber der Sanierung alles in allem einfadrer
vollzieht. Unerläßlidr ersdreint mir audr hier eine redrtzeitige Kontaktaufnahme,
um im allgemeinen Interesse eine Fehlleitung von öIlentlidren Mitteln zu verrneiden,
Unterlagen redrtzeitig bereithalten und alle Arbeiten zügig erledigen zu können.
Gerade bei der späteren Absted<ung, Beredrnung, Aufrnessung und bei der Anferti-
gung der Absdrreibungsunterlagen liegen die Hauptaktivitäten des Katasteramtes.
Bei Maßnahrnen von so weitreidrender Bedeumng sollte man audr den vermessungs-
tedmisdren Grundlagen ganz besondere Bedeutung beimessen.

Mitrrirkung in bewertungsteÄnisüer Hinsidrt

Idr will midr hier auf einige formale Aspekte besd'rränken, Es soll dabei die Frage

im Vordergrund stehen, wann ist zu bewerten und wer ist dafür zuständig? §fo
liegen die Ansatzpunkte für ein Tätigwerden der Gutadrteraussdtüsse und ihrer
Gesdräftsstellen?

De bodenpolitisdre Konzeption des StBauFG kann man etwa so formulieren, Nie-
mand soll durdr eine Sanierung ffnanziellen Sdraden erleiden; niemand soll aber
audr ungeredrtfertigte Gewinne erzielen. Der Durdrsetzung dieser bodenreforme-
risdren Ansätze dienen im wesentlidren die Vorsdriften des § 15 (Genehmigungs'
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pflidrtige Vorhaben und Redrtsvorgänge, des § 23 (Bemessung von Ausgleidrs' und
Lntsdridigungsleistu:ngen) und des § 41 (Ausgleidrsbeträge). Der '§ü'ertermittlung

kommt dähei ,ertrale Bedeutung zu; ohne sie sind Sanierung und Enrwiddung

sdrledrterdings nidrt denkbar. Die Ausgleidrsbeträge sollen die Finanzierung aller

Maßnahmen-ganz rvesentlidr stützen. Darüber hinaus wird eine geredrte §(ert'
ermittlung dai Vertrauen der Beteiligten und ihre Bereitsdraft zum Mitwirken bei

den städtibaulidren Maßnahmen fördern und damit lerztlidr über Gelingen und

Nidrtgelingen entsdr.eiden. Leider hat der Gesetzgeber keine einheitlidre, generelle

Bewertungspflidrt drrrdr ein und dieselbe fadrkundige Stelle vorgesdrieben. Der

Gutadrteraussd'ruß ist nur an wenigen Stellen direkt angesprodlen. Zwingend ist

seine Einsdraltung rrur bei der Versagung der Genehmigung nadr § 15, der Aus-

übung des gemeindlidren Grunderwerbsredlts und der Enteignung vorgesd,rieben.

Bevor ein sanierung:;gebiet förmlidr festgelegt wird, muß die Möglidtkeit der Durdl-
führung überprüft sein (§ a (1) stBauFG). Das ist ganz wesentlidr eine Frage^der

Finanzi-erung. Da nadr § 41 (4) die \rerte,höhungen der Grundstüd<e als Aus-

gleidrsbeträge an die Gemeinde abgeführt werden müssen und bei allen im Zuge

äer Sanierung auftretenden Entsdrädigungsleistungen der jeweilige Grundstüd<s'

wert eine ..t 
"blidr. 

Rolle spielt, ist vorweg eine übersdrlägige Ermittlung der Alt-
und Neuwerte dringlend erforderlidr.

Eine Ridrrwertkarte, die genügend differenziert ist und die tatsädrlidren Verhältnisse

in dem Sanierungsgebiei wiedergibt, wäre m. E. eine ausgezeidrnete Hilfe für die

Gemeinde. Ein situ. pausdraler Ridrtwert für ein ,,gebietstypisdres" Grundstüd<,

weldres es bei der 'r'i;falt der Verhältnisse vielleidrt nur selten gibt, ist völlig un'
geeignet. Man müßte überlegen, ob es nidrt oppoftun wäre, .aus. dem speziellen

Arrliß einer Sanierung eine besondere Ridrtwertermittlung durdrzuführen. Eine

diesbezüglidre, gesetzlidre Vorsd,rift wäre wünsdrenswert gewesen. Jedenfalls sollte

sidr der Gutadrte.aossdruß vor der Aufstellung einer detaillierten Ridrrwertkarte
mit der Gemeinde iri Verbindung setzen. Eine Ridrtwertkarte dieser Art wäre zudem

eine ausgezeidrnete Einführung und Empfehlung für den Gutadrteraussdruß.

Die Cutadrteraussdrüsse bzw. ihre Gesdräftsstellen sollten darüber hinaus das vor'
liegende Kaufpreismaterial über bebaute und unbebaute Grundstüd<e aus dem ge-

planten SanierungsgJebiet und u. U. audr aus vergleidrbaren Gebieten sehr sorg-
fältig auswerten. Vi,elleidlt lassen sidr so Gesetzmäßigkeiten und Regelmäßigkeiten
aufded<en, die sow,ohl als Grundlage für die erste Grobbewertung wie audt als

Material fär die spätere Einzelbewertung gelten können. Idr denke z. B. an Ab-
hängigkeiten zwisdr,:n Baumasse, Alter und Verkehrswert, wobei die Gebäude nadr
Typen zusammenzufassen wären. Daneben sollten wertbildende Fakten zusammen-
getragen werden, lvlieten, Bewirtsdraftungskosten, Baukosten, Znssätze usw.

Nadr der förmlidren Festlegung des Sanierungsgebietes ist als Grundlage für die
nadr § 38 StBauFG erforderlidre Kosten- und Finanzierungsübersidrt eine differen-
ziertere Bewertung der Grundstüd<e sowohl im Alt- als audr Neuzustand notwen-
dig. I& bin der Arrsidrt, daß hier bereits edrte Verkehrswerte ermittelt werden
sollten, denn bei jeclem Grundstüd< wird irgendwann einmal der Verkehrswert ver-
langt. So wird sidr die Gemeinde bemühen, einige Grundstüd<e freihändig aufzu-
kaufen. Nadr § 15 (9) darf sie jedod'r keinen höheren Kaufpreis vereinbaren, als er
sidr in Anwendung des § 23 ergibt, d. h. alle Erwartungswerte bleiben ausgesdrlos-
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sen. Lediglidl Anderungen in den allgemeinen rvertverhältnissen auf dem Grund-
stüd<smarkt sind zu berücksidrtigen. Das stellt hohe Anforderungen an die Bewer-
tung. Eine sorgfältige und gründlidre Beobadrtung des Marktes durch die Gutachter
ist deshalb frühzeitig notwendig. Erwirbt die Gemeinde Grundstücke nidrt, so ist
der Eigentümer zur zahlung eines Ausgleidrsbetrages nad-r § 4r (4) verpflidrtet.
Dabei hat der Gutad,teraussd,uß auf Antrag ein Gutadrten über die Erhöhung des
§feftes zu erstellen.

von Bedeutung ist audr der s l5 stBauFG. Danadr kann u. a. die Genehmigung eines
Grundstüd<sverkaufs versagt werden, wenn der Kaufpreis nidrt mehr iÄ Rihmen
des § 23 liegt. Die Gemeinde soll vor der versagung ein Gutadrten des Gutadrter-
aussdrusses anfordern. Sie muß dazu jedod'r den Kaufpreis vorgeprüft haben.

Bei versagung der Genehmigung kann die Gemeinde in einem etwas umständlidren
verfahren das sog. Grunderwerbsredrt nadr § 18 ausüben. Meines Erad'rtens wird
dieses Verfahren wegen seiner Umständlidrkeit und seiner Möglidrkeiten bei der
Aussdröpfung der Red-rtsmittel in der Praxis wenig Bedeutung eilangen. uns inter-
essiert es hier deshalb, weil dieses verfahren das einzige Verfahren im StBauFG ist,
bei dem die Einsdraltung des Gutachteraussdrusses obligatorisdt ist und das Gut-
adrten zugleidr verbindlidr. sowohl bei der versagung der Genehmigung nach 5 15,
als audr bei dem Abbrudrgebot und Baugebot nadr den ss 19 unä 20 sowie der
Festlegung von Ersatz- und Ergänzungsgebieten nadr s 1 I kann unter bestimmten
voraussetzungen (2. B. wenn es dem Eigentümer wirtsdraftlich nidrt mehr zuzumu-
ten ist, ein Grundstück zu behalten), der Eigentümer die ubernahme eines Grund-
stückes durch die Gem,einde verlangen. Kommt eine Einigung über die Ubernahme
niöt_ zustande, so kann der Eigentümer dann die Entziehung verlangen. Dafür gel-
ten die Enteignungsvorsdrriften des Bundesbaugesetzes. Nadr s tog BBauG hat da-
bei die Enteignungsbehörde ein Gutadrten des Gutadrteraussdrusses anzufordern.

Die besondere Problematik der Umlegungsbewertung im Sanierungsgebiet kann nur
angedeutet werden' Eingangswerte nadr s 23 und Ausgangswerie-nadr § 16 (2),
d. h. unter Berüd<sidrtigung der §7ertänderungen, die durd'r die tatsädrlidre und
redrtlidre Neuordnung des Cebietes eingetreten sind. §7as ist hier der §Tertermitt-
lungsstidrtag? §7ie kann man zutreffend den Umlegungs- bzw. Sanierungsvorteil
erfassen? Die Behandlung dieses Themas müßte einem besonderen Aufsati gewid-
met sein.

Die Gemeinde ist nadr § 25 verpflidrtet, mit bestimmten Ausnahmen alle Grund-
stücke zu privatisieren. Uber den Neuwert hat der Gutadrteraussdruß auf Antrag
ein Gutadrten zu erstatten. Absdrließend darf idr auf s 48 StBauFG hinweisen, der
vorsd,reibt, daß ein nad'r Absdrluß der Sanierung verbleibender ffnanzieller Uber-
sdruß nadr dem Verhältnis der Altwerte auf die Eigentümer zu verteilen ist. In die
Gesamtabredrnung geht die Bewertung ebenfalls ein.

Im städtebaulidren Entwiddungsbereidr gelten die gleidren Grundsätze. Audr hier
ist eine übersdrlägige §Tertermittlung für \Tirtsdraftlid'rkeitsüberlegungen in der
Voruntersudrung notwendig. Die Cemeinde soll nach § 54 (3) die Grundstücke er-
werben. Erwirbt die Gemeinde nidrt, so kann gemäß § 56 der Eigentürner unter ge-
wissen Voraussetzungen die Ubernahme verlangen. Die Bestimmungen der §§ 15,
18 und 19 gelten audr im Entwicftlungsbereidr. § 54 (3) sdrreibt die Zahlung eines
Ausgleidrsbetrages vor, wenn die Gemeinde ein Grundstüd< nidrt erworben hat.
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Nadr § 59 hat die G.emeinde die Pflidrt, alle Grundstüd<e mit bestimmten Ausnah-
men wieder zu verliußern. Der Cutadrteraussdruß hat dabei auf Antrag ein Gut-
adrten über den Neuwert zu erstatten.

Zusammenfassend lrißt sidr feststellen: Ohne zutreffende und geredrte \?'ertermitt-
lung sind die städtebaulidren Maßnahmen kaum durdrzuführen. Es wird dabei eine
Fülle von bewertungstedrnisdren Problemen geben, da die Verkehrswerte unter be-
stimmten fiktiven Bedingungen ermittelt werden müssen. Gründlidre Marktkenntnis
und ausreidrendes Vergleidrsmaterial sind für die Bewertung ebenso unerläßlidr wie
fundiertes Fadrwissr:n. Es mag bedauerlidr sein, daß die gesamte Bewertung nidrt
obligatorisdr ist und aussdrließlidr dem Gutadrteraussdruß übertragen wurde. Das
wäre der Sadre nüt:zlid, gewesen, denn nur so lassen sidr spätere Ungereimtheiten
vermeiden, wenn dann in Einzelfällen die Einsdraltung des Gutadrteraussdrusses
zwingend vorgesdrrieben ist. Und Ungereimtheiten madren die ganze Bewertung
unglaubwürdig. Im Interesse der Sadre sollten sidr deshalb die Gutadrteraussdrüsse
beizeiten in die stiidtebaulidren Maßnahmen einsdralten und sd'rnelle und gute

Arbeit leisten.

2.3. Gedanken zur Intensivierung der Mitwirkung
Die Vermessungs- und Katasterverwaltung muß ihre Mitwirkung an städtebaulidren
Maßnahmen intensirrieren. Dazu ist sie bereit. Idr weiß, daß diese enorme Aufgaben-
ausweitung mehr Mittel und mehr Personal - vor allem qualiffziertes Fadrpersonal

- erfordert. Dem steht jedodr die öffentlidre Finanznot entgegen. §Zir können und
dürfen nun nidrt allein auf Hilfe von außen hoffen. §7ir haben audr die Verpflidr-
tung, unsere bisherige Tätigkeit in jeder Ebene und in jeder Hinsidrt zu durdrleudr-
ten und zu verbessern. Die Arbeiten sind unter Einsatz und Ausnutzung aller
tedrnisdren und organisatorischen Möglidrkeiten zu rationalisieren. Lieb gewordene
Cewohnheiten sind dabei aufzugeben, wenn sie den rationellen Arbeitsablauf be-
hindern. Alle Arbeiten sind auf Vorrangigkeit zu überprüf.en. Zum Beispiel sollten
Netzverdidrtungen rrnd Katastererneuerungen zunädrst nur dort angesetzt werden,
wo sie dringend gebraucht werden. Hier ein Optimum zu sdraffen, ist vornehmste
Aufgabe der Amtsleitung.

Llnsere Mitwirkung in vermessungs- und katastertedrnisdrer Hinsidrt vollzieht sidr

- wie wir gesehen haben - in mehreren Bereidrenr in der Bereitstellung und Auf-
bereitung von Unterrlagen, in der Bodenordnung und in vermessungs- und kataster-
tedrnisdrer Arbeitsl,eistung. Dazu kommt eine umfassende Beratung. Die Anferti-
gung von Planuntedagen wird in dem Maße einfadrer und sdrneller werden, in dem
uns neue, einwandfreie Rahmenkarten zur Verfügung stehen. Darauf werden wir
also rüüert legen müssen. Die Kartenerneuerungsarbeiten sind jedod.r m. E. unbedingt
auf die Planungsvorhaben abzustellen. Es ist wirtsdraftlidr nid-rt vertretbar, dort
Rahmenkarten anzufertigen, wo sie nidrt gebraudrt werden, wenn gleidrzeitig nod.r
dringend benötigte, erneuerungsbedürftige Gebiete da sind. Dabei ist aber nidrt
nur die äußere Abgrenzung der Planungen wid.rtig, sondern audr der inhaltlidre
Planungsumfang. Denn die Anforderungen an die Planunterlagen sind mit Siöerheit
untersdriedlidr, und es ist deshalb ebensowenig vertTetbar, jede Planunterlage mit
der gleidren Präzisirrn herzustel'len. Idr meine damit, daß wir uns nidrt nur redrt-
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zeitig in das gesamte Planungsgesdrehen einsdralten mtlssen, sondern daß wir audr
die Planung inhaltlidr verfolgen sollten, um unsere Erneuerungsarbeiten nadr Art
und Umfang darauf abstellen zu können. An uns liegt es, die Brauchbarkeit der
Planungsunterlagen für den jeweiligen Zwecl< zu besdreinigen.

Unsere Katasterdaten sind für jede Planung unentbehrlidr. Der verstärkte Einsatz
der Automation wird es uns ermöglidren, immer sidrerer und sdrneller jede ge-
wünsdrte Form und Zusammenstellung bereitzuhalten. Nur sollte man m. E. über
der Perfektionierung der äußeren Form des Katasters nidrt die eventuell notwendige
§flandlung des Katasterinhaltes vergessen. Letzten Endes haben wir den Auftrag,
ein Mehrzweckkataster zu führen und nid,t, das Grundsteuerkataster zu perfektio-
nieren.

Audr die ansdraulidre Darstellung vieler planungsrelevanter Daten sollte eine vor-
nehmlid'r geodätisdr-kartographische Aufgabe sein. Hier ist m. E. nodr viel Neuland
zu erobern und viel Entwicklungsarbeit - audr von den Hodrsdrulsn - 2u leisten.
I& bin ebenfalls der Ansidrt, daß die Möglidrkeiten der Photogrammetrie nidrt voll
ausgenutzt werden. Hier kann dod'r auf sdrnellstem §7ege wertvolles Informations-
material für alle planenden Stellen bereitgestellt werden ! Es sollte deshalb mehr
Aufklärungsarbeit geleistet werden. Audr die Mitarbeit in der Bodenordnung sollte
intensiviert werden sowohl in quantitativer als audr qualitativer Hinsidrt. Die Kata-
sterämter sind durdraus fadrlidr in der Lage, alle Arbeiten einer Gesdräftsstelle zu
übernehmen und nidrt nur den vermessungstedrnisdren Anteil.

Dafür zu sorgen, daß das Katasteramt nach innen und außen si{r optimal betätigt
und darstellt, ist eine wesentlidle Aufgabe der Amtsleitung. Dem Amtsleiter obliegt
es, sidr über alle Vorhaben und Planungen im Amtsbereid'r nadr Ausmaß und Inhalt
zu orientierer und engen Kontakt mit allen wid,tigen Stellen zu halten. Dabei ist
audr Offentlidrkeits- und Aufklärungsarbeit zu leisten. Die örtlidre Presse eignet
sidr durdraus dazu, hin und wieder Arbeiten und MOglidrkeiten des Katasteramtes
darzustellen und auf spezielle Vorhaben hinzuweisen. Vor allem ist der ständige
Kontakt mit den Gemeinden widrtig. Bespredtungen mit der Gemeindeverwaltung,
Vorträge im Rat und auf Gemeindevertreterversammlungen usw. sind gute Gelegen-
heiten, Stellung, Funktion und MOglidrkeiten eines modernen Katasteramts darzu-
legen und damit nadr und nadr das ,,Grundsteuer-Kataster-lmage" abzubauen.

Audr die Vertermittlungstätigkeit sollte intensiviert werden, denn das StBauFG
wird sehr viel Mehrarbeit für die Gutadrteraussdrüsse und ihre Gesdräftsstellen
bringen. Es wird dabei vor allem notwendig sein, das vorhandene Kaufpreismaterial
gründli& und umfassend auszuwerten, um die ständig steigende Anzahl der be-
antragten Gutadrten sadrgeredrt und zügig erstellen zu können und um ggf. eine
ausreidrend differenzierte Ridrtwertkarte in Sanierungs- und Entwiddungsgebieten
bereitstellen zu können.

Eine einheitlidre und geredrte Bewertung ist für Sanierungs- und Entwiddungsmaß-
nahmen unbedingt notwendig. Die Bewertung sollte deshalb bei einer Stelle liegen;
hierfür bieten sidr die vorhandenen Gutadrteraussdrüsse an. Bedaueilidrerweise ist
die Orgarrisation der Aussdrüsse und ihrer Gesdräftsstellen in den Ländern nidrt
einheitlidr geregelt und damit die Leistungsfähigkeit ungleidr. §7enn deshalb ver-
sdriedentlidr die Funktionsfähigkeit der Aussdrüsse angegriffen wird und die,,Grund-
und Bauwert GmbH" (früher Treutax) als bundesweite Bewertungsorganisation
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Fuß fassen kann, so ist diese Entwiddung im Interesse der Sadle unerfreulidr. Die
Gesellsd'raft könnte verstärkt bei städtebaulidren Maßnahmen tätig werden. Aller-
dings kann sie ohne eine entspredrende Novellierung des Bundesbaugesetzes den

Gutadrteraussdtuß rridrt ersetzen. Daran ist aber offensidrtlidl nidlt gedadrt. Die
Basis der Gutadrteraussdrüsse in Niedersadrsen ist red'rt gut, da sie über langjäh-
rige Erfahrungen in der Grundstüd<sbewertung, eine große Zahl sadr- und fadrkun'
diger Gutadrter, gut funktionierende Gesdräftsstellen und umfangreidre Kaufpreis-
sammlungen verfügen.

Die beste Empfehlung sind jedodr qualiffzierte, gut begründete Gutadrten und
sd.rnelle, gewissenhafte und unabhängige Arbeit. Die Gutadrteraussdrüsse müssen

präsent sein. Sie müssen bereit sein, audr ungewöhnlidre und sdrwierige Aufgaben
anzupad<en. Und &rs StBauFG wird eine Fülle von bewertungsted,nisdren Sdrwie-
rigkeiten bringen! Bei den Gemeinden dürfte kaum Neigung bestehen, eine.andere
und dazu ortsfremdle Bewertrrngsorganisation einzusd'ralten, wenn der Gutadlter'-

aussdruß gute Arbeirt leistet.

Meines Eradrtens sollte im Hinblid< auf die besonderen Probleme der Bewertungen

bei Sanierungen noch einmal die Zusammensetzung des Gutadrteraussdrusses über-
prüft werden. § 139 (2) BBauG verpflidrtet dazu, nur fadrkundige Personen und
äarunter audr Personen mit besonderer Sadrkunde für versd'riedene Grundstü&s'
arten zu bestellen. Mir ersd'reint es zwed<mäßig, als Gutadrter vor allem Experten
aus dem Bauwesen (evtl. aus den kommunalen und staatlidlen Bauverwaltungen),
daneben erfahrene lvlakler, Finanzierungssadrverständige usw. zu bestellen.

3. Sdrluß

Die ,Mitwirkung b,ei städtebaulidren Maßnahmen" ist ein weites und dankbares
Feld für unsere FarJrverwaltung. Sie berührt alle Bereidre unserer traditionellen
Tätigkeiten und erö,finet daneben neue Perspektiven für fadrli&e Ausweitungen.

Sidrerlidr wird man<hes in meinen Ausführungen unvollständig geblieben sein. Mir
kam es darauf an, an diesen widrtigen gesellsdraftspolitisdren Aufgaben zv zeigen,
daß audr unsere Verwaltung teilhat an den Umstrukturierungen der herkömmlidren
Tätigkeitsfdlder in der öffentlidren Verwaltung, daß wir verpflidrtet sind, die neuen

Aufgaben tatkräftig anzupad<en und daß wir aus berufspolitisdren Gründen diese
Ausweitung nur begrüßen können. Audr der Geodät wird in dem für die Erfüllung
der städtebaulidren Aufgaben notwendigen Team von Fadrleuten als unersetzlidrer
Mitarbeiter gebraudrt. Das ist eine Verpflidrtung und eine Chance, die wir mit gan-
zem Einsatz nutzen sollten. §7'ir müssen uns dieser Aufgaben intensiv annehmen,
denn sidrerlidr wer,Ien die in den Ansätzen bereits erkennbaren bodenreforme-
risdren Entwid<lungen unsere zukünftigen Arbeiten immer stärker beeinflussen.
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Die neue \üTertermittlungsverordnung *)

Von Vermessungsoberrat Dipl.-lng. L. Oelf ke, Regierung Hannover

1. §/esen und Bedeutung der VertVO

Die Ermittlung von Grundstüdcswerten durdr die Gutad'rteraussdrüsse gesdrieht -ausgehend von der Verkehrswertdeftnition des § 141 Abs. 2 BBauG - auf der
Crundlage der \TertVO als allein verbindlidrer Verf ahrensvorschrif t.
Deffnition und §[ertVO zusammen geben den theoretisdren Rahmen der Verkehrs-
wertermit{lung.

Ohne die praktisdren Probleme der \üTertermittlung verkennen oder audr nur
schmälern zu wollen, muß man dodr erkennen, daß es eine Bewertung ohne theo-
retisd,es Fundament sd'rledrterdings gar nidrt geben kann, daß vielmehr eine Theorie
(oder eine ldee) hinter jeder Bewertung steht. Das trifft audr dann nodr zu, wenn
dem Bewertenden selbst diese Idee nidrt bewußt ist und er deswegen den gefunde-
nen Verkehrswert für ,,naturgegeben" zu halten geneigt ist. Folglidr hängt aud, das
Ergebnis jeder §flertermittlung von den theoretisd'ren Grundgedanken ab, nadr
denen sie aufgestellt wurde. Die Alternative kann also nur in der ridttigen oder
falsdren Anwendung der Theorie liegen; eine ,,hypothesenfreie" §Tertermittlung
widerspridrt den Denkgesetzen.

Da nun das Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) den Verkehrswertbegrilf durdr
die Idee von der Absdröpfung der durd-r die ,,Maßnahmen" (Sanierung bzw. städte-
bauliche Entwiddung) bedingten §Terterhöhungen erweitert, sind die Gutachteraus-
sdrüsse gezwungen, sidr audr mit diesen neuen theoretisdren Grundlagen ausein-
anderzusetzen, um dem ihnen vom Gesetzgeber zugedachten erweiterten Aufgaben-
katalog geredrt zu werden. Das war zugleidr der auslösende Anlaß zur Novellie-
rung der §üertVO, in deren Neufassung aucl ,,Klarstellungen und Verbesserungen"
auf Grund der ,,in zehn Jahren ... in der Praxis gewonnenen Erfahrungen" ihren
Niedersdrlag gefunden haben (Amtl. Begründung).

2. Die Redrtsgrundlagen der §/ertVO

Die Redrtsgrundlagen der neuen §7ertVO, die maßgebenden Ermädrtigungen und
die jeweils bezogenen Redrtsnormen, Iassen sidr am besten in der folgenden syste-
matisdren Ubersidrt darstellen :

*) Nadr einem Vortrag, der auf einer
Katasterverwaltung im Dezember 1972
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Ermächtigun!,

§ 141 Abs. 4 BBauC

,,Die Bundesregierurrg wird ermäcfitigt,
. . . frm die Anwendu ng gleicher Grund-
sätze bei der Ermittlung der V e r -

k e h r s w e r t e zu sichern."

§ 91 StBauFG

,,Die Bundesregierurrg wird ermädrtigt,

. . . 1. die Anwendung gleicher Grund-
sätze bei der Ermittlung der nach § 23

Abs. 1 bis 3 und nach § 57 Abs. 4
m a ß g . b e n d e n Grundstücks- und
Gebäudewerte,

Bezug

§ 141 Abs. 2 BBauG

,,Der Verkehrswert wird durch den
Preis bestimmt, der in dem Zeitpunkt,
auf den sich die Ermittlung bezieht, im
gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach

den Eigenschaften, der sonstigen Be-

schaffenheit und der Lage des Grund-
stücl<s ohne Rüd<sicht auf ungewöhn-
liche oder persönliche Verhältnisse zrr

erzielen wäre. "

§ 23 Abs. 2 StBauFC

,,Bei der Bemessung der Ausgleichs-
und Entschädigungsleistungen . . . wer-
den jedoch \Werterhöhungen, die ledig-
lich durch die Aussicht auf die Sanie-
rung, durch ihre Vorbereitung oder
ihre Durchführung eingetreten sind,
nur insoweit berücksichtigt, als der Be-

troffene diese Werterhöhungen durch
eigene Aufwendungen zulässigerweise
bewirkt hat. Anderungen in den allge-
meinen Wertverhältnissen auf dern
Grundstücksmarkt sind zu berücksidr-
tigen. "

§ 57 Abs. 4 StBauFG

,,Auf land- oder forstwirtschaftlich ge-

nutzte Grundstücke ist § 23 mit der
Maßgabe anzuwe^rden, daß in den
Gebieten, in denen sich kein von dem
innerlandwirtschaftlichen Verkehrs-
wert abweichender Verkehrswert ge-

bildet hat, der \Wert maßgebend ist,
der in vergleichbaren Fällen im ge-
wöhnlichen Geschäftsverkehr auf dem
allgemeinen Grundstüd<smarkt dort
zu erzielen wäre, wo keine EntwicJ<-
lungsmaßnahmen vorgesehen sind."
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2. die Anwendung gleidrer Grundsätze
bei der Ermittlung der V e r k e h r s -

werte nach § 25 Abs. 6 und § 59
Abs. 5 sowie der Erhöhung der
Grundstückswerte nach § 41 Abs. 5."

§ 25 Abs. 6 (S 59 Abs. 5) StBauFG

,,Das Grundstück oder das Recht ist zu
dem Verkehrswert zu veräußern, der
sich durch die rechtlidre und tatsäch-
lidre Neuordnung des Sanierungs-
gebiets (Entwicklungsbereidrs) ergibt."

§ 41 Abs. 5 StBauFG

,,Die durdr die Sanierung bedingte Er-
höhung des \Wertes des Grundstücks
besteht aus dem Unterschied zwisdren
dem Wert, der sich für das Grundstück
ergeben würde, wenn eine Sanierung
weder beabsichtigt noch durdrgeführt
worden wäre und dem \Wert, der sich
für das Grundstück durdr die redrtlidre
und tatsächlicfie Neuordnung des Sa-
nierungsgebietes ergibt. Die Bebauung
ist dabei nicht zu bewerten . . ."

3. Kurze tlbersi&t über die widrtigsten Anderungen

3.1. Allgemeines
Die §[ertVO kennt weiterhin drei Ve#ahren der §üertermittlung (Vergleidrswert-,
Ertragswert- und Sadrwerwerfahren), die, wenn nidrt unmittelbar so dodr mittelbar,
zu e i n e m rü(/'ert, dem Verkehrswert, führen müssen. Dieser Notwendigkeit wurde
durdr Umformulierung des jeweils letzten Paragraphen der einzelnen Verfahren
(etzt § 7,§ 14 und § 20) Redrnung getragen. Danadr ergibt sid'r der Verkehrswert
als aus dem gewählten Verfahren ,,abgeleiteter" ri7ert, der ,,kritisdl zu würdigen"
und ggf. mit Hilfe der ,,unterstützend" herangezogenen Ergebnisse der anderen
Vetfahren ,,zu beridrtigen" ist. (Alle Verfahren sind letztlid, Vergleid'rswerwerfah-
ren, sie untersdreiden sidr nur verfahrenstedrnisdr und hinsidrtlid'r der Vergeidrs-
maflstäbe!)

Grundlegend neu ist in der §TertVO nur der Teil V: ,,Ergänzende Vorsdriften für
Sanienrngsgebiete und Entwiddungsbereidte", der - aus gegebenem Anlaß - an-

gefügt wurde. Systematisdr betradrtet handelt es sidr hierbei um einen Stilbrudr,
denn die §§ 21-24 sind keine Verfahrensvorsdrriften, sondern ihrem wesentliöen
Inhalt nadr Interpretationen der speziellen Bewertungsvorsdrriften des StBauFG.

Ndrt in die VertVO aufgenommen wurden Vorsdrriften über die §Tertermittlung
bei Erbbaured,ten und über die Behandlung von sonstigen Redrten und Belastungen.

Die amtlidre Begründung verweist diesbezüglidt auf die (nur behördenintern gel-

tenden),, §ü'erterrnittlutgs-Ridrtlinien" (dort Anlage 1 ).

In den ,,Allgemeinen Vorsdrriften" fällt auf, daß dem Begrilf ,,7-ustand" besondere
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Bedeutung beigemes;sen wurde, und daß zwisdren dem ,,Zustand" des Grundstücks

und dem ftir die '§Tertermittlung maßgebenden ,,Stid'rtag" nidrt in jedem Fall

Ubereinstimmung herrsdren muß. (Eine gedanklidre Konstruktion, die bereits bei
der §flertermittlung für Enteignungen eine Rolle spielt und die hier bedeutsam wird,
wenn es darum geht, z. B. sanierungsbedingte \Terterhöhungen n i c h t zu berüd<-

sidrtigen.) Nadräer'neuön Deffnitiän besti-mmt sich der Zuitand eines Grun&tüd<s

,,nadr der Gesamtheit der wertbildenden Faktoren, insbesondere den red,tlidren
Gegebenheiten und tatsädrlidren Eigensdraften, der sonstigen Besdlaffenheit und
fage". Man beadrte, daß die ,,redrtlidren Gegebenheiten" (zumindest) gleidrwertig
neben die,,tatsädllidren Eigensdraften" gestellt werden.

3.2. Änderungt:n in den Bewertungsverf ahren
3.2. 1. Vergleid'rswertverfahren

Das Vergleidrswertverfahren ist, obgleidr es der Verkehrswertdeffnition am besten

entspridrt, das Ver:[ahren mit den wenigsten verfahrenstedrnisdren Details. Die
§flertVO gibt diesbezüglidr nur allgemeine Begriffsbestimmungen und Erklärungen'.
Daran hai sidr grundsätzlidr nidrts geändert. In den Formulierungen hat es jedodr'
einige Anderungen gegeben, die - so sollte man meinen - der Sadre durdraus
dienlidr sind.

So ist zum Beispiel im § 4 Abs. 3 klargestellt worden, daß ,,Kaufpreise, bei denen
anzunehmen ist, daß, sie nidrt im gewöhnlid,en Gesdräftsverkehr zustandegekommen
oder durdr ungewöhnlidre oder persönlidre Verhältnisse beeinflußt worden sind",
zum Preisvergleidr herangezogen werden dürfen, ,,wenn diese Besonderheiten in
ihrer Auswirkung auf den Preis erfaßt werden können". (Allerdings audr nur dann!)

Für die ,,Besonderheiten" gibt es sdrließliü sogar einen Katalog, der offenbar als

Sammlung von Hinrveisen gedadrt und systematisch nid'rt ganz einwandfrei ist:

,,1. die Kaufpreise erheblid'r von den Preisen in vergleidrbaren Fällen
abweidre:n,

2. ein außergewöhnlidles Interesse des Käufers an dem Erwerb des Grund-
stüd<s bestanden hat,

3. dringende Gründe für einen alsbaldigen Vertragsabsdrluß bestanden,

4. die Veräurßerung zum Zwed<e der Erbauseinandersetzung erfolgt ist,

5. besonder,e Bindungen verwandtsdraftlidrer, wirtsdraftlidrer oder sonstiger
Art zwischen den Verrtagsparteien bestanden haben,

6. wertbeeinrflussende Redrte oder Belastungen bestanden haben."

De Systematik wird zumindest dadurd'r gesttirt, daß es sidr bei Punkt 1 um ein
Indiz, bei den anderen Punkten dagegen um Ursadren handelt.

3.2.2. Erhagswertverfahren

Bei diesem Verfahren wurde die Behandlung von Ubergrößen der Grundstüd<e (im
§ 9 Abs. 2) dadur& :neu gefaßt, daß man die Frage der Zulässigkeit und Möglidrkeit
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einer zusätzlidren Nutzung ausdrüddid'r mit ins Spiel bradrte und damit dem wirt-
schaftlidren Aspekt besser gerecl,t wurde. Daß audr die Begriffe ,,Restnutzungs-
dauer" (§ 9 Abs. 4) und ,,nad-rhaltig erzielbare Einnahmen" (§ 10 Abs. 1) jetzt in
einem etwas anderen Licht ersdreinen, liegt sdließlidr - wieder einmal - an den
im StBauFG ffxierten Redrtsprinzipien.

Die Neufassung der Verwielfältigertabelle (Anlage 1), bei der'auf einen besonderen
Abschreibungszinssatz (Habenzinssatz) verzidrtet wurde, ist sid-rerlidr sdron allge-
mein bekannt. §flir haben es jetzt nur nodr mit der theoretisdren übersidrtlidren
Kapitalisierung einer zeitlidr begrenzten Rente zu tun und sind frei von (unplau-
siblen) Hypothesen über die Verwendung der Reinerträge durdr die Grundstücks-
eigentümer.

3.2.3. Sad-rwertverfahren

Im Sadrwertverfahren gibt es für die Ermittlung der Normalherstellungskosten keine
empfohlenen Basisjahre mehr und der zur Umredrnung benutzte Baupreisindex muß
zwar ,,amtlidr" , aber nidrt mehr unbedingt der des Statistisdren Bundesamtes sein
(§ 16 Abs. 3 früh,er § 15 Abs. 4). Damit haben die Gutadrterausschüsse diesbezüg-
lid'r freie Hand für jede sachgerechte Ermittlung des,,Herstellungswertes".

Neben der ,,tedrnisdren rJ/ertminderung (§ 17), die sidr in bekannter \Weise nadr
dem Alter und der Restlebensdauer (Restnutzungsdauer) ricl'rtet, gibt es jetzt den
Begriff der ,,wirtsd'raftlidren rü7'ertminderung", der der § 18 gewidmet wurde. In dem
Katalog hierzu - der im einzelnen nidrt zitiert werden soll - fehlen audr die
,,allgemeinen Anforderungen an gesunde §7ohn- und Arbeitsverhältnisse" nidrt.

4. Die neuen Bewertungsfälle im Rahmen des StBauFG

4.1.Der Grundsatz von der Abschöpf ung der
§Terterhöhungen

§7ie der bekannte rote Faden zieht sich im StBauFG die Idee von der Absdröpfung
der sanierungs- bzw. enrwicklungsbedingten §[erterhöhungen durdr alle Vorsdrrif-
ten, die sich mit der rVertermittlung befassen. Praktiziert wird die Absdröpfung ent-
weder dadurdr, daß die Gemeinde die Grundstücke zu dem ,,maßgebenden" §ü'ert
erwirbt, der sidr in Anwendung der Grundsätze des § 23 Abs. 2 ergibt und sie spä-

ter zum ,,normalen" Verkehrswert wi.eder veräußert (privatisiert), oder durd, die
Erhebung eines ,,Ausgleid'rsbetrages" nadr 5 41, der die durdr die Maßnahme be-
dingten §ü:erterhöhungen des Grundstüd<s ausgleid,en soll.

In Analogie zur Baulandumlegung könnte man also z. B. vom Ausgleidr des ,,Sanie-

rungsvorteils" sprechen, wobei dieser Ausgleidr mit Sidlerheit audr alle nur pla-

nungsbedingten Verterhöhungen mit umfassen soll, was nad'r den allgemeinen
Grundsatzen des BBauG ausgesdrlossen (und beim ,,Umlegungsvorteil" zumindest

umstritten) ist!

4.2. Zum Problem der Fragestellung und der
Interpretation

Das eben gesdrilderte Prinzip der \Tertabsdröpfung geschieht nun in der Praxis der
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§[ertermittlung durch ,,Manipulationen" des Verkehrswertbegriffes, die in den

§§ 23 Abs. 2 und 54 Abs. 4 StBauFG festgelegt, aber nidrt ohne Interpretation ver-
ständlidr sind.

Fragen der Interpretation werden deshalb in der Praxis eine entscheidende Rolle zu
diesem Probtemkomplex spielen, und die neue §TertVO widmet ihnen deshalb audr
ihren V. Teil mit den §§ 21-24. Diese Vorschriften enthalten ja - wie bereits er-
wähnt - keine Ver:[ahrensvorsdriften wie die Teile II-IV, sondern befassen sidr
primär mit der Austegung und praktisdren Anwendung der bewertungsrelevanten
Vorsdrriften des StBauFC. Auf die Einzelheiten hierzu soll unter 4.3. mit eingegan-
gen werden. An dieser Stelle sei jedoch auf die Eigenheiten der Fragestellung bei
den verschiedenen \fertermittlungen hingerqiesen. Hierzu folgendes vergleidrendes
Sdremat

a) Normalfall der \/erkehrswertermittlung (es gilt allein die Deffnition des § 141

Abs. 2 BBaUG)

F r a g e , §Telchen Preis würde das Grundstück im gewöhnlidren Gesdräfts-
verkehr erzielen?

b) Verkehrswerternrittlung nadr § 23 Abs. 2 StBauFG (gilt nadr § 57 Abs. I Nr. 9
audr im Entwicklungsbereidr)

F r a g e , §Teldren Preis würde das Grundstüd< im gewöhnlid'ren Gesdräftsver-
kehr erzielen, wenn keine Sanierungs-(Entwiddungs-)maßnahme vor-
gesehen wäre?

c) Verkehrswertermittlung bei land- und forstwirtsdraftlidren Grundstü*.en im
Entwiddungsbereidr; iedodr nur der Fall des § 57 Abs. 4 StBauFG (soweit ,,sidr
kein von dem irrnerlandwirtsdraftlidren Verkehrswert abweichender Verkehrs-
wert gebildet hat"; sonst \i7ertermittlung nadr Fall ,,b")

F r a g e , §Teldren Preis würde das Grundstücl im gewöhnlidren Gesdräftsver-
kehr erzielen, wefln keine Entwiddungsmaßnahme vorgesehen wäre?

Ubersteigt dieser Preis den innerlandwirtsdraftlidren Verkehrswert?

Falls nidrt: §7ie hoch wäre der Preis in einem ver$leidrbaren Gebiet,
für dar; keine Entwiddungsmaßnahme vorgesehen ist, in dem die Ver-
kehrsr,r'erte aber trotzdem über dem innerlandwirtsdraftlid'ren Ver-
kehrsu,ert liegen?

Hier haben wir es a'lso sogar mit drei Fragen auf einmal zu tun, und die zuneh-
mende Verkomplizit:rung zeigt, weld-re Bedeutung der ridrtigen Fragestellung in
der riü'ertermittlung :zukommt.

Deshalb sei es in di,esem Zusammenhang erlaubt, den engeren Kreis des Themas
dieser Abhandlung zu verlassen und einen weiteren, für die Praxis widrtigen Fall
der Verkehrswerterrnittlung anzufügen :

d) Verkehrswertermittlung bei Enteignung nadr § 95 BBauG (gilt nadr den in der
Redrtspredrung erarbeiteten Grundsätzen audr für die Enteignung nadr anderen
Gesetzen)

85



F r a g e , §üeldren Preis würde das Grundstüd< im gewöhnlidten Gesd'räfts-

verkehr erzielen, wenn die die Enteignung auslösende Maßnahme
nidrt vorgesehen wäre?

4.?.Die möglichen Fälle und ihre §Tertermittlungs'
grundsätze

sollen nadr folgendem Sdrema betrad,tet werden'
Bewertungsobjekt, Anlaß der \?'ertermittlung, §Tertermittlungsgrundsätze

4.3.1. Bewertungsobjekt: Grundstüd< im förmlidl festgelegten S a ni e ru n I s -

gebiet - alter Zustand -
Anlaß der §flertermittlung: Die Gemeinde will beurteilen, ob sie die Veräußerung
nadr § 15 Abs. 3 StBauFG versagen (und evtl. nach § 18 das Grunderwerbsredrt
ausüben) kann,

oder
die Gemeinde will das Grundstüd< erwerben (ggf. nadr § 22 StBauFG enteignen
lassen).

§/ertermittlungsgrundsätze: Es geltendieGrundsätzedes §23 Abs.2 StBauFG, d.h.'

1. Sanierungsbedingte §Terterhöhungen werden nidrt berüd<sidrtigt, audr soldre

nidrt, die bereits vor Einleitung des Verfahrens durdr die bloße Aussidrt auf die
Sanierung entstanden waren. (Einen ftxierten Stidrtag für die Beurteilung dieser

,,Vorwirkung" gibt es dabei nidrt!)

2. Es werden aber soldre §ü/erterhöhungen erfaßt, die der Eigentümer durdr eigene

Aufwendungen zulässigerweise bewirkt hat.

3. Bezüglidr derAnderungen in den allgemeinen \TerWerhältnissen auf dem Grund-
stüd<smarkt ist die Vertermittlung jedodr auf den jeweils geforderten Stidttag

zu beziehen.

Der § 21 der VertVO sdrreibt dazu vor,

l. Alle sanierungsbedingten Anderungen der tatsädrlidren, rechtlidren oder wirt-
sdraftlichen Umstände bleiben außer Betradrt.

2. Bei Anwendung des Vergleichswertverfahrens sind auch Preise aus vergleidr-

baren Gebieten heranzuziehen, in denen Sanierungsmaßnahmen nidtt beabsidr-

tigt sind.

3. Beim Ertrags- und SadrwerWerfahren sind sanierungsbedingte Anderungen bei

den nadrhaltig erzielbaren Erträgen und bei den Bewirtsdraftungskosten nid'rt zu

berüd<sid.rtige-n. Die Restnutzungsdauer ist unabhängig von den Einflüssen det

sanierungsriaßnahme zu bestimmen. Nutzungsänderungen, die im Hinblid< auf

die sanieiung vorgenommen wurden, bleiben unberüd<sichtigt. Lediglidr §rert-
erhöhungen äuf Grund eigener Aufwendungen des Eigentümers werden in den

Verkehrswert einbezogen, soweit sie zulässig waren.
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4. Ztbeadtten ist s&ließlidr nodr der bereits im BBauG (§ aa Abs. 1) normierte

Grundsatz, daß .Änderungen der zulässigen Nutzung durdr Planungsmaßnahmen

dann keine Entsdrädigungspflidrt begründen, wenn die bisherige Nutzung den

,,allgemeinen Anfordirungen an gesunde §7ohn- und Arbeitsverhältnisse oder

an Jie Sidrerheit der auf dem betrofienen Grundstüd< oder im umliegenden Ge-

biet wohnenden oder arbeitenden Mensdren nidrt entspridrt". In diesem Fall ist

,,die nunmehr zrrlässige Nutzung zugrunde zu legen". (Das gilt audr, wenn über

eine Entsdrädigu:ng nach § 44 BBauG gesondert befunden wird.)

4.3.2, Bewertungsobjekt: Grundstüd< im städtisdren Entw i ckl u n g s -

bereich -- alter Zustand -
Anlaß der \Terternrittlung: Die Gemeinde will das Grundstüd< in Erfüllung ihrer

Aufgaben nadr § 54 Abs. 3 stBauFG erwerben (ggf. nadr § 57 Abs. 3 enteignen

lassen).

§flertermittlungsgrundsätze: Es gelten die gleidren Grundsätze, die audr bei der

Bewertung uon- Alt.G.orrdstüd<en im Sanierungsgebiet anzuwenden sind. Lediglidr

für land- 
"und 

forstvyirtsdraftlidr genutzte Grundstüd<e gilt zusätzlidr der Abs. 4 des

§ 57 StBauFG, der den § 23 Abs. 2 mit folgender Formulierung ergänzt: " "' in
Gebieten, in denen sidr kein von dem innerlandwirtsdraftlidren Verkehrswert ab-

weidrender Verkeh:rswert gebildet hat, (ist) der \[ert maßgebend . . ., der in ver-

gleidrbaren Fällen im gewöhnlidren Gesdräftsverkehr auf dem allgemeinen Grund-

itücksmarkt dort zu eizielen wäre, wo keine Entwicklungsmaßnahmen vorgesehen

sind."

Diese Vorsdrrift, die - für sidr genommen - unyglsfindlidr bleiben muß, weil sie

den ,,innerlandwirtschaftlidren Verkehrswert", den sie zunädrst ausgesdllossen wis-

sen will ,durdl den Hinweis auf den ,gewöhnlidren Gesdräftsverkehr" in Gebieten,

für die ,keine Entwiddungsmaßnahmen vorgesehen sind", scheinbar wieder ein-

führt, kommt ohne Interpretation nidrt aus. Und was der § 22 Abs. 3 der §[ertVO
dazu anbietet, wird ebenfalls kaum ausreidren, die Unklarheiten zu beseitigen:

,, . . . sind für die lirmittlung des Bodenwertes Vergleichspreise heranzuziehen, die

auf dem allgemeinr:n Grundstüd<smarkt in vergleidrbaren Fällen in Gebieten mit
vergleichbarer Strul<tur, in denen keine Entwicklungsmaßnahmen vorgesehen sind,
gezahlt werden."

Meines Eradrtens liommt man der [,<isung näher, wenn man die Vorschrift, daß

Vergleidrspreise niiht aus Gebieten stammen dürfen, in denen Entwiddungsmaßnah-
men vorgesehen sind, streng formal auslegt. D. h., die Vergleidrspreise dürfen sidr
nidrt auf Crundstü:d<e beziehen, für die eine Enrwid<lungsmaßnahme nadr dem
StBauFG eingetreitet oder vorgesehen ist; n i c h t auszusd,ließen sind jedod-r Preise
für Grundstücke in anderen Gebieten, für die eine ,,normale" Entwicklung - ohne
Finanzierungsmittel des § 58 StBauFG - erwartet wird. Die Formulierung im Abs. 5

des § 22 der §TertVO (Deffnition des innerlandwirtsdlaftlidlen Verkehrswertes), daß
der innerlandwirts&aftlidle Verkehrswert ,, . . . nidrt durdr die Erwartung einer
anderweitigen Nutz:ung beeinflußt sein" darf, spridrt - wenn audr indirekt - für
diese Version.

Da es jedenfalls un,bestritten ist, daß der Gesetzgeber den Eigentümern der alten
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Grundstüd<e im Entwicklungsbereidr einen verkaufspreis zubilligen wollte, der
über den Preisen liegt, die sidr für land- oder forstwirtschaftlidre Gr;ndstücke unbe-
einflußt von jeglidrer Bauerwartung ergeben, ist die Bewertung nad-r den Merkmalen
des Entwid<lungsgrades,,Bauerwartungsland" die einleudrtendste. Darüber hinaus-
zugehen und von ,,Rohbauland" zu spredren, dürfte nidrt richtig sein, da diese
Qualitätsstufe vor Einleitung des Verfahrens nidrt erreicht und dimit als Bewer-
tungsmerkmal nidrt konkret wird.

4.3.3. Bewertungsobjekt' Grundstüd< im sanierungsgebiet oder im Entwi&lungs-
bereidr - nadr Durdrführung der Maßnahme -

Anlaß der §fertermittlung: Die Gemeinde will ihrer veräußerungspflidrt nadr s 25
bzw. § 59 StBauFGnadrkommen (P ri vati si erun g )
wertermittlungsgrundsätze: Hierzu gibt es im Gesetz nur die gleid-rlautenden Be-
stimmungen der §§ 25 Abs. 6 und 59 Abs. 5: ,,Das Grundstück .. . ist zu dem ver-
kehrswert zu veräußern, der sidr durdr die redrtlidre und tatsäd-rlidre Neuordnung
des Sani,erungsgebiets/Enrwidclungsbereidrs ergibt. "

Entspredrend bestimmt der § 23 der vertvo, daß der zustand des Gebietes n a c h
Absdrluß der Maßnahme zusrunde zu legen ist, und daß sdrließlidr, ,,soweit Maß-
nahmen_ nodr nicht abgescJ-rlossen sind, . . . audr die Aussid-rt auf die in der planung
vorgesehenen Anderungen und sonstige durdr die .. . -maßnahme bedingte sürertl
verbesserungen zu berücksicl'rtigen" sind. (Hier ist also der Grundsatztes s 23
Abs. 2 StBauFG mit umgekehrtem Vorzeidren anzuwenden.)

Im übrigen gilt das hier Gesagte nicht nur für Grundstücke, sondern auch für alle
im § 23 Abs. 3 Nr. I stBauFG genannten Red-rte (Miteigentum, grundstüd<sgleidre
Rechte, Redrte nadr dem §/ohnungseigentumsgesetz), mit denen die GemeinJe ihre
Verpflidrtung zur Privatisierung ebenso erfüllen kann. Da audr für diese Fälle das
Antragsred-rt gegenüber dem Gutadrteraussd-ruß besteht, müssen z. B. die Bewertung
von Erbbaurechten und Eigentumswohnungen in den Aufgabenkatalog mit einbe-
zogen werden.

4.3.4. Bewertungsobjekt: Grundstück im Sanierungsgebiet oder im Entwi*lungs-
bereidr - nadr Absdrluß der Maßnahme -

Anlaß der §/ertermittlung, Es sollen die durdr die Maßnahme bedingten Erhöhun-
gen des Grundstüd<swertes ermittelt werden. Die \(ertermittlung soll der Feststel-
Iung des Ausgleichsbetrages (§ 41 Abs.4-6 StBauFG) dienen, den der
Eigentümer des Grundstüd<s an die Gemeinde zu zahlen hat.

riüertermittlungsgrundsätze: Der § 41 Abs. 5 StBauFG deffniert die durd-r die Sanie-
rung bedingte §Terterhöhung als den ,, . . . Untersdried zwisdren dem Vert, der sidr
für das Grundstüd< ergeben würde, wenn eine Sanierung weder beabsidrtigt nodr
durdrgeführt worden wäre und dem §7ert, der sidr für das Grundstück durdr die
redrtlidre und tatsädrlidre Neuordnung des Sanierungsgebietes ergibt." (Na& § 54
Abs. 3 Satz 4 StBauFG wird im Entwid<lungsbereich der gleiche Ausgleidrsbetrag
fällig, wenn die Gemeinde ein Grundstüd< ausnahmsweise nidrt erwirbt.) Ausdrück-
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lidr bezieht sidr die §Tertdifferenz nur auf den Grund und Boden, ,,die Bebauung

ist dabei nidrt zu bewerten".

Die §TertVO besdrr,:ibt (im § 2a) analog hierzu die §Terterhöhung als Differenz des

nach § 23 ermittelten (Neu-)§Tertes (s. unter 4.3.3.) und des zugehörigen (Alt-)-
rVertes (s. unter 4.i|.1. bzw. 4.3.2.), der, je nadr Lage des Falles, nach den §§ 21

oder 22 zu ermittelrr ist. Da die Bebauung außer Ansatz bleibt, wird im Abs. 2 des

§ 24 bestimmt, daß der §flert des Bodens ,, . . . durdr Vergleidr mit dem rVert ver-

gleidrbarer unbebauter Grundstücke zu ermitteln" ist, daß dabei jedodr , '.. Be-

äinträdrtigungen der zulässigen Nutzungsmöglidrkeit, die sidr aus der bestehen-

bleibenden Bebauung auf dem Grundstüd< ergeben, zu berücksidrtigen (sind), wenn

es bei wirtsdraftli&rir Betradrtungsweise geboten erscheint, das Grundstüd< in der

bisherigen \Weise zu nutzen."

4.3.5. Bewertungsot,jekt' Grundstück im förmlidr festgelegten Sanierungsgebiet im
Rahmen eines Bodenordnungsverfahrens

Anlaß der §(ertermittlung: Bestimmung des Einwurfs- oder Zuteilungswertes für die

Baulandumlegung.

Vertermittlungsgrundsätze: Audr imZuge einer Sanierung ist das BBauG als pri-

märe Redrtsg.undl"g. für das Umlegungsverfahren anzusehen. Die Vorsdrriften
der §§ 45 ff. BBauCl werden lediglidr durdr den § 16 StBauFG ergänzt, der mit
Abs. 2 dafür sorgt, daß das AbsdrOpfungsprinzip des StBauFG auch bei der Bau-

landumlegung durdrsd-rlägt. Danadr gilt für alle Einwurfswerte der Grundsatz der

Nidrtberüd<sidrtigung sanierungsbedingter §(erterhöhungen, während bei den Zu'
teilungsobjekten ,,die §rertänderungen zu berücksid,tigen (sind), die durdr die

rechtlid-re und tatsädrliche Neuordnung des Sanierungsgebietes eintreten."

(Mit den speziellen Problemen der Erhebung von Ausgleidrsbeträgen nadr § 41

Abs. 5 Satz a StBauFG zusätzlidr zu den \trfertänderungen, die sdron in der Umle-
gung ausgeglid-ren wurden, hat sidr S e e I e [5] eingehend auseinandergesetzt.)

Die §TertVO selbst geht - wie audr sdron bisher - nid-rt speziell auf die Um-
legungsbewertung ein. Sie gilt aber natürlidt audr für diese Fälle, da es sich stets

um die Ermittlung v,rn Verkehrswerten handelt.

5. Zusammenfassun:g

Ausgehend vom §ür:sen und von der Bedeutung der §TertVO wurde darauf hin-
gewiesen, daß es zum einen prinzipiell keine ,,hypothesenfreie" \Tertermittlung
geben kann, daß zu,m anderen die theoretisdren Aspekte der Bewertung durdr die
Vorsdrriften des StBauFG - mit seiner Idee von der Absdröpfung der maßnahme-
bedingten \Terterhöhungen zugunsten der Allgemeinheit - erheblidr an Bedeutung
gewonnen haben. [Im dies zu verdeutlidren, wurden die Rechtsgrundlagen der
\fertVO, die gesetzlid'ren Ermädrtigungen der Bundesregierung, den jeweils bezo-
genen Redrtsnormen des BBauG und des StBauFG gegenübergestellt.

Die widrtigsten Anderungen in der §TertVO wurden kurz erwähnt; dabei wurde
darauf hingewiesen, daß es weiterhin drei Verfahren der §Tertermittlung gibt, die
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im Prinzip zum gleidren §7ert - dem Verkehrswert - führen müssen. Völlig neu
ist nur der Teil v der §7örtVo, der insofern aus dem Rahmen fällt, als es sidr hier-
bei nidrt um Verfahrensvorschriften, sondern um Interpretationen der bewertungs-
relevanten Vorsdrriften des StBauFG handelt.

Sdrließlidr wurden die mit dem StBauFG neu auftretenden Bewertungsfälle in einer
analytisdren Darstellung untersudrt, in der audr auf die untersdliedlidlen Frage-
stellungen bei den §Tertermittlungen eingegangen wurde.

Die Probleme der Red'rtssidrerheit, die sich durdr stark auslegungsbedürftige Redrts-
normen ergeben, wurden nidrt behandelt.
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Mitwirkung des Gutadrteraussdrusses bei städtebaulidren
Sanierungsmaßnahmen im Kerngebiet der Stadt Hameln *)

Von Vermessungsoberrat Dpl.-lng. Benkendorf f , Katasteramt Hameln

A. Allgemein

Das Städtebauförderungsgesetz hat das allgemeine Städtebauredrt nodr dem Bun-
desbaugesetz erweitert und für ,,Sanierungsgebiete und Entwiddungsbereid.re" ein
Sonderredrt gesdraffen. Die Stadt Hameln nimmt sidrerlidr aufgrund seiner ge-
s&idrtlidren Entwid<lung und des damit verbundenen alten Gebäudebestandes im
Hinblid< auf die Sanierungsnotwendigkeit im norddeutsdren Raum eine Sonder-
stellung ein. Mir ist bekannt, daß in Niedersadrsen nur Teilgebiete der Stadt
Hameln und der Stadt Osnabrüd< als Studienmodelle anerkannt sind und daher vom
Bund eine besondere ffnanzielle Unterstützung erfahren. 5Oo/s der unrentierlidren

*) Nadr einem Vortrag, der auf einer
Katasterverwaltung im Dezember 1972
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Kosten werden in diesem Fall vom Bund erstattet, während im Normalfall der Satz

nur 33 o/sbeträgt. \rerteilung der unrentiedidren Kosten im Normalfall, r/3 Bund,
th Land, r/r Stadt. Die gesamten unrentierlidren Kosten werden für das Sanierungs-

gebiet der Stadt Harneln auf 70 000 000 DM gesdrätzt.

Am 28. 7. 1972 ist der gesamte Stadtkern Hamelns als Sanierungsgebiet förmlidr
festgelegt worden. Dras Gebiet umfaßt das Gelände zwisdren Münsterwall, Ostertor-
wall, Kistanienwall und rilfleser oder kurzgesagt: Stadt zwisdren §7all und'§?'eser.
'§7as unter Sanierungsmaßnahmen zu verstehen ist, ergibt sid'r aus dem §Tortlaut
des § 1 (2) des StBauFG' ,,Sanierungsmaßnahmen sind Maßnahmen, durdr die ein

Gebiet zur Behebung städtebaulidrer Mißstände, insbesondere durdr Beseitigung

baulid'rer Anlagen u'nd Neubebauung oder durdr Modernisierung von Gebäuden

wesendidr verbesserr: oder umgestaltet werden."

Das bedeutet auf dir: Hamelner Verhältnisse übertragen in erster Linie folgendes'

a) Neuordnung der; fließenden und ruhenden verkehrs (Änderung der äußeren

und inneren Verkehrslage).

b) Erhaltung und Erweiterung der Diensdeistungs' und Gesdräftsbetriebe.

c) Sdraffung von n€:uen §Tohnverhältnissen.

d) Sdrafrung von Grünanlagen.

In Hameln kreuzen sidr die Bundesstraße 1 - von Hildesheim nadr Paderborn -
und die Bundesstra,Se 83 - von Minden nadr Kassel - Außerdem mündet in
Hameln die Bundesstraße 217 von Hannover. Der gesamte Verkehr ergießt sidr

z.Z. äber eine einzige \Teserbrüd<e; in Spitzenzeiten herrsdren fast katastrophale

Verkehrszustände. Z,ur Abhilfe wird im Augenblid< eine zweite §Teserbrüd<e gebaut,

die als kombinierte Bundesstraße 1/83 von der Pyrmonter Straße in den §flall
mündet. Man hatte sidr zu dieser lxisung entsdrlossen, weil Verkehrszählungen nur
20o/sDurdrgangsverkehr, aber 80 oÄ Ziel- und Quellverkehr ergeben haben. Eine
weitere Umgehungsr;traße, die südlidr um die Stadt Hameln herumführt, ist bereits
geplant.

Der Gesamtkorizeptionsplan zeigt nodr die ehemals vorgesehenen Parkbrüdcen, die
heute aber nadr der Planung durdr über das gesamte Kerngebiet verteilte Park-
hodrhäuser verdräng;t worden sind. Die Hauptgesdräftsstraßen Osterstraße, Bäd<er-

straße und Ritterstraße werden fußläuffg, und die Anlieferungs- und Zubringer-
straßen sind in den ,\ufsdrließungsräumen der Hinterhöfe geplant.

Längs der §ü'eser ist ein Grüngürtel und audr in den Hinterhofräumen sind öffent-
lidre Grtinfl ädren vorgesehen.

De Hauptargumente für die Sanierung sind jedodr in den bestehenden Mißständen
der \flohnverhältnisse zu sudren. Die äußere Fassade der alten Fad,werkhäyser
täusdrt leider häuftg. Viele \Tohnunggn haben nur eine Gesdroßhöhe von 1,80 m,
einen '§7'asseransdrluß im ganzen Haus und die Toiletten auf dem Hof. Audr die
Größe der §flohnun;gen und der Zimmer sowie die Zuordnung der Räume zu ein-
ander können audr clurdrsd'rnittlidren Anforderungen an das ,,'§üohnen" meist nidrt
mehr genügen. Zu untersdrätzen ist nid,t die Großbrandgefahr bei den eng stehen-
den Fadrwerkhäusenr mit teilweise nodr Lehmeinsdrlag in den Ded<en'und §(änden.
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Sidrerlidr vermitteln alte FadTwerkhäuser, wenn sie gepflegt sind, einen anheimeln-
den Eindrud<. Es daif aber nicht i.iberseiren *erdei, arft- al" meisten Eigentümer
aufgrund der geringen Mieterträge nidrt bereit sind, die notwendigen unterhalten-
den Aufwendungen zu leisten. Sowohl die Stadt als audr das Land Niedersadrsen
sind ffnanziell nid'rt in der Lage, auf die Dauer die für die Erhaltung notwendigen
Aufwendungen zu tragen. So ist audr ein Gutad-rten des zuständigen Oberkonser-
vators über die Erhaltungswürdigkeit des vorhandenen Gebäudebestandes, geord-
net nach §Tertigkeit, zu einer Grundlage der Sanierungsmaßnahmen gemadrt worden.

Eine weitere Grundlage, auf die sidr die Sanierungsmaßnahmen stützen, ist das
GE§ürO§-Gutadrten, in dem aufgrund von Umfragen und Bestandsaufnahmen Ana-
lysen gefertigt und Strukturpläne entwid<elt worden sind.

Die Stadt Hameln ist bereits aus ffnanziellen Gründen nicl'rt in der Lage, die Sanie-
rungsmaßnahmen im gesamten Stadtkern gleidrzeitig durdrzuführen. Es sind des-
halb zwei Sdrwerpunkte gebildet word,en, die auf den Bebauungsplänen dargestellt
sind.

1. C,ebiet zwischen Osterstraße, Bäd<erstraße, Neue Marktstraße und Bungelosen-
straße. Durch eine Straße sollen die Hinterhöfe für eine Bebauung erschlossen
werden und außerdem durdr diese Straße die \Warenanlieferung für die Ge-
schäfte längs der Bäckerstraße erfolgen. Für den ruhenden Verkehr ist in diesem
Gebiet ein Parkhodrhaus geplant.

2. Gebiet an der Bungelosenstraße. Dieses Gelände ist nadr dem Bebauungsplan
für ein Großkaufhaus und einen Busbahnhof vorgesehen. Die von der Stadt
Hameln mit Karstadt geführten Gesprädre haben bisher nod-r keinen Absdrluß
gefunden.

Nadr § 33 StBauFG kann sid'r die Gemeinde zur Erfüllung von Aufgaben, die ihr
bei der Vorbereitung und der Durdrführung der Sanienrng obliegen, eines geeigne-
ten Beauftragten bedienen.

Die Stadt Hameln hat als Sanierungsträger die ,,Neue Heimat" bestimmt. \7ährend
in dem Gebiet um die Bungelosenstraße die Stadt bereits in den letzten Jahren die
meisten Grundstücle aufgekauft hat, ist im Sanierungsgebiet 1 die ,,Neue Heimat"
dabei, umfangreiche Grundstücke zu erwerben. So werden audr z. Z. im größeren
Maße Verkehrswertgutad'rten zur Grundlage der Kaufverhandlungen von der
,,Neuen Heimat" beim Gutad-rteraussdruß für die Stadt Hameln beantragt.

Derzeitiger Stand des Sanierungsverfahrenst

Die bereits vorliegenden Bebauungspläne werden nocl-r geändert und die nadr § 10
StBauFG geforderte Darstellung der zu beseitigenden Gebäude eingearbeitet.
Außerdem hat die Stadt Hameln für die Aufstellung des Sozialplanes nad'r s 8
StBauFG begonnen, die notwendigen Daten über Berufs-, Erwerbs- und Familien-
verhältnisse der Betroffenen zu erfassen und die Sanierungsmaßnahmen mit den
Beteiligten zu erörtern. §Teiterhin ist das Planungsamt bereits dabei, nadt § 9
StBauFG die beabsichtigte Neugestaltung des Sanierungsgebietes mit den Beteiligten
durdrzuspredren.
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B. §Tertermittlung

Für die rü[ertermittlung mödrte idr zunädrst einige Angaben über den Gutadrter-
aussdruß für die Stadt Hameln und dessen Gesdräftsstelle vorausschid<en. Durcll
die Sanierungsmaßnahmen im Stadtgebiet Hameln hat sidr die Anzahl der Anträge
auf Verkehrswertgutadrten fast verdreifadrt. Im letzten Jahr sind ca. 130 Gutad-rten
gefertigt worden, u'ährend in diesem Jahr ca. 160 Anträge auf Gutadrten abge-
sdrlossen werden. Iih habe der ,,Neuen Heimat" zur Vermeidung einer §fertermitt-
lung durch private Sadrverständige zusagen müssen, daß die Gutadrten ca. drei
§7odlen nadr dem Antrag abgesdrlossen vorliegen. Die Aufgaben der Geschäfts-
stelle des Cutadrterausschusses werden derzeit von zwei Angestellten (Vc und VIII
BAT) wahrgenommr:n. Hierzu möchte ich bemerken, daß sämtlidre vorbereitende
Arbeiten für ein Crrtadrten einsdrließlich örtlidler Bestandsaufnahme, Baubesdrrei-
bung, Vohnflädrenberedrnung usw. in eigener Regie durchgeführt werden. Der
Gutadrteraussdruß {ür die Stadt Hameln setzt sidr neben dem Vorsitzenden aus

sedrs Cutadrtern zusammen: I Verrn.-Oberrat, 3 Bauräte, 2 Architekten.

§7ie bisher wird selbswerständlidr die liüertermittlung audr in dem förmlidr fest-
gelegten Sanierungsgebiet auf die Grundlage der drei \Tertermittlungsverfahren -Vergleidrswertverfatrren, Ertragswertverfahren und Sadrwertverfahren - gestellt.
Entsdreidend ist jedoch durdr die Vorsdrrift des StBauFG zur §Tertermittlung der
Einfluß der ,,Planung" auf die lVertermittlung geändert worden. Nadr den Para-
graphen des BBauG hat der Eigentümer Ansprudr auf Planungsgewinn, der sidr aus

den verbindlidren Fr:stsetzungen des Bebauungsplanes ergibt. Planungssdräden sind
dagegen nadr § 44 Bl3auG zu entsdrädigen. Auf die Praxis bezogen, bedeutet es, daß
die §Tertermittlung rradr dem BBauG auf den Stand und die Festsetzungen der Bau-
leitplanung abzustellen ist. Durdr den § 23 StBauFG wurde für Sanierungsgebiete
eine grundsätzlidre Nleuregelung geschaffen. § 23 (2)' ,,Bei der Bemessung der Aus-
gleichs- und Entsdräiligungsleistungen . . . werden jedodr §Terterhöhungen, die ledig-
lidr durch die Aussiiht auf die Sanierung, durd'r ihre Vorbereitung oder ihre Durdr-
führung eingetreten sind, nur insoweit berücksicfitigt, als der Betroffene diese §7ert-
erhöhung durdr eigene Aufwendungen zulässigerweise bewirkt hat. Anderungen in
den allgemeinen ri7ertverhältnissen auf dem Grundstücksmarkt sind zu berüd<sidr-
tigen."

Kurz gefaßt: Kein Planungsgewinn, aber Berüd<sidrtigung der allgemeinen Bauland-
preisentwid<lung.

Besondere Sd'rwierigkeiten bringt die \Tertermittlung des Grund und Bodens, audr
als Einwurfswerte in der Sanierung bezeidrnet, rnit sidr. Der Bodenwert ist in der
Regel durdr Preisvr:rgleidr zu bestimmen. Nadr den rVertermittlungsridttlinien

,,Ergänzende Vorsdrriften für Sanierungsgebiete" sind bei einem Preisvergleidr
audr Preise aus vergleidrbaren Gebieten heranzuziehen, in denen Sanierungsmaß-
nahmen nidrt erwarlet werden. §7enn aber - wie in Hameln - das gesamte Ge-
sdräfts-, Dienstleistungs- und Verwaltungszentrum zum Sanierungsgebiet erklärt
wird, wo sind dann vergleidrbare Gebiete im Raum Hameln gegeben? Audr auf Ge-
biete anderer Städte auszuweidren, ist äußerst problematisdr, da die §Tertverhält-
nisse in den Baulandpreisen in der Regel nidrt zu vergleidren sind. Idr habe die
§Tertermittlung des t3rund und Bodens im Sanierungsgebiet auf die Grundlage der
Baulandrid-rtwerte gestellt.
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Die Badlandridrtwerte sind unter Zugrundelegung gezahlter Kaufpreise, Vergleidrs-
preise, untef Berürksidrtigung des gesamten Baulandpreisniveaus der Stadt Hameln

und in versdriedenen Fällen audr unter Berüdcsidrtigung der Ertragsverhältnisse
ermittelt worden und genügen nadt meiner Ansidtt audr den ergänzenden Vorsdrrif-
ten der §fertermittlungsverordnung auf Preisvergleich. Voraussetzung ist natürlidl,
daß die Ridrtwerte den tatsädrlidren §Tertverhältnissen entspredren und nidrt wegen
mangelnder Verkaufsfälle in den Stadtkernen seit Jahren unverändert geblieben

sind. Idr habe gerade in den letzten beiden Jahren die Baulandridrtwerte in dem
Stadtkern mit den Gutadrtern heftig diskutiert und sowohl die Ridrtwertzonen als

audr die Baulandridrtwerte den tatsädtlid'ren \Tertverhältnissen optimal angepaßt.

Audr wird immer wieder die Frage des §fertermittlungsstidrtages angesprodren.

Man muß klar untersdreiden zwisdren dem sogenannten Bezugszeitpunkt und dem
Stidrtag. Der Stidrtag ist z. B. bei Gutadrten nadr § 23 StBauFG das Datum des An'
trages auf das Verkehrswertgutadrten und nadr § 15 StBauFG das Datum des nota'
riellen Verrages (selbstverständlidr ist vom Auftraggeber jederzeit ein anderes

Datum des Stid'rtages mOglidr). Bezugszeitpunkt ist jedodr der Zeitpunkt, in dem
innerhalb eines Sanierungsgebietes die Baulandpreisentwiddung infolge vorbeteiten-
der Maßnahmen zur Sanierung, z. B. Planung, von der durdrsdrnittlidten Preis-

entwiddung abzuweidren beginnt (Abb. 1). In Hameln habe idr bisher eine derartige
abweidrende Entwiddung nidrt feststellen können, so daß die ermittelten Bauland-
ridrtwerte audr aus dieser Sidtt als Ausgangswerte für die §fiertermittlung des

Grund und Bodens benutzt werden können.

Abb. 1

DM /m,

1e7O I tgtt 197 2

I
1971 BezugszeitPkt.

Beispiel einer Bodenwertermittlung (Abb. 2)' Der Baulandridrtwert für die Grund-
stüd<e an der Osterstraße (Flauptgesdräftsstraße) betrtigt 3OO,- DlWqm.und für die
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Neue Marktstraße (hauptsädrlidr '§(ohnstraße) 65,- DM/qm. De Grundstücl<e

längs der Osterstraßr: sind im Durdrsdrnitt 80 m tief und nur 12 m breit. Der Bau-

landridrtwert von 30rJ,- DM/qm kann nur für den Bereid'r des GrundstücJ<s gelten,
der für die Ausnutzung der günstigen Gesdräftslage unbedingt erforderlidr ist bzw.
benötigt wird. Der rlarüberhinausgehenden Flädre ist ein geringerer §?'ert beizu-
messen, wobei eine r\bhängigkeit von der Grundstüd<stiefe besteht. In Anwendung
der in der Literatur propagierten Vorderland'ÄIinterlandtheorie habe idr die ge-

nannten Grundstüd<e der Osterstraße in drei abgestufte Ridrtwertzonen eingeteilt.
Damit ergibt sidr bei der §flertermittlung folgendes Ausgangsbild'

Nraue Marktstr. RW:obDM /m,

Osterstr. RW:3O0DM /m,

65DM /m'
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' 85 DM/tn, '.z 75DM/m,
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Abb. 2
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Der §/ert des letzten Drittels des Grundstüd<es nähert sid'r dem Baulandridrtwert
von 65,- DM für die Grundstücfte längs der Neuen Marktstraße. Beantragt war in
diesem Fall die §Tertermittlung der sdrraffierten Flädre. Auf der Grundlage von
75,- DM/qm wurde unter Berüd<sidrtigung der wertsteigernden Durdrfahrtsmög-
lidrkeit von der Osterstraße ein Verkehrswert von 85,- DM/qm ermittelt. Die
Festsetzung in dem vorliegenden Bebauungsplan habe idr als vorbereitende Maß-
nahme in dem Sanierungsgebiet angesehen und daher nidrt berüd<sidrtigt.

Die umfangreichste Zahl der Anträge auf Verkehrswertgutadrten bezieht sidr jedodr
auf bebaute Grundstüd<e. Die §Tertermittlung erfolgt auf der Grundlage der be-
kannten drei §/ertermittlungsverfahren.

a) Vergleid, swertverfahren

Den Verkehrswert eines bebauten Grundstüd<s anhand von Kaufpreisen für gleidr-
artige Objekte zu ermitteln, stellt immer nodr die sidrerste Form der \Tertermitt-
lung dar. Bereits sdron deswegen, weil die Vergleidrspreise den tatsädrlidren Grund-
stüd<smarkt widerspiegeln und im Rahmen einer gerid,tlidren Nadrprüfung jeder-
zeit besidrtigt werden können. Das Vergleid-rswertverfahren muß sidr jedodr für
eine sidrere Aussage auf eine ausreichende Zahl von Vergleidrsobjekten stützen.
Hier setzt meistens in den Kerngebieten der Städte die Sdrwierigkeit ein. Die
Durdrsidrt der hiesigen Kaufpreissammlung des Kerngebietes hat auf ca. 40 Ver-
käufe bebauter Grundstüd<e aus der Zeit von 1962 bis 1968 geführt, also zu Ver-
käufen, die mit großer §Tahrsd-reinlidrkeit wertmäßig von der Vorplanung für das

Sanierungsgebiet nodr nidrt berührt worden sind. Die örtlidre Besidrtigung der
Objekte hat jedodr ergeben, daß die Grundstüd<e zwar aufgrund ihres Alters, aber
nidrt nadr der vorhandenen Bausubstanz und dem Flädrenumfang zu vergleidren
sind. Hinzu kam, daß in den letzten Jahren durdr Abbrudr oder erheblidre Renovie-
rungen die §(ertverhältnisse wie beim Kauf nidrt mehr vorlagen. Durch ein beson-
deres Verfahren habe idr diese Verkäufe bei der §/ertermittlung in einigen Fällen
mit herangezogen.

tlber den Ridrtwert ist der Gebäudewert vom Grundstüd<swert getrennt worden.
Der ansüließend über den unbebauten Raum des §flohngebäudes ermittelte cbm'
Preis wurde als Bezugsgrundlage ftir die Ermittlung nad'r dem Vergleidtswerwerfah-
ren gewählt.

b) Ertragswertverfahren

Bei dieser Art der §flertermittlung ist von einem nadthaltig erzielbaren Erffag aus-

zugehen. Diesen zu bestimmen, führt aufgrund der Bevölkerungsstruktur in der

Altstadt zu Sdrwierigkeiten. Die lVohnungen sind vorwiegend an ältere Personen,

kinderreidte Farnilien oder an Gastarbeiter vermietet. Es ist bekannt, daß es sidr bei

älteren Mietern um Dauermieter handelt, denen nicht ständig die Miete zur Anglei-
drung an die allgemeinen Miewerhältnisse erhöht wird. Ein ähnlid'res Bild ergibt sidr

audr tei kinderreidren Familien. Völlig anders ist die Situation bei den Gastarbeitern.

Aufgrund der Spradrsdrwierigkeiten und in Unkenntnis der tatsädrlidren Mietver-
häknisse werden Mieten gezahlt, die dem §fohnwert keinesfalls entspredren. Bei

Mietobjekten sind somit die Erträge kritisd, zu untersudlen und ggf. den normalen
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Mietverhältnissen anzugleidren. Die Gesdräftsstelle des Cutadrteraussdrusses für die
Stadt Hameln ftihrt anhand der bekannt gewordenen Mieten einen Mietpreisspiegel.
Danadr werden im ,\ltstadtgebiet für §Tohngebäude je nadr Lage und Ausstattung
zwisdren 1,50 und il,- DlvUqm §ürohnflädre als Miete gezahlt; die Mietpreise für
§ürohnfläd'ren bei Ne,ubauten liegen in Harneln z.Z.bei maximal 6,- DM/qm. Um
jedodr mehr Angab,:n über gezahlte Mieten zu erhalten, habe idr die Vohngeld-
stelle der Stadt Hameln angesprodren. Da heutzutage in erheblidrem Maße Anträge
auf §Tohngeld gestellt werden, könnte hier auf verhältnismäßig einfadre \7eise ein
ständig angepaßter Mietpreisspiegel entwickelt werden (\Tohngeld ist jedes Jahr
erneut zu beantrage:r).

Ein weiterer Unsid-rerheitsfaktor ist bei der Anwendung des Ertragswertverfahrens
in den Altstadtgebi,:ten bei den Bestimmungen der Restnutzungsdauer gegeben.
Der überwiegende l[eil der Gebäude in der Altstadt von Hameln ist bereits über
200 Jahre alt; im Normalfall ist sowohl die errtagsmäßige als audr die tedrnisdre
Lebensdauer bereits beendet. Es laßt sidr jedodr das Argurnent der Eigentümer, daß
ein Gebäude, das 2i)0 Jahre und älter ist, nodr 50 Jihre steht, kaum entkräften.
Durdr überdurdrsdrnittlidre Arbeiten zur Erhaltung der gesamten Bausubstanz ist
die technisdre Leber,sdauer und durdr zusätzlidlen Einbau sanitärer Einrichtungen,
wie zum Beispiel §Tassertoiletten, audr die ertragsmäßige Restnutzungsdauer ver-
längert worden. Unter besonderer Berüd<sid'rtigung des baulid'ren Zustandes des
einzelnen Bewertungsobjektes unterstellt der Gutadrteraussd'ruß eine Restnutzungs-
dauer von 30 bis 50 .lahren.

c) Sadrwertverfahrerr

Das Vertermittlungr;verfahren, das im überwiegenden Maße im Sanierungsgebiet
angewandt wird, ist das Sadrwerwerfahren. Der Gutadrteraussdruß stützt sidr bei
der \iflertermittlung auf die Tabellen des Fadrbudres Ross/Bradrmann über Bau-
kostenwerte. Die Tabellen beruhen bekanntlidr auf Erfahrungswerten und sind auf
das Jahr l9l3ll4 be::ogen. Aber mehr als bei jedem anderen Verfahren braucht der
ermittelte Sadrwert nidrt dem Verkehrswert zu entspredren. Aufwendige Innen-
ausbauten und großzügige Raumaufteilung werden von ,,jedermann" nidrt gleich
honoriert. Zur Stützung der \Wertermittlung wird daher in der Regel von mir ein
Ertragswertverfahren, wenn audr unter Zugrundelegung angenommener Mieteinnah-
men, durd,geführt. Eiine Anpassung des Sadrwertes an die Marktlage ist z. B. durdr
Zu- und, Abs&läge t,ei günstiger oder ungünstiger Raumzuordnung mOglidr (wirt-
sdraftlidre §Tertminderung).

C. l. Außenanlagen und besondere Betriebseinridrtungen

Die Verkehrswerte von Hofbefestigungen und Zävnen zu ermitteln, stellt kein be-
sonderes Bewertungsproblem dar. Anders ist es jedodr bei den Kanal-, §Tasser-
und Elektrizitätsleiturrgen auf dem Grundsttick außerhalb des Hauses, die audr zu
den Außenanlagen zä.hlen.

Idr habe aufgrund eig;ener Erfahrungen, Rüd<spradre mit Bauunternehmern und den
stadtwerken ermitteft:, daß heute im Durdrsdrnitt 3000 bis 4000 DM gezahlt werden
müsien. In den Altstadtgebieten läßt sidr der Zustand der genannten Leitungsnetze
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nidrt erkennen. Da aber bei dem Alter der Gebäude insbesondere die Kanalleitun-
gen die normale Nutzungsdauer erheblidr übersdrritten haben, und somit bereits
Besdrädigungen angenommen werden können, wird ein Absdrlag von über 50 ?6
für angemessen gehalten. Der Gutadrteraussdruß legt bei der 1üTertermittlung einen

Betrag von 1500 DM als Ausgangsbasis zugrunde.

Zu den besonderen Betriebseinridrtungen zählen neben den Fahrstühlen audr die
Bad<öfen der Bädcereien und Tresore der Kreditinstitute.

rü(ertermittlung eines Bad<ofens als Beispiel'

Herstellungskosten 1950:6500 DM, Bauindex 1950 :251, 1972:760,1,
Bauwert 1972 : 19 685 DM.

Nadr Angaben des Eigentümers ist eine Restnutzungsdauer von 50 Jahren gegeben.

Durdr einen Anruf bei einer Firma in Hannover, die derartige Ufen herstellt, wurde
ermittelt, daß das Bad<system unmodern und unrentabel ist und daß <ler auf ein

Röhrensystem aufgebaute Bad<ofen eine tedrnisdre Lebensdauer von 40 Jahren
besitzt. Somit war ein Absdrlag von ca. 50 l/s geredrtfertigt. Es ergibt sidr ein Zeit-
wert von 10 000 DM.

Ähnli& wurde bei der Ermittlung des Zeitwertes eines Tresors, der um 1900 instal-
liert worden ist, verfahren. Ein Anruf bei Bode-Panzer in Hannover führte zu dem
Ergebnis, daß der Tresor den heutigen Sidrerheitsmöglidrkeiten nidrt mehr ent-
sprid'rt. Die Firma wäre audr ohne den Abbru& des Gebäudes gezwungen gewesen,
in Kürze einen neuen Tresor zu erwerben. Aus diesem Grunde wurden nur nodt
25 o/s des heutigen §0'ertes eines neuen Tresors als Zeitwert festgestellt.

Zur Vermeidung von Gesdreftssdrlidigungen ist jedodr in jedem Fall in den Ver'
kehrswertgutadrten der namentlidre Nadrweis der angesprodrenen Firma zu unter'
lassen. Es genügt ein Vermerk in der Aktenausfertigung des jeweiligen Gutadrtens.

Die Sdrwierigkeiten der §Tertermittlung im Sanierungsgebiet sind nidrt nur von der
Materie her gegeben, sondern man könnte fast sagen psydrologisdrer Natur. Bei

den ca. 60 Verkehrswertgutadrten im ersten Absdrnitt habe idr nur zwei Eigentümer
getroffen, die die Sanierung offen begrüßt haben. Eine Reihe von Eigenttimern
stehen der Sanierung und somit audr der §Tertermitdung durdr den Gutadrteraus'
sdruß abweisend gegenüber. In einigen Fällen muß man dieser Haltung sogar Ver-
ständnis entgegenbringen. \ü/enn jemand das Haus von den Eltern geerbt und selbst

8O Jahre in dem Haus gelebt hat, so ist er mit dem Besitz, audr wenn das Gebäude

nodr so klein und primitiv ist, auf das Engste verbunden. Als Gegenwert für seine

,,Heimat" erhält er meistens nidrt einmal den §(ert einer Einzimmereigentumswoh'

nung. Ob in diesen Fällen nadr § 85 StBauFG ein Härteausgleidr gezahlt werden

kann, vermag idr nidrt zu sagen.

Einige Male hat bereits die Sadrbearbeiterin der Ges&äftsstelle trotz Voranmeldung

vor-versdrlossenen Türen gestanden. Bisher haben freundlidr gehaltene, aufklärende

Sdreiben ansd'rließend dodr nodr zum erwünsdrten Erfolg geführt.

De meisten Verkehrswertgutadrten werden im Sanierungsgebiet unter Hinweis auf

§ 23 StBauFG beantragt. Bisher hat die Stadt Hameln nur einmal von ihrem Redrt,

nadr § 15 StBauFG ein Gutadrten einzuholen, Gebraudr gemadrt.
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Nadr § 15 StBauFG bedürfen redrtsgesdräftlidre Veräußerungen der Genehmigung.
Beabsidrtigt die Gerneinde, die Genehmigung zu versagen, so soll ein Cutadrten
eingeholt werden. f)er Gutadrteraussdruß hat den im notariellen Kaufvertrag ge-
nannten \fert nidrt bestätigt. Ob die Stadt Hameln in diesem Fall von ihrem Grund-
erwerbsredrt nadr § 18 StBauFG Gebraudr madrt, ist nodr nidrt bekannt.

Nadr diesen Erläute:r'ungen mödrte idr die rhetorisdre Gretöenfrage stellen: §7er-
den die vom Gutadrr:eraussdruß ermittelten \ferte vom Eigentümer akzeptiert?

In der Regel ja, aber wie in jedem Ballungsgebiet von rVertermittlungen treten dort
Sdrwierigkeiten auf, wo Spekulanten eine Goldgrube wittern.

Zum Sdlluß mödrte idr nodr die Gutachteraussdrüsse und ihre Gesdräftsstelle an-
spred-ren. Die Vorsdrriften der'§7'ertermittlung ziehen sid'r wie ein roter Faden durdr
das StBauFG. Der Gesetzgeber hat dadurdr nadr meiner Ansid,t die bisherige
Arbeit der Gutadrtr:raussd-rüsse anerkannt und erwartet trotz der Zunahme des

Arbeitsumfanges, dir: Erfüllung der zugewiesenen Aufgaben. Bei dem letzten Kurs
,,Städtebau und Recht" in Berlin wurde sogar der Standpunkt verffeten, daß es

insbesondere im Hirrblid< auf die Einwurfswerte auf den Gutadrteraussdruß an-
kornmen wird, ob Sanierungen überhaupt durdrgeführt werden können. Idr halte
es für unbedingt notwendig, daß die Gesd,äftsstellen, in deren Gebiet Sanierungen
zu erwarten sind, die Aussagekraft der Kaufpreissammlungen voll ausschöpfen. Die
Gesdräftsstelle in H,rmeln versdrid<t für jeden Kaufvertrag die bekannten Frage-
bögen. Es ersd,eint mir aber audr widrtig, daß die Verkehrswertgutadrten in der
Regel kurzfristig - r:a. 4 bis 6 §Todren - erstellt werden, um zum zügigen Ablauf
der Sanierung im Sinne des § I StBauFG beizutragen.

43. Kurs für Stadtebau und Recht

Von Vermessungsobemat Dipl.-lng. Benkendorf f , Katasteramt Hameln

Vom 6. bis 10. ll. 1972 wurde in Berlin der 43. Kurs für ,,Städtebau und Redrt"
unter Leitung von Senatsdirigent Prof. Förster über Themen des Städtebauförde-
rungsgesetzes durchgeführt. Da eine praktisdre Erfahrung über die Anwendung des
Gesetzes in der Reg,:l nodr fehlt, sind von den Vortragenden weitgehend theore-
tisdre [Iberlegungen dargestellt worden.

Der Einftihrungsvortrrag wurde von Prof. Förster über das Thema ,,Das StBauFC
im System des Städtebaureüts" gehalten.

Er betonte, daß das BBauG das allgemeine Städtebauredrt enthält, während das
StBauFG ein Spezialgesetz für bestimmte städtebaulidre Maßnahmen darstellt. Das
StBauFG ist nidrt nu:r der Sanierung und Entwid<lung gewidmet. Es spridrt audr
städtebaulidre Maßnahmen im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verbesserung
der Agrarstruktur an. Prof. Förster hob audr die in s89 StBauFG geregelte Bildung
des Deutsdren Rates für Stadtentwiddung hervor. Hauptsädrlidr bradrte der Vor.
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trag eine Gegenüberstellung vergleidrbarer bzw. audr besonderer Vorsd'rriften des

BBauG und des StBauFG. In diesem Zusammenhang wurde audr die Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit des StBauFG nadr Art. 3 GG aufgegriffen, da der Betroffene z. B.

im Sanierungsgebiet anders behandelt wird, als im allgemeinen städtebaulidren
Bereidr. Der Gleid-rheitsgrundsatz nadr Art. 3 GG verbiete jedodr nur die ungleidre
Behandlung bei gleidrem Sadrverhalt und gleidren Voraussetzungen. Der Gesetz-
geber sah im Sanierungsgebiet andere Voraussetzungen für gegeben an.

Vortrag von Ltd. Baudirektor Dahlhaus, Berlin, ,,Bebauungsplanung in Sanierungs-

gebieten".

Der Vortragende führte aus, daß bereits seit 1963 in Berlin Sanierungen durdrge-
führt werden, und zwar in der Regel ohne redrtskräftige Bebauungspläne. Die Stadt
Bedin oder audr sog. Sanierungsträger haben auf freiwilliger Basis die erforderlidren
Grundstüd<e erworben, und nur in einem Fall ist eine Enteignung eingeleitet wor-
den. Diese günstige Position wird auf die geringe Bodenständigkeit der Berliner
Bevölkerung in diesen Gebieten zurüd<geführt. Nur 8 oÄ der Eigentümer bewohnen
selbst ihr Objekt, während in anderen Städten der Prozentsatz bei 35 liegt. Die
Grundstücke werden somit in der Regel gesdräftlid-r gesehen. Der Vortragende sieht
es für notwendig an, einem Sanierungsgebiet durdr Neubauten, Instandhaltungs-
und Modernisierungsmaßnahmen eine gleid-rmäßige Restnutzungsdauer von minde.
stens 70 Jahren zu geben, um bei einer späteren erneuten Sanierung ein einheitlidres
Objekt vorzuftnden. In diesem Zusammenhang wurde audr betont, daß die Moder-
nisierungskosten ca. 60:70o/s der Kosten für Neubauten betragen. In den Sanie-
rungsgebieten in Berlin ist in der Regel die §Tohndichte durdr Erhöhung der zuläs-
sigen Grundflädrenzahl (2,5-3,5) gesteigert worden. Die Erridrtung von Hodr-
häusern ist nur bei gleidrzeitigem Bau von Tiefgaragen als günstig anzusehen, um
die unbebaute Flädre von Einstellplätzen freizuhalten und tatsädrlid-r als Erholungs-
gebiet zu nutzen. Interessant war audr, daß sidr in Berlin die Planung wieder der
historisdren Struktur der Hofbildung zur Sdralfung eines privaten Bereichs zuge-
wandt hat.

Vortrag von Baurat Eggeling,Berlin: ,,DerSozialplan na& § 4 u.§8Abs.2StBauFG".

Der Vortragende führte aus, daß in § 4 die Grundsätze des Sozialplanes genannt
werden, wäirrend im § 8 (2) die sdrriftlidre Fixierung des Sozialplanes und seine

Ergänzung zwingend vorgesdrrieben sind. Es wurde betont, daß der Sozialplan als

Sammelbed<en für planerisdre Ziele ein Steuerungsinstrument der Sanierung dar-

stellt. Die Entsdreidung für verbindlidre Planung rifft iedodl das jeweilige Parla-

ment unter Interessenabwägung zwisdren den Behörden und Betroffenen. In Berlin

ist bisher nodr kein Sozialplan aufgestellt worden, so daß der Vortragende nur
Möglidrkeiten aufzeidrnen, aber auf keine Erfahrung zurüd<greifen konnte.

Vortrag von Ltd. Vermessungsdirektor Stahnke, Dortmund: ,,Zur Bodenordnung in

formlidr festgelegten Sanierungsgebieten".

Der Vortragende stellte die in § 12 StBauFG genannten Ordnungsmaßnahmen, wie
Bodenordnung, Umzug der Bewohner usw., seinen Ausführungen voran. Es wurde

100



vorgeschlagen, füf, d,3n zügigen Ablauf der Sanienrng in etwa 10 Jahren, insbeson-
dere audr ftir die Ctrdnungsmaßnahmen, einen Netzplan aufzustellen. NadT s 13
StBauFG sind die Oldnungsmaßnahmen von der Gemeinde auszuführen, wobei sie
sidr eines Sanierung;strägers bedienen kann. Audr der Eigentünrer kann an der
Durdrführung der Ordnungsmaßnahmen unter bestimmten Voraussetzungen betei-
ligt werden. Der Vortragende betonte, daß nadr § 41 StBauFG die Kosten der Ord-
nungsmaßnahmen dr:r Gemeinde zufallen. Von den Ordnungsmaßnahmen wurde
die Bodenordnung wegen der Abhängigkeit der anderen Maßnahmen als vorangige
Aufgabe bezeidrnet. Unter Bodenordnung nadr dem StBauFG ist allgemein die
Grundstüd<sordnung gemeint, die neben dem freihändigen Kauf und Tausdr (frei-
willige Bodenordnun3) audr die gesetzlidre Umlegung einsd-rließt. Der Vortragende
sieht in der Bodenordnung ein wesentlidres Mittel, das Eigentum des bisherigen
Eigentümers entspre<hend § 1 (5) StBauFG zu erhalten. Neben der Darstellung der
verschiedensten FornLen der Eigentumszuteilung wurde eingehend auf die Umlegung
in den Sanierungsgel)ieten eingegangen. Es wurde betont, daß im Hinblid< auf den
Sanierungsvermerk l:ein Umlegungsvermerk im Grundbudr eingetragen wird und
daß nur die §Tertumlegung in den Sanierungsgebieten zugelassen ist.

Vortrag von Redrtsanwalt §fagner, Bedin: ,,Die Mitwirkung des Sanierungsträgers

bei der Sanierung".

Der Vortragende ist Leiter eines §Tohnungsbauunternehmens, das überwiegend
§/ohnungen baut unrl bewirtsdraftet. Er beridrtete über die rechtlidren Grundlagen
der Arbeit des Unternehmens, über den Grunderwerb und die Finanzierung, über
die Betreuung der Betroffenen, über die Freimadrung und Abriß und sdrließlidr über
die Neubebauung und die Modernisierung. Seit über 10 Jahren ist im Bereidr der
Stadt Berlin die Stadterneueruflg Sanierungsträgern übertragen worden. Bisher wur-
den ca. 1500 Grunrlstücke erworben und rd. 10000 §üohnungen freigemad-rt.
3500 Vohnungen sinil bisher von diesen Sanierungsträgern neu gebaut worden.

Bei der Frage der Rerprivatisierungsmaßnahmen hob Rechtsanwalt §Tagner hervor,
daß es sidr als Fehls«hlag erwiesen hat, dem Eigentümer über Immobilienfonds in
Form der Brudrteilsg;emeinsdraft eine Direktbeteiligung am Grundbesitz zu ver-
schaffen. EinepapierneBeteiligungkann nidrtdasgewohnteGrundeigentum ersetzen.

Vortrag von Ltd. Vt:rmessungsdirektor Friedridr, Berlin: ,,Probleme der Grund-
stü*sbewertung in förmlidr festgelegten Sanierungsgebieten und städtebaulidren
Entwi&lungsbereidrerr ".

Der Vortragende führte aus, daß die Vorsdrriften des StBauFG, die die lVertermitt-
lung betreffen, nidrt rvie im BBauG klar erkennbar, sondern über das ganze Gesetz
verstreut sind. Es wurde betont, daß in den Sanierungsgebieten \üerterhöhungen,
die infolge der Sanierung eingetreten sind, nidrt dem Eigentümer zustehen, sondern
zum Nutzen der Allgt:meinheit abgeschöpft werden. Die s§ 23, 57 (l),25 (6), 59 (5),
41 (5) und 57 (4) sind als fundamentale Bewertungsvorsdrriften des StBauFG vor-
gehoben worden. Nadr Ansidrt des Vortragenden handelt es sich bei der §flert-
ermittlung insbesonde,re nadr der Vorsdrift des s 23 StBauFG keinesfalls um eine
manipulierte §ferternrittlung losgelöst von der Marktlage, sondern um eine edrte
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Ermittlung des Verkehrswertes nadr der Begriffsbestimmung des § 141 BBauG. Die
Besonderheit der Verkehrswertermittlung nadr 5 23 StBauFG besteht lediglidr darin,
daß die Ermittlung des Verkehrswertes auf eine Marktsituation abgestellt werden
muß, die von der Sanierung nidrt beeinflußt ist. Allerdings sind allgemeine §7ert-
erhöhungen auf dem Grundstüd<smarkt zu berüd<sidrtigen. Aus dem § 23 StBauFG
geht audr hervor, daß §Terterhöhungen, die der Eigentümer zulässigerweise durdr-
geftihrt hat, zu berüd<sidrtigen sind; als Beispiel wurde der Bau einer Stützmauer
genannt. Unter Hinweis auf die d,rei §üertermittlungsverfahren Vergtreidr-, Ertrags-
wert- und Sadrwertverfahren wurde auf die Praxis der Ermiulung der Verkehrs-
werte eingegangen. Bei der Ermittlung des Bodenwertes wurde bei Fehlen ausrei-
drender Vergleidrsgrundstüd<e audr die Benutzung des Ridrrwertes als zulässig an-
gesehen. Die vom Eigentümer angegebenen Erträge sind kritisdr zu betradrten, da
durdraus überhöhte Mietvereinbarungen im Hinblid< auf die Sanierung getrolfen
sein können. Der Vortragende betonte, daß eine Kaufpreissaminlung mit fadrgeredrt
ausgeweftetem Kaufpreismaterial für die §Tertermittlung unbedingt erforderlidr ist.
Erst hierdurdr kann ein Gutadrten zuvedässig aufgebaut bzw. gestützt und ggf. Ein-
sprüd'ren substantiert entgegengetreten werden. Im Verlauf des Vortrages wurde
nodr detailliert auf die Vorsdrriften der §§ 25 und 41 StBauFC eingegangen.

Vortrag Prof. Dr. Gassner, Bonn' ,,Fragen der Aufsdrließung bei städtebaulidren
Sanierungs- und Entwi&lungsmaßnahmen nadt dem StBauFG.'r

Unter Aufsdrließung wird vom Vortragenden die Gesamtheit der Maßnahmen ver-
standen, die das Ziel verfolgen, in bisher nidrt genügend entwid<elten Räumen eine
angemessene Grundausstattung als Voraussetzung für eine bessere Nutzung plan-
mäßig zu sdraffen. Nadr dieser Deffnition gehört die Aufsd,ließung zur Infrasffuk-
tur. Anhand von Beispielen wurde die Aufsd'rließung versdriedener Gebiete mit
sämtlidren Maßnahmen eingehend erläutert.

Vortrag von Redrtsdirektor Dr. Vogel, Bielefeld, ,,Abbrudrgebot, Bau- und Moder-
nisierungsgebot (§§ 19-21 StBauFG".

Der Vortragende führte aus, daß es sidr bei den §§ 19-21 StBauFG als gemeinsames

Band um öffentlidr-redrtlidre Verpflidrtungen zur Durdrführung der Planung auf
dem baulidren Sektor in den Sanierungsgebieten handelt. Das Abbrudrgebot nadr

s 19 StBauFG kann einmal isoliert auf die Beseitigung von Bausubstanz geridrtet
sein, um Freifläd'ren, z. B. Straßen zu sdraffen oder zum anderen aud'r der Freilegung
von Grundstücken dienen, um sie einer Neubebauung zuzuführen. Das Baugebot

nad.r § 20 StBauFG zielt auf zwei Fälle ab, und zwar auf die Ergäpzung vorhandener

baulidrer Anlagen und auf eine selbständige Neubebauung. Das Modernisierungs-
gebot nadl § 2t StBauFG wurde als wesentlidres Mittel angesehen, möglidrst viele

historisdre Bauwerke zu erhalten.

Vortrag o. Prof. Dr. Rudolf Stidr, Universität'Trier-Kaiserslautern: ,,Genehmigungs-
pfidrt ltir Vorhaben und Reütsvorgänge, gemeindlidres Grunderwerbs- und Vor-
kaufsredrt (§§ 15, 17 und 18 StBauFG)".

Der Vortragende begann seine Ausführungen mit dem Hinweis, daß durdr den

Besdrluß über die förmlidle Festlegung des Sanierungsgebietes als Satzung (§ 5

t02



StBauFG) das Sanierungsgebiet in eine Art Ausnahmezustand versetzt wird. Die

durdr die ordnungsg,:mäßä B.k"rrntro"drung der Satzung eingetretexen Redrts'er-

änderungen sind in S 6 StBauFG aufgezeigt. Auf das Thema bez.ogen, ist im Sanie-

*rrgrg"b-i"t weder eirre Veränderungsspere nodr eine Zurüd<stellung v,on Baugesu-

dr.i."nodr, wenn einr: Umlegung d"idrgeftih.t werden soll, eine Veränderungs- und

Verfiigungssperre zugelassen. Änstelle dieser Vorsdrriften des Bundesbaugesetzes

ist diä gäe..lle Geiehmigungspflid'rt von Vorhaben und Redrtsvorgängen_nad1

s l5 StBäuFG getret€:n. -qut S ß-(g) wurde insofern besonders hingewiesen, als die

Genehmigung iu ,"rr"g.n ist, wenn bei einer red,tsgesdräftlidren_Veräußerung der

vereinbarie ö"g.n*,,ri über dem zulässigen §flert nadr § 23 StBauFG liegt._ Der

Vortragende *ä.nt. die Gemeinden vor einem großzügigen Umgang mit dieser

Vorsdräft. Audr übe:chöhte Kaufpreise bilden, wenn sie genehmigt sind, zumindest

aus der Sidrt der C,rundstüd<seigentümer der Sanierungsgebiete, Vergleidrswert-

objekte; es ist nidrt zrnzunehmen, daß der Grundeigentümer_ bei der Ermittlung des

Ausglei&sbetrages (§ 41 StBauFG) einen niedrigeren Preis als Ausgangswert akzep-

tieÄ wird. Urrär dern Hinweis, daß bei einer beabsidrtigten Versagung der Geneh-

;d;g ein Gutadrtr:n des Gutadrteraussdtusses eingeholt werden soll, hob der

Vo"otri."d" die fundamentale Bedeutung des Gutad-rteraussdrusses nidrt flur für

diesentafi, sondern allgemein für die geiamten Maßnahmen des Städtebauförde-

*rrgrg...,r", hervor. im weiteren Veilauf der Ausführungen wurden nodr das

Vor-kJufsredrt nadr § 17 und das gemeindlidre Grunderwerbsredrt nadr § 18 ein-

gehend behandelt.

Netzplantechnik

- Intensivkrrrs der Bundesakademie für öffentlidre Verwaltung -
Von Vermessungsoberrat Dipl.-lng. H. Möl leri n g, Regierung Hildesheim

I. Einleitung

,,Die öffentlidte Venvaltung muß moderner werden! Notwendig dazu ist ein Ange-

bot moderner Instrurnente und Tedrniken, eine Anpassung der Verwaltungsorgani-

sation an diese neuen Tedrniken und Hilfsmittel.

Und sdrließlidr wird eine Anpassung der Beamten selbst an die neuzeitlidren Mög-
lid'rkeiten notwendig sein. Dazu gehört die Aufgesdrlossenheit, mit der Zeit zu
gehen, ebenso wie die §feiterbildung, mit der die Kenntnisse auf dem jeweils

neuesten Stand gehalten werden."

Dieser Auszug aus e:iner Rede des Staatssekretärs Hartkopf vom Bundesinnenmini-
sterium bringt das Anliegen der öfientlidren Verwaltung nadr einer ständigen
Fort- und §treiterbildung zum Ausdrud<.

Die Niedersädrsisdre Vermessung- und Katasterverwaltung trägt dieser Notwendig-
keit seit langem Redrnung, u. a. durdr eigene Fortbildungsveranstaltungen und die
Möglidrkeit, an Kursen und Seminaren anderer Institutionen teilzunehmen (Städte-
bauinstitute, Fernsehkurse, Kontaktstudien der Universit'äten). Es ist daher dankbar
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zu begrüßen, daß nun auch die Teilnahme an einem Seminar der Bundesakademie
für öffentlidre Verwaltung ermöglidrt wurde.

2. Die Bundesakademie für öIfentlidre Verwaltung

Die Bundesakademie ftir offentlidre Verwaltung wurde im Jahre 1969 in Bonn ein-
gerid,tet, um die Angehörigen des öffentlidren Dienstes während ihrer gesamten
Dienstzeit praxisnah fortzubilden. Sie ist die zentrale Fortbildungseinridriung der
Bundesregierung und ein organisatorisdrer Teil des Bundesinnenministeriums.

Insbesondere zählt sie zu ihrer Aufgabe

- Methoden des modernen Management, der modernen Führungs- und
Planungslehre, unter ständigem Bezug auf die Praxis zu vermitteln,

- die Fähigkeit zu interdisziplinärer Zusammenarbeit zu fördern,

- neue Planungs- und Entsdreidungsmethoden zu erproben,

- das Fadrwissen im Sinne einer benrflidren Anpassungsfortbildung
zu aktualisieren.

Die Akademie erstred<t ihre Fortbildungsmaßnahmen zunädrst nur auf Angehörige
der Bundesverwaltung. Dies sdrließt jedodr die gastweise Teilnahme von Angehoi-
gen anderer Verwaltungsbereidre nidrt aus.

3. Intensivkurs,,Netzplantedrnik"

3.t. Allgemeines
Im Rahmen der Lehrgruppe II (Allg. berufsbegleitende Fortbildung) fand vom 11.
bis t S. g. 1972 in Bonn ein Intensivkurs ,,Netzplantedrnik" statt, an äem neben dem
Verfasser 14 Angehörige oberer BundesbehörJen teilnahmen. Der Teilnehmerkreis
setzte sidl aus 7 Verwaltungsjuristen, 6 Betriebs- bzw. Volkswirten und 2 Ingenieuren
zusammen.

Das Seminar verfolgte das Ziel,

- mit den widrtigsten Verfahren der Netzplantedrnik als Arbeitsmethode
zur Koordinierung arbeitsteiliger Aktivitäten bekanntzumadren und

- zur manuellen Herstellung und Analyse von Netzplänen anzuleiten.

Die wissensclaftlidre Leitung hatte Professor Dr. Zimmermann, Ordinarius für
Unternehmensforsdrung an der TH Aadren und Präsident der Deutsdren Cesell-
sdraft für Operations Researdr (DGOR).

?.2.Programm
Durdr Vodesungen und praktisd're flbungen wurde folgendes Programm erarbeitett

Methoden des Operations Researdr,

Stärken und Sdrwäd'ren der konventionellen Planungsverfahren (Gantt-Chart,
LOB-Tedrnik),
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Graphentheorie,

Verfahren der Netzplantedrnik (CPM, PERT, MPM), deren Untersdriede und

Bewertung,

Optimierung von NetzPlänen,

Kostenplanung,

Netzpläne unter Berüd<sidrtigung von Kapazitätsgrenzenl

Sonderprobleme der Netzplantedrnik, wie

mehrstufige NetzPläne,

Meilensteine, :zugewiesene Pufferzeiten,

stodrastisdre Irletzplanverfahren (Entsdreidungsnetzpläne),

Multipro jektplanung,

tlberblid< über vorhandene EDV-Netzplan-Programme'

Da über die Grundlagen der Netzplantedrnik auch in dieser Zeitsdrrift sdron mehr-

fadr berid,tet wordeii ist, soll hier der Inhalt des Seminars nur sdrwerpunktmäßig

wiedergegeben werd€,n.

3.3. Gru ndla gert der Ne tzplantechnik
3.3.1. Darstellungsfolm und Orientierung

AIIe Netzpläne bestehen aus zwei Arten von Elementen:

Knoten (Kreis,: oder Kästen) und

Kanten (Pfeile).

Audr das Modell ein,:s Projektes, das mit einem Netzplan dargestellt werden soll,

läßt sidl in zwei Elernente zerlegen, und zwar in

Zeitabläufe, d h. Vorgänge (die Zeit beansprud,en) und

Zeitpunkte, d. h. Ereignisse (die keine Zeit verbraudren).

Netzpläne untersdrei<len sidr daher voneinander im wesentlichen in zwei Hinsidrten:

f. in der Art der Zuordnung von Ereignissen und Vorgängen zu Knoten und Kan-
ten, d. h. der Darr,tellungsform, und

2. in der Art der Beschreibung von Ereignissen bzw. Vorgängen, d. h. in ihrer

,,Orientierung".
rJ(Ierden die Vorgänge durdr Pfeile und die Ereignisse durdr Knoten (Kreise) dar-

gestellt,spricIrtmartvonPfeildarstel1ung(z,B,H).
Verden die Vorgänge durch Knoten (Kreise) dargestellt, erhält man die

Kreisdarstellu:ng (2.8. -+@t+). In diesem Fall wird auf eine

explizite Darstellung der Ereignisse verzichtet, und die Pfeile deuten lediglidr
die Zusammenhänge zwischen den Vorgängen an.

Besdrreibt man die \/orgänge nadr Inhalt und Zeitdauer, dann spridrt man von

,,vorgan gsorientierten Netzplänen ". Sie sind dann angebradrt,
wenn man besonders an den einzelnen fubeitsgängen (2. B. zu Steuerungszwed<en)
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interessiert ist. §üIerden dagegen die
n i s o ri e n ti e r te N e tzp I ä n
wendung ftnden. Man kann daher
Netzplan ein K o ntro ll p I an,
rungsplan ist.

Die möglidren Darstellungs- und Orientierungsarten werden hauptsädrlidr zu drei
Netzplantypen kombiniert:

Darstellung, Orientierung:

Ereignis

Vorgang

Kreis.
k.rrr-

Ere\eJrts-

Ereignisse deftniert, dann erhält man ,, e t e i g -
e " , die hauptsädrlidl zu Kontrollzwecl<en An-
vereinfacht sagen, daß der ereignisorientierte

der vorgangsorientierte Netzplan ein S t e u e -

nicht gebräuchlich

Vorgangspfeilnetz
Pfeil

a) vo rgangspfeiln etz : vorgangsorientierterNetzplan in pfeildarstel-
lung (2. B. CPM).

b) vorgan gsknotennetz : vorgangsorientierter Netzplan in Kreisdar-
stellung (2. B. MPM).

c) Ereignisknotenn e tzz ereignisorientiertes Netz in Pfeildarstellung
(d.h. die Ereignisse werden als Knoten dar-
gestellt; z. B. PERT).

F,s ist zu beadten, daß ereignisorientierte Netzpläne weniger Information enthalten,
a! sleidr,große vorgangsorientierte, da die zahl der - i. uorg"ngsorientierten
Netzplan besdrriebenen - Kanten (Pfeile) immer größer ist, als diä zähl der - im
ereignisorientierten Netzplan besdrriebenen - Knoten (Kreise). Ihr Aussagewert
ist etwa nur das 0,6-faöe des vorgangsorientierten Netzplanes.

3.3.2. Aufstellen von Netzplänen

3.3.2.1. Analyse

Die Analyse mit Hilfe von Netzplänen erfolgt in 4 Stufen:

STRUKTUR _ZEIT _ KOSTEN _ KAPAZITAT.

Die Strukturanalyse und die Zeitplanung sind nur feststellende Phasen, die An-
gaben über Projektdauer, kritisdle Vorgänge und Pufferzeiten liefern. Dagegen
handelt es sidr bei Kapazitäts- und Kostenplanung um Optimierungs-
probleme. \7ährend die Kostenphase i. a. nur die Cüte der Durdrführung bestimmt,
hängt von der Kapazitätsphase unter Umständen die Durd'rführbarkeit des Projek-
tes ab. Dabei können Kapazitätsbesdrränkungen als quasi neue, zusätzlidre Ver-
knüpfungen angesehen werden.

Es ist jedodr zu beadrten, daß die Netzplantedmik nidrt gleidrzeitig eine optimale
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Zeitplanung und eine optimale Kapazitätsausnutzung ermöglidlt. Ihre Zielsetzung

ist vielmehi, eine optimale Projektdauer unter Benutzung der vorhandenen Kapazi-

tät zu erreidren. Die Netzplantedtnik gibt also keine Antwort auf die Nutzung
bradrliegender Kapazitäteni es werden nur die ,,Spitzen" gebrodren, nidrt aber die

,,Täler" optimal giftitltt Die Kapazitätsplanung ist somit ein Reihenfolgeproblem,

d. h. es isi die optimale Reihenfolge der Vorgänge zu bestimmen, die unter Benut-

zung der vorhandenerr Kapazität und unter Beadrtung der gegebenen Abhängigkei-
ten zur kürzesten Projektzeit führt.

3.3.2.2. Aufgliederun3sgrad

Der Umfang der als lllemente des Projekts deftnierten Vorgänge hängt im wesent-

lidren von der Größe des zu planenden Projektes und - bei Benutzung einer

EDV-Anlage - von rler speidrerkapazität dieser Anlage ab. Allgemein gilt jedodr,

daß die Piojektdauer um so größer ist, je weniger Vorgänge eingeführt werden.

Dagegen wird sie reduziert, wenn man eine stärkere Aufteilung der Vorgänge vor-

nimmi. Dabei führt vor allem das ,,Aufsplittett" von Vorgängen wegen der dann

eintretenden Parallelil,ät zu einer Zeitverkürzung.

In der Praxis hat sidr als Ridrtwert ergeb€n, daß die Vorgänge so deftniert sein

sollten, daß ihre Daut:r nidrt weniger als 3o/o der Gesamtprojektdauer beträgt.

3.4. Sonderprobleme der Netzplantechnik
Im allgemeinen werd,:n nur in sidr abgesdrlossene Projekte betradrtet, für die je-

weils äine Netzplanart benutzt wird und die keine Beziehungen zu anderen Pro-
jekten haben.

Diese homogene und isolierte Betradrtungsweise kann jedodr in zwei Ridrtungen
verändert werdent

1. Bei der Auflösunp; des Gesamtnetzplans in Einzelnetzpläne von Teilprojekten
erhältman mehrstuf ige Netzpläne;

2. in Fällen, in denen an sid'r isolierte Projekte die gleidren Betriebsmittel benötigen
und dadurdr zu einer simultanen Betrad,tung zwingen, spridrt man von
Multip ro j ektp lanu n g. Dese Zusammenhänge müssen immer dann
beadltet werden, vrenn im Rahmen der benutzten Netzplantedrniken die Berüd<-
sidrtigung von Kapazitätsgrenzen vorgesehen ist.

3.4.1. Mehrstuftge Ne,tzpläne

Bei einer Zerlegung eines Gesamtnetzplanes in mehrere Teilnetzpläne entstehen
besonders ausgezeidrnete Knoten, die als ,,Gelenkknoten" bezeidrnet werden. Bei

diesen Gelenkknoten kann zwisdren Eingangsknoten (eingehende Pfeile von ande-
ren Teilnetzen) und A.usgangsknoten (ausgehende Pfeile) untersdrieden werden.

Die einzelnen Teilnetz:e können dann in ihrer Größe reduziert werden. Hierzu sind
in jedem Teilnetz die längsten §7ege von jedem Eingangs- zu jedem Ausgangsknoten
zu bestimmen. Diese'Wege können dann anstelle des Teilnetzes treten.
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So wetden die einzelnen Teilnetze durd'r derartige ,,Ersatzpfeile" dargestellt, und
es wird aus ihnen ein reduziertes Gesamtnetz gebildet.

Diese Art der Zusammensetzung ,,reduzierter" Teilnetze zu größeren Rahmennet-
zen kann audr dazu benutzt werden, Netzpläne hierardrisdr aufzubauen. Dabei ist
es zulässig und audr sinnvoll, auf den einzelnen Stufen versdridene Nerzplantedr-
niken oder Orientierungen zu verwenden.

So ist z. B. entspredrend dem Management by Exception folgende Gliederung
denkbart

1. Stufe: Rahmenplan ( : redu-
ziertes Gesamtnetz), ereignis-
orientieft, Differenzierung grob
(Top. Management), Kontroll-
plan.

(Frage t '§7'erd en Zeiten an kri-
tisdren Knoten eingehalten?);
PERT.

2. Stufe: reduzierte Teilnetze,
ereignis- oder vorgangsorien-
tiert, Differenzierung mittel
(Firmengliederung).

(Frage ' Sind kritische §7ege
und die längsten, die nidrt
krisisdr sind, in Ordnung ?).

3. Stufe : Detailebene, Teil-
netze, vorgan gsorientiert, Diffe-
renzierung fein, Basisnetzpläne,
Steuerungspläne.

Eine derartige Gliederung wird beispielsweise durdr das PERT-COST II - Programm
von IBM benutzt.
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3.4.2. Meilensteine urrd zugewiesene Pufferzeiten

In der Zeitplanung ergeben sidr die frühesten und spätesten Zeiten sowohl der

Vorgänge als audr del Ereignisse durdr die i. a. benutzten Vor- und Rüd<wärtsredr-

nungen. Die dadurdr ,srhaltenen Zeiten haben zwei wesentlidre Nadrteile,

1. Sie erlauben nidr': ohne weiteres die Festlegung von Fixabständen einzelner

Ereignisse vom Ar,fang oder Ende des Projektes.

2. De aufgrund der normalen frühesten und spätesten Zeiten erredrneten Puffer-

zeiten eignen sid'r nid-rt als Steuer- und Kontrollgrößen.

Diese beiden Sdrwädren elementarer Netzplantedrniken versudrt man durdr die

Einführung sog. ,,Meilensteine" und durdr die Zuweisung auf andere §7eise erred,-
neter Pufferzeiten zu beheben.

Meilensteine können z. B. Ansdrluß- oder Verbindungsknoten von Teilnetzplänen
sein (ein Projekt, mehrere Firmen). Um ein Meilensteinereignis M im Netzplan
zeitlid, fest zuverankc:rn, werden zwei zusätzlidre Vorgänge (Start-M, M-Ende)
eingeführt. Dadurdr entsteht ein zusätzlicher kritisdrer \7eg.

Das Verhältnis von Vc,rgangsdauer zur Pufferzeit eines Vorgangs variiert sehr unter-
sdriedlidr. So kann z. B. ein kurzer Vorgang einen größeren Puffer haben, als ein
Vorgang mit großer D,auer. Daher ist im Gegensatz zum mehr oder weniger zufälli-
gen Vorgangspuffer der sogenannte ,,Pfadpufrer" eine sinnvolle Größe. Hierunter
versteht man die Diff,-.renz zwisdren den Längen nidrt kritisdrer und den entspre-
drenden Längen kritir;drer Pfade. Hier wird also nidrt der Puffer eines einzelnen
Vorgangs, sondern der eines gesamten Pfades im Netzplan betradrtet. Um nun die
Vorgangspuffer als St'-.uerungsinstrument benutzen zu können, versudrt man, den
Pfadpuffer in sinnvolle,r §/eise auf die einzelnen Vorgänge dieses Pfades aufzuteilen.
Man geht dabei davorr aus, daß einem Vorgang um so mehr Pufferzeit zugewiesen
werden sollte,

1. je weniger er tedrrrisdr beherrsd-rt wird (Sicherheit der Zeitsd,ätzung),

2. je länger seine Darrer ist,

3. je mehr Vorgänge ihm nodr bis zum Projektende folgen, d. h. je größer die
Folgen einer etwaigen Anderung im Netzplan sind.

Unter Berücksidrtigun3 dieser Kriterien werden Pulfergewidrtszahlen für die ein-
zelnen Vorgänge ermir:telt. Sie geben an, mit weldrem Vorrang die einzelnen Tätig-
keiten mit Pufferanteilen bedadrt werden sollen. Vereinfadrt kann man sagen: je
größer die Unsidrerhe:it in der Zeitschätzung, desto größer die Gewidrtszahl. Die
Pufferzuteilung bezietrt sid'r allerdings nur auf die beiden Phasen Struktur- und
Zeitplanung.

4. Vergleidr des Seminars mit dem Fernsehkurs

Beide Fortbildungsseminare hatten den Zwed<, ohne Vorkenntnisse in die Methode
der Netzplantedrnik einzuführen. Am Ende der Kurse stand jeweils das Lrrnziel,
Probleme und Projekte des eigenen Berufszweiges analysieren und Netzpläne zu
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ihrer Bewältigung aufstellen zu können. Die Art der Darstellung und Vermittlung
des Stoffes war jedoch pädagogisch redrt untersdriedlidr, obwohl etwa die gleidren
didaktisdren Hilfsmittel (Film bzw. Dias, Lehrbudr bzw. Voilesungsmanuskript,
praktisdre Ubungen) verwendet wurden.

Der Verfasser hat den EindrucJ< gewonnen, daß trotz des erheblidr größeren zur
Verfügung stehenden Zeitraums beim Fernsehkurs mehr Bedeutung dem formalen
Erfassen zugemessen wurde. Dagegen kam neben diesem sdrematisdren Lernen das
verständnismäßige Erfassen zu kurz. Dieser Mangel sollte offenbar durdr sehr breit
gesdrilderte Filme über praktisdre Beispiele ausgeglidren werden. Das führte jedodr
durch die textlid'r fast ungekürzte Ubernahme in das begleitende Lehrbudr zu
einer die Ubersidrt ersdrwerenden §Teitsdrweiffgkeit (Redundanz).

Der Lernerfolg wird nadr Meinung des Verfassers nodr dadurdr beeinträdrtigt, daß
kaum ein kritisdrer Vergleich der verschiedenen NPT-Verfahren gegeben wurde.
§Teiterhin wurde als nadtteilig empfunden, daß im Fernsehkurs der Zusammenhang
zwisd-ren der Darstellungsart und der Orientierung der versdriedenen Netzpläne
nidrt klar genug herausgestellt und erst am Sdrluß des Lehrgangs kurz erläutert
wurde.

Im übrigen wurde im wesentlichen nur eine mögliche NPT-Methode, nämlidl MPM,
behandelt.

Im Intensivkurs ,,Netzplantedrnik" der Bundesakademie für öffentlidte Verwaltung
in Bonn wurde in einem 1wödrigen, ganztägigen Seminar ein umfassender Einblid<
in das gesamte Gebiet der Netzplantedrnik gegeben. Dabei wurde besonderer §7ert
auf die logisd'ren Zusammenhänge und einen kritisdren Vergleidr der versdriede-
nen Netzplanverfahren gelegt. Außer den elementaren Grundlagen wurden vor
allem Sonderprobleme der Netzplantedrnik behandelt.

Daneben kam aber audr die formale Aufstellung der Netzpläne nidrt zu kurz. So
wurden z. B. für das Feststellen der Abhängigkeiten, die Erredrnung der Ereignis-
zeiten, die Numerierung und die Pufferzuteilung speziell entwidcelte Beziehungs-
sdremata in Form matrizenartiger Tabellen entwi&elt und darüber hinaus weitere
praktische Hinweise zur Erleiafiterung der manuellen Herstellung von Netzplänen
gegeben.

Bei einem Vergleidr zwisdren beiden Fortbildungsseminaren soll allerdings das

Handikap des Fernsehkurses durdr den breit gestreuten Teilnehmerkreis und die
beabsidrtigte Anspradre der versdriedensten Berufszweige nidrt verkannt werden.

5. Anwendung der NPT in der Verwaltung

De bisher gewonnene Erfahrung, daß die Netzplantedrnik als eine Methode des

Operations Researdr vorwiegend in Industrie und §Tirtsdraft angeweadet wird,
wurde audr durch das Seminar der Brmdesakademie für öffentlidre Verwaltung
bestätigt.

Da die Anwendung in der öfientlidren Verwaltung nodr im Anfangsstadium steht,

war es nidrt überrasdrend - wenn audr als Nadlteil empfunden -, daß die Bei-

spiele der praktisdren tlbungen fast aussdrließlidr der §Tirtsdraft entnommen waren.
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Um diesem Mangel altzuhelfen, bat der Seminaileiter die Teilnehmer, Beispiele aus

dem jeweiligen Verwaltungszweig für künftige Kurse bereitzustellen. Vom Verfasser

wurden da6ei die in dieser Zeitsdrrift bisher veröffentlidtten Anwendungen und
Aufsätze über die NPT erläutert. Die anschließende Diskussion zeigte, daß der Ein-

satz der NPT bei dr:rartigen Problemen audr bereits ohne'eine Kapazitäts- und
Kostenanalyse sinnvoll und nützlidr ist.

Bei einem Vergleich der Anwendungsbereidre in §Tirtsdlaft und Verwaltung wurde
vom Dozenten herausgestellt, daß in der Virtsdraft sidr vor allem

Kapazitätsanal;ysen,

Pufferzuteilunl; und

mehrstuffge Nr:tzpläne

als die interessantesten Gebiete der Netzplantedrnik erwiesen haben.

Die beiden letzten Sonderprobleme der NPT können sidrer audr in der öffentlidren
Verwaltung von Bederrtung sein. Bei einer vertikalen Gliederung der Verwaltung in
oberste, höhere und rrntere Behörden, wie z. B. in der Niedersädrsisdren Vermes'
sungs- und Katastervr:rwaltung, sollten vor allem mehrstuffge Netzpläne Verwen'
dung ffnden können, ryenn alle Ebenen mit der Durdrführung eines Projektes befaßt
sind (2. B. Einführung BEDV).

Dagegen ist die Ven,,altung auf dem Gebiet der Kapazitätsplanung durdr Stellen-
pläne und kameralistir;dre Haushaltsführung relativ unbeweglidr.

6. Zusammenfassung

Zwed< des Intensivktrrses ,,Netzplantedrnik" der Bundesakademie für öffentlidre
Verwaltung in Bonn \var es, Verfahren und Arbeitsmethoden der Netzplantedrnik
zu erarbeiten und zur Herstellung von Netzplänen anzuleiten.

Durch die pädagogisdr und didaktisdr gesdrickte Vermittlung des Stoffes wurde die-
ses Lernziel nach Meirrung des Verfassers voll erreidrt. So konnte in der kurzen Zeit
das umfangreidre Programm ohne Verständnissdrwierigkeiten bewältigt und ein
umfassender Einblick in die Netzplantedrnik vermittelt werden. Vorkenntnisse über
diese Methode warer: nidrt erforderlid'r, es wurde allerdings einö intensive Mit-
arbeit der Teilnehme:r vorausgesetzt. Besonders vorteilhaft war es, daß die Vor-
lesungen im Manuskriptdruck vorlagen.

Za dem äußeren Rahmen des Seminars sei jedodr eine kritisdre Anmerkung ge-
stattet. Durdr die §flahl des Lehrgangsortes im Innenministerium in Bonn und da-
durdr, daß fast alle T'eilnehmer Angehörige von Bundesoberbehörden mit Sitz in
Bonn waren, kam kau:m ein privater Kontakt unter den Beteiligten zustande. Da-
durdr unterblieb audr ein wünsdrenswerter Erfahrungsaustausd'r über die Probleme
anderer Verwaltungszweige. Diesem Mangel könnte die §/ahl eines anderen Ta-
gungsoftes abhelfen.

Es ist zu wünsdren, daß audr künftig Angehörige der Vermessungs- und Kataster-
verwalftrng die Möglidrkeit erhalten, an Kursen und Seminaren der Bundesakademie
für öffentlidre Venvaltung teilzunehmen.
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Angriff auf das Eigentum ?

Von Amtsrat Bodenstein, Niedersädrs. Ministerium des Innern

Unter diesem Motto stand eine am 1?. 3. 1973 im Dritten Fernsehen ausgestrahlte
Sendung über die Reform des Bodenredrts. Einige Filmbeiträge veransdraulidrten
die gegenwärtige Situation. Eine Expertenrunde setzte sidr sodann kritisd, mit den
Vorsdrlägen und Modellen auseinander, die zur Lösung des Bodenproblems ange-
boten worden sind. Die Repräsentanten der im Bundestag vertretenen Parteien er-
läuterten und verteidigten die von ihren Parteien entwid<elten Vorstellungen. De
F.D.P. hat ihre Auffassung bereits endgültig in den Freiburger Thesen niedergelegt,
die SPD und die CDU werden die Vorsdrläge, die von den dazu eingeridrteten
Kommissionen erarbeitet worden sind, auf ihren Parteitagen im April in Hannover
bzw. im Oktober in Hamburg zur Diskussion stellen.

Um die Antwort auf die in der Ubersd-rrift gestellte Frage vorwegzunehmenr Keine
Partei beabsid'rtigt etwa einen Angriff auf das Eigentum, sd-ron gar nid,t auf das
eigengenutzte Eigentum. Das war wohl audr nicht anders zu erwarten. tlber-
raschender war dagegen das Bekenntnis aller Parteien, an marktwirtsdraftlid-ren
Grundsätzen auf dem sog. Bodenmarkt festzuhalten, obwohl dodr der Grund und
Boden - wie w,iederholt festgestellt worden ist - keine beliebig vermehrbare
\[are ist und die bisher erzielten sagenhaften Gewinne ein Symptom dafür sind,
daß dieser Markt tatsädrlidr nidrt funktioniert. Allerdings gibt es graduelle Unter-
sdriede. So glaubt die F.D.P., durdr Beseitigung marktstörender Faktoren (hierzu
gehören die Mängel im Planungsredrt ebenso wie die bisherige falsche Besteuerung)
einen funktionsfähigen Markt erreidren zu können. Außer der marktwirtsdraftlidren
gibt es für sie keine sozialgered-rte Lösung. Aber auch die SPD will bei der Vertei-
lung des Grund und Bodens - und das ist in der Tat eine entsdreidende Frage -an gewissen Marktmechanismen festhalten. Das bedeutet 2.8., daß die Nutzungs-
redrte nadr einer Kollektivierung über den Markt vergeben werden. §fler bereit ist,
den hödrsten Zins zu zahlen, bekommt den Zusdrlag!

Daß die mangelhafte gesetzgeberisdre Grundlage Hauptursadre für die Fehlent-
widdung auf dem Grundstüd<smarkt ist, gilt allgemein als anerkannt. So sind die
enormen Gewinne nadr dem überkommenen Bodenredrt auf legalem §7ege zu-
stande gekommen, und die profftträdrtigere Nutzung hat sidr grundsätzlich durdr-
gesetzt. Es gilt daher, die Funktion des Eigentums neu zu deffnieren - und 2$131

unterhalb der Grenze einer sozialwidrigen Nutzung, wie der Vertreter der SPD
forderte.

Bei der Feststellung, daß der soziale §Tohnungsbau wegen der extrem hohen Gund-
stüd<skosten fast zum Erliegen gekommen ist, hat man offenbar übersehen, daß die
erheblidr gestiegenen Baukosten wesentlidl dazu beigetragen haben.

Im Prinzip gibt es in folgenden Punkten des Reformkatalogs Ubereinstimmung
zwisdren den politisdren Parteien:

1. Planungsredrt

Die aus dem StBauFG bereits bekannten Institute Baugebot, Modernisierungs-
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gebot und Abbru<hgebot sollen sidr auf das ganze Baugebiet erstred<en, um die

festgelegte Planung verwirklidren zu können.

2. Erweiterung des Enteignungsred,ts durdr Trennung des Enteignungsbesdrlusses

von der im Streitfall später gesondert zu treffenden Entsdreidung über die Höhe

der Entsdrädigungsleistung.

3. Reform der Boder.bewertung
Alle Parteien plädieren für eine zeitnahe Bewertung. Das Problem wird bei der

Durclrftihrung liegen. ohne die Hilfe der Gutadrterausschüsse, z. B. mit modi-

ffzierten Ridriwerikarten, wird die Massenbewertung nidrt zeitgered,t bewältigt
werden können.

4. Vorkaufsred-rt
Für ein preislimitierendes Vorkaufsredrt gibt es jedodr bei CDU und F.D.P.

abweidrende Vors :ellungen.

In anderen Fragen, wie der Regelung des Planungswertausgleidrs, der Einführung
:iner Bodenwertzuwailssteuer und der Kommunalisierung des Grund und Bodens

in Ballungsgebieten ergaben sidr mehr oder weniger konträre Auffassungen. §fäh-
rend ein Kompromiß zwisdren den Koalitionspartriern möglich ersdreint, ist zumin-

dest bei der Bodenwertzuwadrssteuer und der Kommunalisierung mit dem ent-
sdriedenen \Tidersprr:dr der CDU zu rechnen. Bei der Bodenwertzuwadrssteuer
rid,teten sidr die Bede,nken in erster Unie gegen die Möglidrkeit der Uberwälzung
der steuerlidren Belastung und die daraus resultierenden unsozialen Auswirkungen.
Die SPD will diese llberwälzungsrisiken durd'r einen Katalog von Ausnahmetat-
beständen abfangen. )m übrigen müssen für die Einführung dieser Steuer erst die
Bewertungsgesetze vorliegen, was vor 1975 nidrt der Fall sein wird. Danadt kann
die Bodenwertzuwadrssteuer in dieser legislaturperiode nidrt mehr behandelt wer-
den. Der Vertreter der CDU sah bei der Kommunalisierung zunädrst nidrt die
Mögliclkeit der Finanzierung und sdrließlich erheblidre Sd'rwierigkeiten (Büro-
kratisierung) bei der \Ierteilung der Nutzungsredrte.

Die Kammer für soziale Ordnung der Evangelisdren Kirche in Deutsdrland und der
Arbeitskreis ,,Kirdre und Raumordnung" beim Kommissariat der katholisdren deut-
sdren Bisdröfe haben ein gemeinsames Memorandum über die ,,Soziale Ordnung
des Baubodenredrts" r'orgelegt. Die umfassenden und eingehend begründeten Vor-
sd'rläge zur Reform des Bodenrechts gliedern sidr in Bodenmarkt, Planungsredrt,
Abgabenpolitik und lSaubodenred'rt. Besonders erwähnenswert ersdreinen unter
Nr. 39 eine Art Planungswertausgleidr, Nr. 41 die realistisdre Festsetzung der Ein-
heitswerte als Grundlage für die Vermögens- und Crundsteuer, Nr. 43 die Ableh-
nung der Bodenwertzrwadrssteuer und Nr. 47 Trennung des Enteignungsverfah-
rens, wobei die Entsdrr:idung über die Höhe der Entsdrädigung ,,einer unabhängigen
Bewertungsstelle" übertragen werden soll.

Aus allen Vorsdrlägen und Modellen ergibt sidr eine Vielzahl von Ansatzpunkten
für eine Dskussion irr vermessungs- und katastertedrnisdrer sowie in bewertungs-
redrtlidrer Hinsidrt. Ein Diskussionspunkt dürfte die Verbindlichkeit der Gutadrten
sein - und das trotz des angestrebten marktwirtschaftlidren Prinzips. Hier stellt
sidr die Frage, ob die im § 18 Abs.2 StBauFG getroffene Regelung künftig der
Normalfall sein muß oder kann. In diesem Zusammenhang sind aber audt die Fol-
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gen einer sold'ren Regelung zu überdenken (2. B. obergutadrteraussdrüsse). Ein
weiterer wesentlidler Punkt ist sidrer die Einsdraltung der Guadrteraussdrüsse bei
der Einheitsbewertung.

Die_ frühzeitige Diskussion all dieser Probleme und die Entwid<lung spezieller Mo-
delle ftir die Bewältigung der Aufgaben, die später auf die vermesslungs- und Kaa-
ste_rverwaltung-und die Gutadrteraussdrüsse zukömmen werden, wirdin jeder Hin-
sidrt zwed<mäßig-sein. Darüber hinaus sollte aber audr jeder Fadrmann iufgerufen
sein, vorsdrläge für Lösungsmöglidrkeiten bei der Bodenredrtsreform zur birk,r.-
sion zu stellen.

Der voll und ganz vollkommene Gutachter

,,Die Voraussetzungen für den Sadrverständigen für Vertermittlung von Grund-
sttid<en und Gebäuden sind ... nidrt nur besondere Sadrkunde und §Tissen sowie
objektivität und unparteilidrkeit, sondern sowohl ein universal-komplexes und
audt detailliert-spezialisiertes sowie logisd'r-abstraktes und materiell-konkretes ana-
lytisdres und systematisdres Denken. Nidrt zuletzt braudrt er ein überparteiisdres,
an der sadre orientiertes Redltsempftnden und die sidrere urteilsfahigkeit, um
§7erte zu ermitteln, die zukunftsorientiert sind und Grundlage für entsdreidende
wirtsdlafdidre Transaktionen bilden."

Deutsdres Ardritektenblatt 2173, S. 92

lt4


